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Beginn: 13.33 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Ich erdffne die heutige Sitzung. Diese begin-
nen wir mit Geburtstagsglickwiinschen, die sich
an unseren Kollegen Stephan Gamm richten. Lie-
ber Herr Gamm, im Namen des ganzen Hauses
die allerherzlichsten Glickwiinsche zum Geburts-
tag. Alles Gute fir das neue Lebensjahr.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und nun, meine Damen und Herren, habe ich Ih-
nen noch eine Personalie mitzuteilen. Nachdem
wir uns in unserer letzten Sitzung von unserer Kol-
legin Brigitta Schulz verabschieden mussten, darf
ich Ihnen heute ein neues Mitglied vorstellen. Nach
Mitteilung des Landeswahlleiters ist mit Wirkung
vom 1. Mai 2017 auf der Wahlkreisliste 17 der
SPD-Fraktion Frau Jasmin Hilbring nachgeriickt.
Liebe Frau Hilbring, herzlich willkommen in unserer
Mitte. Viel Freude bei der neuen Aufgabe.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Dann kommen wir zur

Aktuellen Stunde

Dazu sind sechs Themen angemeldet worden. Von
der AfD-Fraktion

Polizeiliche Kriminalstatistik 2016 — Stagnati-
on auf zu hohem Niveau

von der SPD-Fraktion

Uberarbeiteter Luftreinhalteplan: Wichtige
und sorgfaltig abgewogene MalRnahmen fir
saubere Luft und verbesserten Gesundheits-
schutz

von der CDU-Fraktion

AusgeSCHULZt und abgeSCHOLZt — End-
lich frischer Wind im Norden

von der GRUNEN Fraktion

Mutig, konsequent, aber auch mit Augen-
mal: Luftreinhalteplan sorgt fur mehr Ge-
sundheit in Hamburg

von der Fraktion DIE LINKE

Tag des Pflegenotstands: Hamburger Pfle-
gekrafte sofort entlasten und Patient_innen
besser schitzen!

und schliel3lich von der FDP-Fraktion

Volksinitiative "Gute Inklusion™
Weckruf fir rot-griinen Senat!

Letzter

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, das zweite
und vierte Thema gemeinsam debattieren zu wol-
len.

Wir starten mit dem ersten Thema, angemeldet
von der AfD-Fraktion. Die Redezeit: in der ersten
Runde finf Minuten, danach drei Minuten. Das
Wort bekommt Herr Nockemann von der AfD-Frak-
tion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Als ich heute
Morgen das "Hamburger Abendblatt" aufschlug,
musste ich ein bisschen schmunzeln, berichtete es
doch Uber einen gewaltigen Einbruch bei der Ein-
bruchskriminalitat. Das hat schon ein gewisses Ge-
schmackle; das war naturlich ein Artikel im "Ham-
burger Abendblatt", der vom Senat angemeldet
worden war,

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Haben Sie schon
mal etwas von Pressefreiheit gehért? — Do-
rothee Martin SPD: Peinlich!)

und zwar nur deswegen, weil die AfD das Thema
Kriminalstatistik heute auf die Tagesordnung ge-
setzt hat. Es mag sein, dass die Einbruchskrimina-
litdt in Deutschland zurtickgeht, in Hamburg zu-
rickgeht — aber, wie bereits gesagt: Sie geht in
ganz Deutschland massiv zurlck.

(Dr. Monika Schaal SPD: Und deshalb ha-
ben Sie es angemeldet?)

Und wen wundert das auch? Wir hatten im Jahr
2016 massive Grenzkontrollen und wir wissen
doch alle, dass die Einbruchskriminalitat primar
von reisenden Banden verursacht wird. Das ist ge-
nau das, was wir immer gesagt haben: Fihrt bitte
mehr Grenzkontrollen durch und die Einbriiche in
Deutschland gehen zurtick.

Natirlich ist es so, dass die Soko Castle einen ge-
wissen Anteil an dem Rickgang hat, das wollen
wir gar nicht bestreiten. Es ist doch ein schéner Er-
folg der Hamburger Polizei — herzlichen Glick-
wunsch an die Polizei.

(Beifall bei der AfD)

Aber die Soko Castle reifdt natirlich auch Licken
in andere Bereiche.

Im Jahr 2016 ermittelte die Hamburger Polizei in
239 000 Fallen, einschlief3lich auslanderrechtlicher
VerstoRe, denn auch diese auslanderrechtlichen
VerstoRRe sind Straftaten. Im Verhaltnis zu 2015 er-
gab sich ein Minus um bescheidene 1,9 Prozent.
Dass es auch weitaus besser geht, machen uns
andere Stadte vor. Zum Beispiel Koln: minus
6,2 Prozent. Bochum: minus 7,1 Prozent. Essen:
minus 7,5 Prozent. Dortmund: minus 8,8 Prozent.
Und Minchen: sage und schreibe minus 14,2 Pro-
zent. Das ist doch geradezu ein Armutszeugnis
des Senats, es als Erfolg zu bezeichnen, wenn in
Hamburg die Kriminalitatsrate um 1,9 Prozent be-
scheiden zurlckgeht. Wenn unser Polizeiprasident
sagt, angesichts dieses Rickgangs sei er stolz wie
Bolle, dann musste der Munchener Polizeiprasi-
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(Dirk Nockemann)

dent vor Stolz geradezu platzen. Und wenn man
dann noch sieht, von welch hohem Niveau der
Ruckgang in Hamburg ausgeht, dann muss man
sagen: Das ist alles noch viel zu hoch.

Nimmt man einmal die Haufigkeitszahlen, das
heil3t, die Anzahl der Straftaten pro 100 000 Ein-
wohner, dann liegt Hamburg immer noch bei
12 977 Straftaten pro 100 000 Einwohner. Herr
Minster, schauen Sie nicht so skeptisch. Baden-
Wairttemberg liegt bei 5 390 — ich weil, das treibt
Ihnen die Tranen in die Augen —, Bayern liegt bei
4 785. Das sind Ergebnisse, auf die man stolz sein
kann.

(Dr. Monika Schaal SPD: Dann ziehen Sie
doch um!)

Sehr unerfreulich ist die Tatsache, dass in Ham-
burg die Zahl der Korperverletzungsdelikte um
4,6 Prozent gestiegen ist. Besonders evident ist
auch der Anstieg der Vergewaltigungen und der
besonders schweren Falle der sexuellen Nétigung
um sage und schreibe 25 Prozent in Hamburg.
Frauen kénnen sich in Hamburg nicht mehr sicher
bewegen.

Besonders deutlich nahm die Zahl von Beleidigun-
gen auf sexueller Grundlage zu. Hier ist ein Plus
von 54,5 Prozent zu erkennen — ein vernichtendes
Urteil Gber die Politik dieses Senats.

(Nebahat Giiglii fraktionslos: Uber die Man-
ner!)

Dass der Polizeiprasident in diesem Zusammen-
hang auf eine erhdhte Anzeigenbereitschaft hin-
weist, dient natirlich wieder einmal der Verharmlo-
sung. Der Satz "Erhdhte Anzeigenbereitschaft fuhrt
zu einer erhdhten Quote" ist fur jedes Opfer eine
unertragliche Verharmlosung, eine unertragliche
Verhdéhnung. Das Leid fur die Einzelnen ist qualita-
tiv. Quantitative Relativierungen sind da eher be-
schamend. Und ich muss Ihnen ganz offen sagen:
Prozentzahlen oder die Tatsache, dass die Tater
kulturell eben anders gepragt sind, interessieren
mich in diesem Zusammenhang tberhaupt nicht.

Noch etwas Bedeutsames: Die Anzahl der Tatver-
dachtigen insgesamt liegt bei 74 888. Der Anteil
nicht deutscher Tater lag bei 43 Prozent und der
Anteil der Tatverdachtigen mit Flichtlingshinter-
grund lag bei 9,1 Prozent. Interessant ist auch die
Zahl der Tatverdachtigen bei Rauschgiftkriminali-
tat. Hier waren fast 26 Prozent der Tatverdachtigen
Flichtlinge. Ob diese hohe Zahl nun an der grof3en
Zahl junger Manner als Risikogruppe liegt, halte
ich fir vollig irrelevant. Relevant fir die Opfer ist
die hohe Kriminalitdtsrate insgesamt. Mehr im
zweiten Teil. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Miinster von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Arno Miinster SPD: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Zum einen hat mich
gewundert, Herr Nockemann, dass Sie das Thema
heute aufrufen, weil die Statistik schon im Februar
herausgekommen ist. Damit sind Sie nicht die
Schnellsten. Natirlich debattieren wir das auch
heute, wenn Sie es mochten. Sie sind ein bisschen
spat dran,

(Dr. Andreas Dressel SPD: Mit Aktueller
Stunde hat das nichts mehr zu tun!)

aber immer gern.
(Beifall bei der SPD)

Zum anderen hat mich die Uberschrift ein bisschen
irritiert. Sie sprechen davon, dass das Ganze sta-
gniere. Das ist falsch. Richtig ist: Hamburg ist si-
cherer geworden, trotz der gewachsenen Heraus-
forderungen. Es gibt weniger Straftaten trotz ge-
stiegener Bevolkerungszahlen, einen Rlckgang
um 1,9 Prozent auf 239 230 Taten. Das ist der
hochste Ruckgang seit 2010, Herr Nockemann.
Das haben Sie mal eben verschwiegen.

(Beifall bei der SPD)

Sie sind ein bisschen dariiber hinweggegangen,
was die Soko Castle macht. Wenn man einmal im
Fernsehen gesehen hat, was die Leitende Polizei-
direktorin Frau Klein — den Namen kann man nen-
nen, das ist ja alles schon offentlich dargestellt
worden — leistet, dann finde ich das hervorragend.
Und wenn man das "Hamburger Abendblatt" heute
Morgen aufgeschlagen hat, hat man auch gleich
lesen konnen: 1 000 Taten weniger in den ersten
vier Monaten. So etwas fallt nicht vom Himmel,
Herr Nockemann. So etwas fallt wirklich nicht vom
Himmel.

(Beifall bei der SPD)

Und auch in der Jugendkriminalitdt haben wir
einen deutlichen Rickgang.

(Dirk Nockemann AfD: Die geht doch Uberall
zurlick, Herr Minster!)

— Das hat doch damit nichts zu tun. Sie haben
doch eben das Gegenteil behauptet.

(Dirk Nockemann AfD: Die Zahl der Jugend-
lichen sinkt doch!)

Wenn man sich die Jugendkriminalitat anschaut in
den letzten zehn Jahren, haben wir einen Riick-
gang. Um 12,4 Prozent ist das zurlickgegangen —
um 12,4 Prozent. Das ist darauf zurtickzufuhren,
dass die Polizei hier in Hamburg sehr, sehr gute
Arbeit leistet, und davor ziehe ich meinen Hut.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Die Gewaltkriminalitdt bei Jugendlichen ist im
Zehnjahresvergleich um 28,5 Prozent zurickge-
gangen. Das fallt auch nicht einfach vom Himmel.
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(Beifall bei der SPD)

Was man einmal erwdhnen muss, ist auch, dass
97 Prozent aller Jugendlichen gar nicht straffallig
werden. Es sind nur 3 Prozent, die straffallig in Er-
scheinung treten. 97 Prozent aller Jugendlichen
sind Uberhaupt nicht involviert.

(Beifall bei der SPD — Dirk Nockemann AfD:
Lesen Sie nie den Intensivtaterbericht?)

Aber ich habe es verstanden. lhr Aufhanger ist na-
tirlich die Auslanderkriminalitat. Das ist immer das,
was Sie nach vorn bringen: Die Flichtlinge, die Zu-
gereisten, das sind die, die hier ihr Unwesen trei-
ben. Es ist wahr, dass die Tatbeteiligung bei den
Deutschen gesunken ist; bei den Nichtdeutschen
ist sie um 6,3 Prozent gestiegen. Das sind aber ei-
gentlich nur platte Zahlen. Man muss wissen, dass
hier natlrlich auch VerstéRe gegen das Aufent-
halts- und Asylrecht berticksichtigt werden, die ein
Deutscher gar nicht veriben kann — dazu muss
man schon Auslander sein —, und das sind sehr,
sehr viele Falle. AulRerdem gehdren Bagatelldelikte
wie Schwarzfahren und, und, und dazu, die natur-
lich auch alle erfasst werden. Und das stellen Sie
so da, als wenn das Wunder was fur Straftaten sei-
en.

(Dirk Nockemann AfD: Ja, es sind doch
Straftaten, oder nicht, Herr Miinster? Ant-
worten Sie mal! — Gegenruf von der SPD:
Ruhe! — Zurufe)

— Ich habe eben versucht, Ihnen darzustellen, dass
das sozusagen alles Bagatellsachen sind.
Schwarzfahren hat etwas damit zu tun, wie vermo-
gend man ist. Tun Sie doch nicht so, als wenn das
ein groRes Ding ist, wenn man schwarzfahrt. Daflr
bekommt man eine Anzeige, dafir geht man nicht
ins Gefangnis.

Zu dem, was Sie zu den Sexualdelikten gesagt ha-
ben, muss man wissen, dass in der Statistik, die
Sie zitiert haben, natirlich Silvester von 2016 mit
drin ist. Dann gab es eine erhdhte Anzeigenbereit-
schaft, das ist klar. Aber ansonsten muss man wis-
sen, dass die Tater eigentlich immer in irgendeiner
Familienbeziehung standen.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch egal!
Deswegen ist es doch nicht weniger
schlimm!)

Es ist also nicht so, wie Sie es darstellen, dass kei-
ne Frau in Hamburg mehr sicher ist. Das sind ein-
fach Unwahrheiten, die Sie sagen; das sind teilwei-
se Beziehungstaten innerhalb der Familie. Ich
glaube, dass Sie hier ein bisschen Polemik an den
Tag gelegt haben.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Ich kann aus der Polizeilichen Kriminalstatistik ei-
gentlich nur herausnehmen, dass wir auf einem

guten Weg sind. Die Sicherheit ist bei diesem Se-
nat in sehr guter Hand. Wir werden den Weg, den
wir beschritten haben, dementsprechend fortfiih-
ren.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
Wir werden aber auch ...

(Glocke)
— Schade. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Lenders von der
CDU-Fraktion hat nun das Wort.

(André Trepoll CDU: Jetzt kommt das Ni-
veau!)

Joachim Lenders CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Ja,
da war schon Schluss, Kollege Miinster, aber es
gibt ja noch die Chance fir eine zweite Runde.

Nachdem wir nun gehért haben, dass sich zwi-
schen SPD und AfD zu dem angemeldeten Thema
ein bisschen gestritten wird, wie es um die Fakten
bestellt ist, versuche ich einfach einmal, die Fakten
Zu benennen.

(Heiterkeit bei der SPD)
— Hoéren Sie doch einfach zu.

Der leichte Riickgang bei den Straftaten darf doch
nicht dariber hinwegtduschen, dass wir uns nach
wie vor auf einem Zehnjahreshoch befinden und
die Aufklarungsquote marginal zurlickgegangen
ist. Und zu diesen Fakten gehort einfach schlicht
und ergreifend ein massiver Anstieg bei den Se-
xualdelikten um 25 Prozent. Es gehdrt dazu ein
deutlicher Zuwachs bei den Rauschgiftdelikten —
das sind die Fakten. Und es gehdrt dazu, dass wir
nach wie vor eine gefestigte, eine verfestigte
Rauschgiftszene haben in St. Pauli, St. Georg und
in der Schanze. Es gehort dazu, dass wir 75 Dro-
gentote in 2016 zu beklagen hatten und damit auf
einem dramatischen, hohen Niveau liegen, wie
auch die Bundesléander Nordrhein-Westfalen und
Rheinland-Pfalz — wen wundert es, wenn man sich
ansieht, wer dort regiert.

(Beifall bei der CDU)

Lieber Herr Dr. Dressel, das sind Fakten. Die sind
recherchierbar, sie sind nachlesbar. Und zu diesen
Fakten gehort auch, dass die Aufklarungsquote
deutschlandweit bei 54 Prozent liegt und in Ham-
burg bei 43,1 Prozent. Das ist kein Ruhmesblatt.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Sie wollen doch
Ihre Kollegen nicht kritisieren, oder?)

Und es gehort auch dazu, dass die Haufigkeits-
zahl, also die Zahl der gemessenen Straftaten je
100 000 Einwohner, in Deutschland bei 7 161 liegt
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und in Hamburg, wen wundert's, bei 12 977 — ein
trauriger Rekord, lieber Dr. Dressel. Aber in der
falschen Richtung.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Bernd Bau-
mann AfD)

Ich kann verstehen, dass die SPD-Fihrung gera-
dezu gejuchzt und gejauchzt hat, als sie heute
Morgen das "Hamburger Abendblatt" aufschlug
und sah: Die Einbruchskriminalitdt geht zurick.
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Sie
selbst, Ihr Senat, posaunt standig herum, dass
derartige Zwischenstande nicht unbedingt realitats-
nah seien und nicht gezahlt werden durften. Wenn
die Zahl dann aber gut ist, kriegen Sie sich gar
nicht wieder ein. Machen wir doch einmal die Bi-
lanz am Ende des Jahres, lieber Dr. Dressel, und
schauen wir dann einmal nichtern die Fakten an,
ob es so geblieben ist.

Zum Thema Einbruchskriminalitat. Warum ist denn
der Einbruchsdiebstahl so deutlich zurlckgegan-
gen? Wir haben im Jahr 2015 — und mit wir meine
ich nicht etwa den rot-griinen Senat, sondern die
ehrbare und gute und nachhaltige Arbeit der Poli-
zei — die Besondere Aufbauorganisation Castle
eingesetzt, und diese BAO Castle hat allein in dem
ersten Halbjahr ihres Bestehens dafilir gesorgt,
dass wir eine Aufkldrungsquote von sage und
schreibe 53,7 Prozent hatten. Diese 53,7 Prozent
in den nur von ihr tbernommenen Fallen sagt doch
deutlich etwas dartber aus, wie es ist, wenn man
Polizei arbeiten lasst, wenn man Polizei entspre-
chend mit Personalressourcen ausstattet. Am
Schluss kann man sagen, wie erfolgreich Polizeiar-
beit ist, aber nicht die Arbeit des rot-griinen Se-
nats, denn dort liegt der Einbruchsdiebstahl nach
wie vor bei 11,9 Prozent. Das ist kein Ruhmesblatt.

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Bernd Bau-
mann AfD)

Die Professionalitat, die Bereitstellung ausreichen-
der Personalressourcen, das erwarten wir als
CDU-Fraktion als Standard und nicht etwa als die
rihmliche Ausnahme. Sie sehen bereits in diesem
Jahr, dass die operativen Einheiten deutlich zu-
rickgegangen sind, die die BAO Castle unterstiit-
zen, weil der G20 im Raum steht, weil Objekt-
schutzmalinahmen im Raume stehen. Sie werden
erleben, dass dieser Ruckgang bei den Einbruchs-
kriminalitatszahlen, wenn Sie so weitermachen,
nicht funktionieren wird. Und was macht der Se-
nat? Er bildet kurzfristig Schwerpunkte, weil die
entsprechenden Zahlen durch die Decke gehen,
und versucht pausenlos, dieses Ganze zu kaschie-
ren.

Lieber Kollege Minster! So etwas falle nicht vom
Himmel, haben Sie zur Arbeit der Polizei gesagt.
Ich sage lhnen: Einige lhrer steilen Thesen lassen
selbst den einen oder anderen Rot-Autonomen in

der Roten Flora vom Barhocker fallen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
AfD)

Préi§identin Carola Veit: Frau Moller von der
GRUNEN Fraktion hat das Wort.

Antje Moéller GRUNE:* Frau Préasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Lenders, Sie kennen sich
aus — das mit den Barhockern in der Roten Flora
finde ich einen interessanten Hinweis.

(Beifall und Heiterkeit bei den GRUNEN, der
SPD und der LINKEN)

Und der Rest der Rede war ahnlich.

Vielleicht versuche ich einmal einen sachlichen
Einstieg,

(André Trepoll CDU: Ja, versuchen Sie mal
was Neues!)

den ich aber gar nicht an Zahlen festmachen will,
sondern an dem Prinzip der Polizeilichen Kriminal-
statistik, die — ich bin schon ziemlich lange in die-
sem Parlament — schon ewig, seit es sie gibt, im-
mer Spielball der Interpretation war: Interpretation
durch die Opposition, Interpretation durch die Re-
gierung. Ich finde, wir sind heute aber an einem
Hohepunkt angekommen. Ich muss dazu einmal
Herrn Lenders zitieren, der im Grunde gesagt hat,
die steigenden Zahlen hatten immer etwas mit der
Regierung zu tun. Ohne jede Differenzierung ha-
ben Sie das gesagt — man muss ja auch nicht dif-
ferenzieren. Herr Nockemann sagt, Prozentzahlen,
das interessiere ihn alles Uberhaupt nicht, es gehe
um jede einzelne Tat. Gleichzeitig steigen Sie aber
mit dem Rickgang um 1,9 Prozent ein, den Sie na-
turlich auch wieder kleingeredet haben — es ist Uib-
rigens der hdéchste Rickgangswert aller Bundes-
lander, aber das nur nebenbei.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Von daher: Was wollen wir eigentlich besprechen?
Keine Prozentzahlen, keine Details, sondern dass
die Regierungen immer schuld sind an dem, was
wir an Aufklarungsquoten und Straftaten in dieser
Stadt haben?

Jede Straftat ist eine zu viel. Das ist ein sehr bana-
ler Satz, zeigt aber die Notwendigkeit an, selbst-
verstandlich jede Straftat ernst zu nehmen. Des-
halb halte ich es fir Unsinn, die Arbeit einer Son-
derkommission gewissermaflen lacherlich zu ma-
chen, indem man sagt, sie arbeite gut, aber ...
Herr Nockemann hat gesagt, dafir fehlten die Be-
amten an anderer Stelle, und Herr Lenders sagte,
es gebe sie, aber sie sei aus der Not geboren. Das
ist doch alles Unsinn. Wie reagiert man denn auf
Straftaten? Ich bin, anders als Sie, Herr Lenders,
nicht bei der Polizei.
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(André Trepoll CDU: Das ist auch gut so!)

Ich schaue mir das an und denke: Das, was die
Polizei macht, ist genau richtig — sie reagiert mit
gezielten, differenzierten Maflnahmen auf Entwick-
lungen bei den Straftaten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Um noch einmal auf das Thema der gestiegenen
angezeigten Falle von sexuellen Ubergriffen zu
kommen. Es gab schon einen Zwischenruf von
Frau Gugclu: Es sind die Manner, die diese Strafta-
ten begehen,

(Dirk Nockemann AfD: Nicht die Manner, es
sind bestimmte Manner!)

und nicht die Regierung und nicht sonst jemand.
Es sind aber vor allem mutige Frauen, die sich zu-
nehmend trauen, diese Dinge zur Anzeige zu brin-
gen. Das hat etwas mit einem veranderten Klima
im Umgang mit sexuellen Ubergriffen zu tun, und
das ist gut und richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deshalb ist es weiterhin umso wichtiger, jeden se-
xuellen Ubergriff auch zu verfolgen — erstens: ihn
anzuzeigen, zweitens: ihn zu verfolgen, und drit-
tens: ihn aufzuklaren — und eigentlich brauchen wir
an der Stelle weiterhin sehr viel Praventionsarbeit,
so wie bei der Jugendkriminalitdt. Dort sieht man
eine Entwicklung, die in eine viel bessere Richtung
geht. Ich erhoffe mir auch bei diesem Thema sehr
viel mehr Aufmerksamkeit, um beispielsweise ein-
mal zu schauen, was nebenan passiert. Gerade
sexuelle Ubergriffe sind oft nur méglich, weil Unbe-
teiligte eben nicht hinsehen. Das ist aber eine vol-
lig andere Debatte.

Jetzt noch einmal zur Polizeilichen Kriminalitatssta-
tistik. Eigentlich habe ich die Anmeldung der AfD
nicht verstanden. Ich habe aber verstanden, dass
das wieder einmal eine Gelegenheit war, um zu
sagen, auch das "Hamburger Abendblatt" schreibe
nur das, was der Senat ihm vorgibt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Scheider von der
Fraktion DIE LINKE bekommt das Wort.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren, Frau Prasidentin! Ich muss ehrlich sa-
gen: Die Art und die Intention der Anmeldung finde
ich langweilig wie kalte Flle.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Die Polizeiliche Kriminalstatistik sagt erst einmal
Uber den konkreten Zustand in der Gesellschaft
und die Zahl der Straftaten Uberhaupt gar nichts
aus. Sie ist vor allem gut im Mehrjahresvergleich,
da kann man namlich Tendenzen erkennen. Die

Zahl der Wohnungseinbriiche war gestiegen, dar-
aufhin ist diese Sonderkommission gebildet wor-
den. Das war eine richtige MalRnahme, und das
schlagt sich nieder. Nach einem Vierteljahr kann
man das nicht direkt beurteilen, aber das ist schon
ein Ergebnis der PKS, wie sie im Fruhjahr vorge-
stellt worden ist.

Was erfasst eigentlich die Polizeiliche Kriminalsta-
tistik? Auch ich will noch einmal darauf eingehen;
es ist jetzt mehrfach gesagt worden. Sie erfasst
nur bekannt gewordene Straftaten und nicht das
Dunkelfeld, also nicht die Kriminalitat, sondern nur
die Félle, die die Polizei bearbeitet. Und wenn sich
die Zahl der Tatverdachtigen fiir bestimmte Delikte
erhoht, dann kann das auch — es ist mehrfach ge-
sagt worden — auf die positive Entwicklung des An-
zeigeverhaltens zuriickgefuhrt werden, wie — und
auch das ist schon gesagt worden — nach Silvester
2015/2016. Da hat sich das Anzeigeverhalten ent-
wickelt und naturlich steigt dann die Zahl der be-
kannt gewordenen Straftaten.

(Dirk Nockemann AfD: Ist ja auch alles gar
nicht so schlimm!)

Es kann aber auch auf Zunahme von Kontrollen
zurtckzufihren sein. Ich erinnere: Es gab einmal
ein Gefahrengebiet in Ottensen zum Thema Be-
tdubungsmitteldelikte. Als dieses Gefahrengebiet
mit verdachtsunabhangigen Kontrollen eingerichtet
wurde, ist die Zahl der registrierten Straftaten um
58 Prozent, glaube ich, gestiegen, und als das Ge-
fahrengebiet beendet wurde, ist sie wieder gesun-
ken. Man kann also nicht sagen, dass durch das
Agieren der Polizei die Straftaten beeinflusst wur-
den, sondern es sind mehr Straftaten bekannt ge-
worden, und als die Kontrollen nachgelassen ha-
ben, ist nicht etwa die Zahl der Delikte zuriickge-
gangen, sondern die Zahl der bekannt geworde-
nen Delikte.

AuBerdem enthalt die PKS — auch darauf will ich
einmal hinweisen — nur Tatverdachtige und nicht
Straftater. Im Schnitt werden bundesweit nur ein
Drittel der Verdachtigen am Ende verurteilt. Folg-
lich ist die Mehrheit der Erfassten erst einmal un-
schuldig, statistisch gesehen. In diesem Zusam-
menhang will ich auf einen anderen Gesichtspunkt
des Anzeigeverhaltens hinweisen, weil die Intenti-
on der AfD klar ist: Es geht mal wieder auf die Aus-
lander, es geht mal wieder auf die Gefllichteten.
Dazu méchte ich den Kriminologen Christian Pfeif-
fer in Bezug auf das Anzeigeverhalten zitieren:

"Wenn Max von Moritz attackiert wird, liegt
die Anzeigequote bei 13 Prozent. Wenn Max
aber von Mehmet angegriffen wird, steigt sie
auf 27 Prozent."

Es gibt mehrere Untersuchungen, die genau das
belegen, und ob dann immer tatsachlich Max der
Angegriffene war und Mehmet der Téater, ist auch
mehr als fraglich. Also sagt die Zahl der Tatver-
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dachtigen und der Anteil zum Beispiel von Gefllich-
teten oder von Menschen ohne Pass nicht beson-
ders viel aus.

Ich will noch einen dritten Faktor nennen, das ist
natirlich die Sozialstruktur. In der Kriminalstatistik
tauchen, seit es sie gibt, gemessen an ihrer Zahl
Uberproportional viele junge Manner auf, und viele
aus Vierteln, die als benachteiligt gelten. Das ist
schon so, seit es diese Statistik gibt. Ich kénnte |h-
nen jetzt seitenweise — ich habe nicht so viel Zeit —
Klagen uber die Jugend vorlesen,

(Karl-Heinz Warnholz CDU: Nein, lieber
nicht!)

Uber die jungen Manner, aus dem 19. Jahrhundert,
aus dem 20. Jahrhundert und so weiter. Und der
Anteil alleinstehender junger Manner an den Ge-
flichteten ist GUberproportional hoch. Das sagt nicht
etwas Uber Gefllchtete aus, sondern dass eine be-
stimmte Alterskohorte, eine bestimmte soziale Ko-
horte, ein besonders hohes Kriminalitatsrisiko auf
sich vereint. Die Gefllichteten reprasentieren also
einen wesentlichen gesellschaftlichen Ausschnitt,
von dem seit jeher Uiberproportional viele Straftaten
bekannt geworden sind. Von daher bringt uns die
Debatte wirklich nicht weiter — und schon gar nicht
in der Art, wie Sie von der AfD sie fiihren oder Sie
von der CDU, die in dieselbe Kerbe geschlagen
haben. Das bringt uns nicht weiter.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giiglii fraktionslos)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat nun Herr
Jarchow von der FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich denke, eins eint uns
doch alle: dass wir ein Interesse daran haben,
dass die Kriminalitdt moglichst gering ist in dieser
Stadt und in diesem Land. Naturlich wird bei einem
solchen Thema die Opposition immer sagen, es
reiche nicht, und der Senat wird darauf verweisen,
wie toll die Zahlen seien. Einmal abgesehen von
diesem Schwarzer-Peter-Spiel freut es mich natir-
lich, wenn eine Soko Castle diesen Erfolg hat, den
sie hat. Das sehe ich vollig unabhangig davon, wer
gerade Innensenator ist. Mich freut es einfach,
dass es so ist; wir haben es ja auch begleitet. Auf
der anderen Seite darf man naturlich nicht verges-
sen, dass das einen gewissen Preis hat. Wir haben
in diesen Bereich so viel Personal gesteckt, dass
es in anderen Bereichen fehlt; das wird uns die Po-
lizei immer wieder bestatigen. Das durfen wir nicht
vergessen.

Bei der Prasentation der Statistik kirzlich wurde
neben einigen erfreulichen Entwicklungen — eine
habe ich genannt — doch auch ein in manchen Tei-
len besorgniserregendes Gesamtbild prasentiert.
In vielen Bereichen sind einige Zahlen sehr hoch

und prasentieren uns eine Rechnung flr Uber ein
Jahrzehnt personellen Kahlschlag bei den Sicher-
heitsbehdrden, den wir zahlreichen Innenministern
in Bund und Landern zu verdanken haben — die im
Ubrigen, Herr Lenders, (iberwiegend von der CDU
gestellt wurden. Dies hat zur Folge, dass die ei-
gentliche Kriminalitatsbekampfung immer mehr
zum Nebengeschaft wird. Dies gilt besonders fir
zwei Kriminalitatsfelder, die ich hier einmal heraus-
greife, Betrugsdelikte und organisierte Wirtschafts-
kriminalitat, wo die kriminalpolizeilichen Ermittlun-
gen nicht nur aufwendig sind, sondern auch uber
lange Zeitrdume und mit strategischen Anséatzen
betrieben werden missen, um Erfolg versprechend
zu sein. Hinter den Zahlen in der Polizeilichen Kii-
minalstatistik verbirgt sich dazu eine viel dramati-
schere Lage insofern, als Zahlen aus dem Bereich
der organisierten Kriminalitat nicht auftauchen, weil
es den Behdrden an Ressourcen fehlt, um sie we-
nigstens aufzudecken. Das heif3t, die Dunkelziffer
ist relativ hoch. In einem funktionierenden Rechts-
staat muss es aber eine prioritare Aufgabe von Si-
cherheitsbehorden sein, Kriminalitat dort zu be-
kampfen, wo das Gemeinwohl besonders gefahr-
det ist, und nicht nur dort, wo es besonders offen-
sichtlich ist.

Bekanntlich ist die PKS eine Eingangsstatistik,
deshalb darf man sich durch diese Zahlen nicht da-
von ablenken lassen, dass die Sicherheit des
Staates, vor allen Dingen der Bevélkerung, nur zu
gewahrleisten ist, wenn es insgesamt eine funktio-
nierende Strafverfolgung gibt. Wenn Staatsanwalt-
schaften und Strafgerichte sowie die Zivilgerichte
bei Geltendmachung von Schadenersatz durch Kri-
minalitatsopfer wegen chronischer Uberbelastung
versagen, haben Kriminelle zumindest zeitweilig
leichtes Spiel. Gleiches gilt fir Mallnahmen der
Resozialisierung, an denen wir alle ein Interesse
haben, denn weniger Ruckfallquote bedeutet weni-
ger Straftaten und weniger Opfer.

Diese Bereiche einmal stellvertretend flir andere. —
Vielen Dank fir Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort hat Senator
Grote.

Senator Andy Grote: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren Abgeordnete! Ich freue mich,
dass wir hier noch einmal Gelegenheit haben, zu-
sammen die aktuelle Kriminalitdtsentwicklung und
die Leistung der Hamburger Polizei in der Krimina-
litditsbekdmpfung zu wirdigen. Die Verdffentli-
chung der PKS liegt in der Tat schon drei Monate
zurlick, aber inzwischen haben wir aktuelle Zahlen
aus den ersten vier Monaten 2017 und insofern er-
gibt sich vielleicht ein etwas vollstandigeres und
aktuelleres Bild.
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Wichtig ist, dass wir das mit angemessener Ernst-
haftigkeit und Seriositat diskutieren. Wenn man
das tut, kommt man gar nicht umhin zu erkennen,
dass das Jahr 2016 ein wirklich sehr gutes, erfolg-
reiches Jahr fur die Kriminalitdtsbekampfung in un-
serer Stadt war.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es war im Ubrigen ein Jahr mit einer Entwicklung
im Vergleich zum Vorjahr, wie wir sie in den zu-
ruckliegenden Jahren nur sehr selten hatten. Wir
hatten im Vergleich zu 2015 nicht nur eine leicht
sinkende Zahl von Straftaten — 1,9 Prozent sind
Ubrigens 5 000 Taten weniger, das sollte man nicht
kleinreden —, wir hatten auch nicht nur eine leicht
erhdhte Aufklarungsquote um 1 Prozent, sondern
wir hatten eben auch Erfolge in vielen relevanten
Deliktfeldern, tber die wir ein Jahr zuvor noch in-
tensiv gestritten und uns sehr viele Gedanken ge-
macht haben, wie wir dort eigentlich vorankom-
men. Wir hatten insbesondere 16,6 Prozent weni-
ger Wohnungseinbruche, 8,8 Prozent weniger Ta-
schendiebstahle, 11,2 Prozent weniger beim Raub,
Ruckgénge auch bei der Gewaltkriminalitdt und der
Jugendkriminalitat. Das ist ein Erfolg,

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

und es ist das Ergebnis hervorragender Polizeiar-
beit. Es ist schlicht unanstandig, das hier kleinzure-
den.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dazu gehdéren Konzepte, Schwerpunkteinsatze,
Sokos und vieles andere mehr. Das ist Polizeiar-
beit, und es zeigt, dass wir gerade in den Delikten,
die fur das Sicherheitsgeflihl der Menschen in der
Stadt eine besondere Bedeutung haben, als Poli-
zei wirkungsvoll arbeiten kénnen und handlungsfa-
hig sind.

Dieser Erfolg ist umso bemerkenswerter, weil viele
Rahmenbedingungen, mit denen wir es zu tun ha-
ben, mit denen Polizei es zu tun hat, das nicht un-
bedingt hatten erwarten lassen. Hamburg ist nach
wie vor eine wohlhabende Stadt im Zentrum Euro-
pas, mit hoher Attraktivitdt, eben auch fir insbe-
sondere reisende Tater, und wir haben jedes Jahr,
auch in 2016, eine zunehmende Zahl von Tatgele-
genheiten, tatbeglinstigenden Situationen allein
dadurch, dass wir einfach mehr Menschen in der
Stadt haben. Wir haben mehr Bewohner, wir ha-
ben mehr Besucher und Touristen, wir haben mehr
Veranstaltungen in der Stadt, mehr Menschen auf
der StralRe, und wir haben auch mehr Flichtlinge.
Das gehort auch dazu.

Die Erfolge sind Ubrigens auch bemerkenswert
— Herr Nockemann, es ist nicht so, dass uberall die
Zahlen zuriickgehen —, als dass wir diesen Erfolg
gegen eine bundesweite Entwicklung bei den Ge-
samtzahlen erreicht haben. Bundesweit hat die
Zahl der Straftaten namlich zugenommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun ist es mit Vergleichen aber immer so eine Sa-
che. Da sie hier wieder bemiht worden sind, viel-
leicht zur Aussagekraft nur ein paar Anmerkungen.
Mit Flachenstaaten — das wissen aber, glaube ich,
eigentlich auch alle — lassen sich unsere Zahlen
aus einem grofRstadtischen Umfeld nicht verglei-
chen. Die anderen Grol3stadte, gerade die, die
wirklich ein wenig vergleichbar sind mit Hamburg,
haben wir im Blick, aber auch dort muss man ge-
nau hinsehen. Wir haben unterschiedliche GroRRe,
Demografie, Bevolkerungszusammensetzung, eine
andere Struktur von Tatgelegenheiten, anderes
Anzeigeverhalten, Ubrigens auch eine andere poli-
zeiliche Praxis in der Aufnahme von Straftaten und
in der statistischen Erfassung. Wenn man aber un-
bedingt Vergleiche anstellen will, dann kann man
schon einmal darauf hinweisen, dass Hamburg
zum Beispiel deutlich erfolgreicher ist als Berlin,
dass wir die einzige Grof3stadt sind, in der Gewalt-
kriminalitat aktuell zuriickgeht. Es ist im Ubrigen
auch nicht so, Herr Nockemann, dass die Woh-
nungseinbriche uberall zuriickgehen, sondern das
viel gepriesene Minchen hatte einen Zuwachs von
9 Prozent; darauf sollte man dann vielleicht auch
einmal aufmerksam machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wissen aber natirlich, das ist gar keine Frage,
dass wir noch Baustellen haben. Das geht in der
Kriminalitatsbekampfung in einer Grofistadt auch
gar nicht anders. Sexualstraftaten sind angespro-
chen worden. Wir wissen, dass der Zuwachs mafR-
geblich auf den Silvestereffekt zurtickzufiihren ist.
Trotzdem ist das ein Deliktfeld, das wir im Blick ha-
ben missen. Wir haben ein Problem bei Fahrrad-
diebstahlen. Wir haben eine Reihe anderer Delikte,
die sich so entwickeln, dass man darauf besondere
Sorgfalt verwenden muss. Und natirlich haben wir
in der Tat ein Problem bei nicht deutschen Strafta-
tern, das ist gar nicht zu leugnen, und da gibt es
auch den Anteil der Flichtlingskriminalitat, wo wir
noch Arbeit vor uns haben; ohne Zweifel.

Wir wissen aber ebenfalls, und das gehort dazu,
dass natirlich die Flichtlingskriminalitat auch vor
dem Hintergrund einzuordnen ist, dass wir dort ei-
ne besondere demografische Zusammensetzung
nach Alter und Geschlecht haben, was dazu bei-
tragt, die Zahlen ein bisschen erklarbarer zu ma-
chen, dass wir eine besondere Lebenssituation ha-
ben und andere Umstande, die man mit einwerten
muss. Insofern geht es hier darum, Integration vor-
anzutreiben, aber eben Straftaten, auch unter
Flichtlingen, bei Flichtlingen, durch Flichtlinge,
konsequent zu verfolgen und — es wundert mich,
dass es gar nicht angesprochen wurde bisher —
natdrlich auch Straftater abzuschieben. Auch das
ist in diesem Kontext wichtig. Wir haben im
1. Quartal 2017 knapp 100 Straftater abgescho-
ben. Das ist eine Zahl, die man vorzeigen kann.
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(Senator Andy Grote)

Auch das gehort dazu: an dieser Stelle konsequent
zu handeln.

(Beifall bei der SPD)

Im Ubrigen haben wir Hinweise darauf, dass die
Zahlen in der Zuwandererkriminalitdt sinken. Das
sind Erkenntnisse des BKA und wird auch ein
bisschen gestitzt durch die Indikatoren, die wir
selbst haben. Ich bin deshalb zuversichtlich, dass
wir auch bei diesem in der Tat aktuell und in den
Zahlen von 2016 etwas besorgniserregenden The-
ma vorankommen und dass wir in Zukunft bessere
Zahlen haben werden. Denn ich bin Uberzeugt,
und ich habe das volle Vertrauen in die Arbeit der
Polizei, dass wir insgesamt auf einem guten, auf
einem richtigen Weg sind. Das bestatigen die Zah-
len der ersten vier Monate, die namlich das weiter
abbilden, was wir in 2016 gesehen haben. Diese
Zahlen sind nur ein Ausschnitt, das stimmt. Aber
wenn man sie im Vergleich zum selben Zeitraum
des Vorjahres sieht, dann haben sie, obgleich sie
eine Momentaufnahme sind — Ubrigens: wenn Sie
in Anfragen die unterjdhrigen Zahlen abfragen,
sind Sie nicht so kritisch, was die ausschnittweise
Betrachtung betrifft —, natirlich fir ein Drittel des
Jahres schon eine gewisse Aussagekraft, und
dann darf man zwischendurch auch ein bisschen
beeindruckt sein. Gesamtkriminalitdt  minus
4,7 Prozent, Diebstahlsdelikte minus 10 Prozent,
Sexualstraftaten minus 22 Prozent, Rauschgiftde-
likte minus 16 Prozent, Gewaltkriminalitdt minus
9 Prozent und Wohnungseinbriiche minus 26 Pro-
zent — das kann sich sehen lassen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es sind im Ubrigen allein bei den Wohnungsein-
briichen 1 000 Taten und damit auch 1 000 Opfer
weniger. Das ist ein wichtiger Erfolg. Das "Ham-
burger Abendblatt" — es ist Gibrigens eine charman-
te Idee, dass wir solche Artikel dort bestellen kon-
nen; ich will das noch einmal versuchen, bisher hat
es nicht funktioniert —

(Dirk Nockemann AfD: Leib- und Magen-
blatt! — Glocke)

hat ausgerechnet, dass wir, wenn wir uns so wei-
terentwickeln, auf einen Zehnjahrestiefstand kom-
men koénnen bei den Einbruchsdiebstahlen. Das
wurde ich jetzt noch nicht gleich unterschreiben,
aber an diejenigen, die hier von Zehnjahreshochst-
standen herumfantasieren, das einmal als kleiner
Hinweis.

Also: Wir sind dort auf dem richtigen Weg. Die
Hamburger Polizei macht exzellente Arbeit. Ham-
burg wird sicherer. Die Hamburgerinnen und Ham-
burger haben ein hohes Vertrauen in die Arbeit ih-
rer Polizei, und ich glaube, wir kdnnen sagen: zu
Recht. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Senator, ich muss
Sie darauf aufmerksam machen, dass Sie mehr als
acht Minuten Redezeit in Anspruch genommen ha-
ben. — Das Wort bekommt Herr Nockemann von
der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Herr Kollege
Minster, die Jugendkriminalitat ist zurtiickgegan-
gen, aber das ist nicht das Verdienst der hamburgi-
schen Innenpolitik, sondern Sie wissen, dass es
ein bundesweites Phanomen ist. Die Gesellschaft
Uberaltert,

(Heiterkeit bei der SPD und den GRUNEN)

das heil’t, die Zahl der Jugendlichen nimmt ab und
in Folge natirlich auch die entsprechenden Straf-
tater im Bereich der Jugendlichen.

Die Intensivtater, Herr Kollege Minster, sind das
Problem, und da wird viel zu wenig getan und das
sind auch diejenigen, die insbesondere bei alteren
Menschen Furcht erregen in dieser Stadt. Wissen
Sie, wenn Sie hier stehen und sagen, wir sollten
mal das Schwarzfahren nicht allzu sehr aufbau-
schen, das sei so marginal — Sie sind ein netter
Mensch, Herr Kollege Minster, aber fiir den Be-
reich Innenpolitik sind Sie eine Fehlbesetzung,
wenn Sie das behaupten. Beziehungstaten seien
ja auch nicht so schlimm, es sei gar nicht so
schlimm, es sei eher harmlos, wenn ein Mann sei-
ne Frau anzindet oder im Auto hinter sich her
schleift — so versuchen Sie, das zu relativieren,
was ich hier ausgefiihrt habe.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hat er Uber-
haupt nicht gemacht! Er hat nicht relativiert!)

— Er hat Uber Beziehungstaten geredet.

Und den Vogel schieen Sie ab, wenn Sie formu-
lieren, wir von der AfD wollten VerstdRe gegen das
Aufenthaltsgesetz zu Straftaten stilisieren.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Das hat er auch
nicht gesagt! — Kazim Abaci SPD: Es geht
um Vergleichbarkeit! — Ksenija Bekeris SPD:
Das ist doch Unfug!)

Wissen Sie, das sind Straftaten. Das sind nicht
Straftaten, weil wir sie dazu machen, sondern es
sind VersttRe gegen das Aufenthaltsgesetz.

— Ja, Herr Dressel, regen Sie sich ruhig auf.

Und Frau Schneider, wenn Sie sagen, es handle
sich bei den zu uns kommenden Jugendlichen
oder jungen Straftdtern aus dem auslandischen
oder dem nicht deutschen Bereich um eine beson-
ders auffallige Alterskohorte: Ich stelle in Abrede,
dass Sie, wenn Sie das wirklich vergleichen mit
den hier sozialisierten Jugendlichen, als Ergebnis
eine ahnliche Strafbarkeit herausbekommen. Nein,
hatte Frau Merkel nicht in ihrer unnachahmlichen
und verantwortungslosen Art 2015 die Grenzen
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(Dirk Nockemann)

Deutschlands fir jeden, der kommen wollte, geoff-
net,

(Zurufe — André Trepoll CDU: Die waren
schon offen!)

hatte es in Deutschland mindestens 100 000 Straf-
taten weniger gegeben. Frau Bldmeke, da kdnnen
Sie mich zum Thema ermahnen; es ist genau das
Thema. Allein durch diese Grenzéffnung haben wir
mehrere 100 000 Straftaten in Deutschland mehr.
Die vorliegende Polizeistatistik untermauert, dass
wir geradewegs dabei sind, aufgrund einer vollig
naiven Einwanderungs- und viel zu laschen Sicher-
heitspolitik den inneren Frieden in unserer Gesell-
schaft aufs Spiel zu setzen.

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Das machen nur
Sie, Herr Nockemann!)

Die Kriminalitat in Hamburg und in Deutschland ist
nach wie vor auf einem sehr hohen Niveau. Das
fuhrt mittlerweile schon dazu, dass Menschen sich
aus Angst vor Kriminalitdt und vor Uberfallen nicht
mehr aus dem Haus trauen, das heil3t, das Frei-
heitsgrundrecht aus Artikel 2 lauft leer. Da kénnen
Sie lachen, aber unterhalten Sie sich doch einmal
mit deutschen Birgern, mit alteren Blrgern, mit
Krankenschwestern, die abends spat vom Dienst
nach Hause kommen, die trauen sich doch schon
gar nicht mehr, ohne Taxi zu fahren.

Null Toleranz im Bereich der Kriminalitat, das for-
dert die AfD. Und wenn die SPD in Hamburg um-
gesteuert ist, dann nur deswegen, weil es uns als
Opposition gibt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Mlinster von der
SPD-Fraktion bekommt das Wort.

Arno Miinster SPD: Frau Prasidentin, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Herr Nockemann, es
mag sein, dass ich nach lhrer Ansicht eine Fehlbe-
setzung bin. Aber damit kann ich gut leben; das
kommt von der AfD und das Urteil der AfD hat bei
mir zu Hause noch nie irgendeine Rolle gespielt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich moéchte nur einmal daran erinnern: 2003 waren
Sie der Innensenator.

(Zuruf von Dirk Nockemann AfD)

Das war die schlimmste Fehlbesetzung eines In-
nensenators in der Freien und Hansestadt Ham-
burg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und |hr Vorganger war ja auch involviert; ich glau-
be, den haben sie irgendwann beim Koksen erwi-
scht. Was Sie damals in der Innenpolitik abgeliefert
haben ... Es ist dermalien zu verachten, was Sie
damals aus der Innenbehérde gemacht haben, das

ist mit Worten eigentlich gar nicht zu beschreiben.
Und dann solch eine Kritik meiner Person gegen-
Uber zu auflern, finde ich schon sehr, sehr unan-
gemessen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Dirk Nockemann AfD: Ich habe das auch be-
grundet!)

Aber auf solche Scharmitzel muss man als Poli-
tiker ...

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend): Herr
Minster, bitte achten Sie auf den parlamentari-
schen Sprachgebrauch und alles, was dazugehort.

Arno Miinster SPD (fortfahrend): Ich habe nicht
das Gefuhl, dass ich mich irgendwie vergriffen hat-
te, aber das kann ich ja einmal nachlesen.

Deswegen habe ich mich aber nicht zu Wort ge-
meldet. Ich bin der Meinung: Wenn man so eine
Debatte fuhrt, muss man auch einmal sagen, wie
es weiter geht. Das in Richtung CDU. Die CDU hat
die Innenpolitik beziehungsweise die Polizei wirk-
lich ganz, ganz heruntergefahren. Der damalige In-
nensenator Ahlhaus hat Stellen abgebaut, und,
und, und.

(Zurufe von der CDU)

Wir sind mihsam dabei, das seit unserer Regie-
rungsverantwortung wieder aufzubauen. Mit
250 Auszubildenden sind wir angefangen, mein lie-
ber Karl-Heinz Warnholz. Das haben wir wieder
hochgefahren und sind jetzt bei 500, die wir jedes
Jahr ausbilden. Die Akademie platzt aus allen Nah-
ten, nur weil ihr nicht gearbeitet habt. Das ist doch
die Wahrheit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben den Verfassungsschutz verstarkt, weil
wir genau wissen, dass aus dem Bereich Islam
noch einiges auf uns zukommt. Da haben wir so-
fort reagiert. Das sind Taten, denen nichts ent-
spricht, was ihr in eurem Leben vorangebracht
habt.

Und das Ammenmérchen von den Uberstunden,
Kollege Lenders: Da muss man, wenn man Inter-
views gibt, auch einmal sagen, von wann die Uber-
stunden sind. Es sind doch teilweise Uberstunden
nachweisbar, da waren die Kollegen noch bei der
Bereitschaftspolizei und sie bummeln sie nicht ab.
Dass es eine Lex Polizei gibt hier im Hause, kann
man ja vielleicht einmal andern.

(Joachim Lenders CDU: Das habe ich doch
gar nicht angesprochen!)

Oder das System, wann die Uberstunden iiber-
haupt anfangen. Das kann man auch andern. Aber
dazu haben wir schon einmal die Diskussion ge-
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(Arno Minster)

fuhrt, da werden Sie immer ruhiger. Wir werden die
Diskussion noch flihren, haben Sie keine Angst.
Gerade das mit den Uberstunden und dass wir zu
wenig Personal haben, ist nicht unsere Schuld.
Das ist ndmlich ganz allein lhre Schuld.

(Beifall bei der SPD — Zuruf von Philipp
HeiBner CDU)

Und wenn wir diese Diskussion schon fihren: Wir
lassen uns die Erfolge der Hamburger Polizei nicht
kleinreden, damit das ein fir alle Mal klar ist. Von
der Spitze an bis zur den Neueinstellungen ma-
chen alle einen hervorragenden Job, und dafiir be-
danke ich mich noch einmal bei der Hamburger
Polizei, bei den Polizistinnen und Polizisten dieser
Stadt. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Lenders von der
CDU-Fraktion, bitte.

Joachim Lenders CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Arno
Miunster, das war schon ein Bravourstlick, was Sie
hier gerade abgeleistet haben.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
— Nun klatschen Sie mal nicht zu frih.

Jetzt kommt namlich mein Zitat: Die Akademie
platzt aus allen Nahten. Ja, das stimmt. Aber nicht
so, wie Sie es denken, weil dort so viel Personal
herumlauft, sondern weil sie keinen Platz haben,
weil sie ein Platzproblem haben. Dazu habe ich
Ubrigens zwei Schriftliche Kleine Anfragen gestellt,
lieber Kollege Munster.

(Beifall bei der CDU)

Um einmal zuriickzukommen auf die Worte des
Senators: Werter Herr Senator, hier im Hause in
den Mund zu nehmen, dass es bei dieser Debatte
unanstandig sei, die Arbeit der Polizei kleinzure-
den ... Das hat, zumindest aus meiner Sicht, von
ganz links bis ganz rechts niemand getan.

(Dirk Nockemann AfD: Danke!)

Es ist in erster Linie unanstdndig, Herr Senator,
wenn Sie der Polizei nicht die ndtigen Personalres-
sourcen zu einer effektiven Kriminalitatsbekamp-
fung zur Verfigung stellen. Das nenne ich unan-
standig.

(Beifall bei der CDU und bei Carl-Edgar Jar-
chow und Jens Meyer, beide FDP)

Mal ehrlich, die Zahlen, die Sie hier vorgestellt ha-
ben, werter Herr Senator, mit Einbruchsriickgang
ohne Ende: Ja, Rickgang ohne Ende — auf einem
Niveau, wo wir im Jahr 2015 einen Anstieg bei der
Einbruchskriminalitdt von 20 Prozent hatten, und
im darauffolgenden Jahr 2016 ist es nicht einmal
geschafft worden, auf diesem Niveau darunter zu

bleiben. Das sind Ihre Zahlen, werter Herr Senator.
Ein bisschen mehr Fakten, ein bisschen mehr
Nachhaltigkeit und Ehrlichkeit.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage lhnen das noch einmal in aller Deutlich-
keit: Die Arbeit der Polizei Hamburg ist nun wahr-
lich hervorragend. Sie haben daflr zu sorgen als
Senator, mit lhrem Finanzsenator — und diese Ver-
antwortung sind Sie schuldig geblieben —, im Dop-
pelhaushalt entsprechend Stellen der Polizei zur
Verfligung zu stellen, damit sie eine gute Arbeit
machen kann.

Kommen wir doch noch einmal zurtick zum Thema
BAO Castle. Ich habe selbst in meinem Debatten-
beitrag eben gesagt, dass die Arbeit der BAO
Castle erfolgreich ist. Der Punkt ist doch, dass die-
ser Senat hergeht und an den Stellen, wo er meint,
dass es in der Offentlichkeit opportun ist, und
wenn die Medien Uber dramatische Anstiege be-
richten, Schwerpunkte bildet und daflr aus ande-
ren Bereichen abzieht. Genau dort ploppt die Kri-
minalitdt dann auf, und Sie stellen sich hin und sa-
gen: Aber hier war ich erfolgreich. Sie sind es so-
wieso nicht; wenn, dann ist es die Polizei Ham-
burg.

(Beifall bei der CDU)

Und genau diese Personaldecke an der einen oder
anderen Stelle zu streichen

(Glocke)

— letzter Satz — ist keine Bekdmpfung von Krimina-
litat, ist kein Schutz vor Kriminalitat, das ist schlicht
und ergreifend Kriminalitdt verwalten. Das wollen
wir als CDU nicht.

(Beifall bei der CDU)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
zu diesem Thema sehe ich nicht. Dann kommen
wir zum zweiten Thema, angemeldet von der SPD-
Fraktion

Uberarbeiteter Luftreinhalteplan: Wichti-
ge und sorgfiltig abgewogene MaRnah-
men fiir saubere Luft und verbesserten
Gesundheitsschutz

Vereinbarungsgemal debattieren wir es gemein-
sam mit dem vierten Thema, angemeldet von der
GRUNEN Fraktion

Mutig, konsequent, aber auch mit Augen-
maf: Luftreinhalteplan sorgt fir mehr Ge-
sundheit in Hamburg

Das Wort bekommt Frau Dr. Schaal, jetzt wieder
fur finf Minuten.
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Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Saubere Luft gehort zu den
wichtigsten Voraussetzungen fir unsere Gesund-
heit. Der Hamburger Senat legt nun als erste Stadt
einen akkurat durchgerechneten Luftreinhalteplan
vor, der mit wichtigen und sorgfaltig abgewogenen
MaRBnahmen fiir saubere Luft und damit fir einen
verbesserten Gesundheitsschutz sorgt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Bestandsaufnahme fiir den Luftreinhalteplan
ergab zunachst eine Gberraschend gute Nachricht.
Entgegen allen Katastrophenmeldungen wird die
Luft in Hamburg namlich immer besser und die
Luftbelastung ist sogar leicht rlcklaufig. Das gilt
fast flr alle Ziele und Grenzwerte des 39. Bun-
desemissionsschutzes, einschlieRlich Feinstaub;
wir haben kein Feinstaubproblem in Hamburg. Das
2012 vom Senat geschniirte MalRnahmenpaket zur
Luftreinhaltung wirkt, ganz ohne City-Maut, ohne
Umweltzonen und ohne flachendeckende Fahrver-
bote.

(Beifall bei der SPD)

Allerdings: Die weniger gute Nachricht ist, dass der
Jahresmittelwert fur die Stickoxide an vier Mess-
stellen in der Stadt nach wie vor gerissen wird.
Vermutlich hatte sich auch dieses Problem in Luft
aufgeldst, wenn die Dieselfahrzeuge auf der Stra-
Re genau die Werte einhielten, die sie im Labor ge-
messen bekommen. Da die Automobilindustrie
sich nicht rihrt, missen jetzt viele Stadte und Ge-
meinden das ausbaden. Das Hamburger Verwal-
tungsgericht hatte verlangt, den Luftreinhalteplan
so zu andern, dass schnellstméglich auch die Jah-
resmittelwerte fur die Stickstoffoxide an allen
Messstellen eingehalten werden. Mit der zweiten
Fortschreibung des Luftreinhalteplans ist das ge-
wahrleistet. Angesichts der bereits erzielten Erfol-
ge erscheint es auch bis 2020 handelbarer, die
Ziele zu erreichen, als es noch 2012 erwartet wur-
de und angesichts des Dieselskandals beflrchtet
werden konnte.

Aber gesamtstadtische Mallhahmen wie der Aus-
bau des Radverkehrs und des o6ffentlichen Nahver-
kehrs, die Umstellung auf saubere Busse und al-
ternative Antriebsformen allein reichen nicht, die
Luftsituation an den bekannten vier neuralgischen
Punkten zu verbessern. Darum wird es jetzt in der
Stresemannstrale Durchfahrtsbeschrankungen fir
Diesel-Lkw schlechter als Euro VI und in der Max-
Brauer-Allee fur Lkw und Pkw schlechter als
Euro VI geben missen. Dies ist das Ergebnis einer
sorgfaltigen Abwagung und der Sicherstellung,
dass es keine Grenzwertiiberschreitungen in ande-
ren Stralen gibt, leistungsfahige Alternativrouten
vorhanden sind und Anlieger-, Liefer- und o6ffentli-
cher Nahverkehr ausgenommen sind. Doch die
Durchfahrtsbeschrankungen stehen noch unter
dem Vorbehalt des Beschlusses des Bundesver-
waltungsgerichts. Es wird im Herbst entscheiden,

ob die Lander und Kommunen Beschrankungen
fir bestimmte Motoren an einzelnen Stralten an-
ordnen durfen. Bisher ist das nicht méglich — das
missen all diejenigen auch einmal zur Kenntnis
nehmen, die meinen, Fahrverbote seien allein eine
Sache des politischen Willens. Dazu braucht man
hierzulande immer noch eine Rechtsgrundlage,
und die gibt es bisher nicht.

(Beifall bei der SPD)

Zusatzlich zu den Durchfahrtsbeschrankungen fir
Diesel werden an den betroffenen Strafen vorzei-
tig emissionsarme Busse eingesetzt, auch in der
HabichtstraRe und in der Kieler Stral3e.

Es hat sich auflerdem herausgestellt, dass der Ha-
fenbetrieb die Luftqualitat in Teilen von Altona star-
ker belastet als bisher angenommen. Darum wird
es im Hafenbereich zusatzliche Maflnahmen zur
Luftverbesserung geben. Zusétzlich zur Land-
stromanlage in Altona, die nun endlich zum Laufen
kommt, wird eine Landstromanlage am Container-
terminal Altenwerder gebaut. Am Burchardkai wer-
den die GroRschiffe mit sogenannten PowerPacks
sauber und sicher mit Energie versorgt, und auch
die HADAG-Fahren sollen sauberer fahren. Die
Hafenbahn wird elektrifiziert, und es kommt ein
emissionsabhangiges Hafengeld, das hoffentlich
schnell seine Steuerungswirkung entfalten kann.
Das ist alles richtungsweisend.

(Beifall bei der SPD und bei Christiane BI6-
meke GRUNE)

Die finale Fassung des Luftreinhalteplans wollen
wir dann nach der Auslegung und der endgiltigen
Uberarbeitung und Beschlussfassung durch den
Senat im Umweltausschuss zur Diskussion stellen.
Einzelheiten beraten wir dort. — Vielen Dank.

Ich freue mich auf die Rede des Geburtstagskinds,
Herrn Gamm. Herzlichen Gliickwunsch.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Die hdren wir jetzt. Herr
Gamm von der CDU-Fraktion, Sie haben das Wort.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen, liebe Kollegen! Liebe
Frau Dr. Schaal, ich hoffe, dass ich lhre Geburts-
tagserwartung erfiillen kann.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt ist die
Stunde!)

Folgendes ist doch festzuhalten: Nach Androhung
eines gerichtlichen Zwangsgeldes liegt nun endlich
der Luftreinhalteplan vor, an dem Rot-Griin so lan-
ge gearbeitet hat. Die Attribute, mit denen uns Rot-
Grin diesen MaBRnahmenkatalog schmackhaft ma-
chen will, sind bemerkenswert: Die Mallnahmen
seien wichtig und sorgfaltig abgewogen, mutig,
konsequent, aber auch mit Augenmal. Allein die-
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ser Wortcocktail lasst erkennen, wie sehr dieser
Senat und die rot-griinen Regierungsfraktionen be-
muht sind, einen Eindruck von hoher Qualitat zu
erwecken. Nur leider deckt sich dieser Anspruch
nicht mit dem Inhalt des MalRhahmenkatalogs.

(Beifall bei der CDU — Dr. Anjes Tjarks
GRUNE: Jetzt kommt I|hre Losung, Herr
Gamm!)

Bei dem nun endlich vorliegenden Entwurf eines
Luftreinhalteplans handelt es sich um nichts weiter
als um die nachste griine Luftpumpe von Senator
Kerstan. Dabei sind insbesondere vier Aspekte zu
kritisieren.

Punkt 1: Fahrverbote flr Dieselfahrzeuge kommen,
obwohl das vorher ausgeschlossen wurde. Ein
ernsthaftes Bemihen dieses rot-griinen Senats
zum Finden von innovativen, kreativen Lésungen,
um auf Fahrverbote zu verzichten, ist in diesem
Plan nicht einmal ansatzweise erkennbar.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Was ware denn
die kreative Lésung?)

Fast deutet nach meiner Auffassung der Grad an
Einfallslosigkeit darauf hin, dass diese Eskalation
bewusst herbeigefiihrt werden soll. So heil3t es in
der Presseerklarung von Senator Kerstan unter an-
derem, Durchfahrtsbeschrankungen seien vertret-
bar, weil es leistungsfahige Alternativrouten gebe.
Was davon zu halten ist, wird klar, wenn Sie zum
Beispiel einmal mit Lieferanten von Heizél und Die-
sel sprechen. Die missen dann namlich weitraumi-
ge Umwege fahren, teilweise auf die Elbchaussee
ausweichen, und haben Strecken, die bis zu einem
Kilometer langer sind. Es bleibt dabei: Sollen die
angekiindigten Dieselfahrverbote kommen, wiirden
sie eine erhebliche Last fir Tausende Berufstatige,
Handwerker und andere Verkehrsteilnehmer dar-
stellen.

Punkt 2: keine einzige nennenswerte innovative
Lésung. Dieser Aspekt ist eine der groften Enttau-
schungen. Es wird praktisch kein einziges Projekt
angekindigt, um neue technologische L&sungen
zu entwickeln oder zu férdern. Immer, wenn in dem
Luftreinhalteplan Pilotprojekte benannt werden,
wurden diese zumeist vor Jahren abgeschlossen
und in der Regel noch unter Ole von Beust gestar-
tet.

(Beifall bei der CDU — Dr. Andreas Dressel
SPD: Ach ja!)

Punkt 3: Die Hohe der Kosten zur Umsetzung des
Plans sind weitgehend unklar. Die Angaben zu
Kosten bleiben mehr als vage. Allenfalls die zu den
ohnehin bekannten Investitionskosten zum Bau
der S4 oder der S-Bahn-Station Elbbriicken oder
den Fahrradstralen

(Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Was ist eigentlich
Ihr Vorschlag, Herr Gamm?)

werden benannt, doch dort, wo es spannend wird,
zum Beispiel bei der Umrlstung auf emissionsfreie
Busse ab 2020, heilt es auf Seite 195 in der Ful3-
note lapidar:

"Diese Kosten sind eher zu vernachlassi-
gen."

Meine Damen und Herren, das ist einfach lacher-
lich.

(Beifall bei der CDU — Erster Vizeprasident
Dietrich Wersich tGbernimmt den Vorsitz.)

Bei einem Punkt méchte ich erheblich widerspre-
chen; Punkt 4: Die Belastungen durch Feinstaub
spielen in diesem Plan tberhaupt keine Rolle. Das
ist eine schwere Enttauschung fir alle Hamburge-
rinnen und Hamburger, die an einer besonders be-
lasteten Stralle wohnen. Auch wenn — und das ist
zutreffend — die gesetzlichen Grenzwerte flr den
Feinstaub in Hamburg zwar nicht Uberschritten
werden, ist aber doch unbestritten, dass es viele
Gebiete dennoch stark belastet. Deshalb gab es
beispielsweise im Jahr 2005 einen Aktionsplan zu
Verringerung der Feinstaubemission in der Ha-
bichtstral3e.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD -
Glocke)

Und da bin ich mir schon ...

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Gamm, ich halte die Redezeit an. Ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten
Dr. Tjarks?

Stephan Gamm CDU:* Jetzt nicht, vielen Dank.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie fort.

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Da bin ich
schon neugierig, wie Sie es den Menschen bei-
spielsweise in Barmbek erklaren wollen, dass aus-
gerechnet ein griner Umweltsenator sich zwar im
Rahmen dieses Luftreinhalteplans um die Stickoxi-
de kimmert, beim Feinstaub aber komplett untatig
bleibt.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wir haben kein
Feinstaubproblem! — Dr. Anjes Tjarks GRU-
NE: Sie haben noch keine einzige Sache
hier vorgeschlagen!)

— Das ist absurd.

Allein an diesen vier Punkten wird deutlich, wie we-
nig Qualitat dieser Luftreinhalteplan von Rot-Grin
beinhaltet. Das grenzt nach meiner Auffassung
sehr nah an eine Blamage.

(Beifall bei der CDU)
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Doch anders als bei dem Klimaschutzplan in 2015
haben wir es, ein wesentlicher Unterschied, neben
inhaltlichen Mangeln dariber hinaus mit einem di-
rekten Wortbruch von Burgermeister Scholz zu tun.

(Dennis Thering CDU: Richtig!)

So hat er am 21. Juli 2016 in einem Radiointerview
mit NDR 90,3 gesagt:

"Es wird keine Fahrverbote geben. Das wird
der Hamburger Senat nicht beschlief3en. [...]
Wir kdnnen nicht eine Entscheidung treffen,
dass Hunderttausende, die ein Diesel-Fahr-
zeug fahren, das nicht mehr benutzen kon-
nen."

(Zuruf: Hort, hort!)

Mit den von Senator Kerstan angekindigten Die-
selfahrverboten fir die Max-Brauer-Allee und die
Stresemannstralle hat sich die Skepsis der CDU-
Fraktion hinsichtlich des Dieselversprechens von
Burgermeister Scholz leider bewahrheitet. Aber-
mals hat Olaf Scholz seinen selbst gesetzten An-
spruch — was versprochen wird, wird auch gehal-
ten — gebrochen.

(Beifall bei der CDU)

Vielleicht zum Schluss: Auch wenn ich vermute,
dass die GRUNEN an der einen oder anderen
Stelle gern kreativer geworden waren, war das mit
ihrem Ubermachtigen Koalitionspartner offenbar
nicht zu erreichen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wie kreativ sind
Sie denn?)

Daher ist dieser Luftreinhalteplan alles in allem ei-
ne schwere Enttduschung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Herr Gamm. Ich glaube, Sie haben die Er-
wartungen von Frau Dr. Schaal erfiillt.

(Heiterkeit bei allen Fraktionen)

Jetzt ist Frau Sparr von der GRUNEN Fraktion an
der Reihe.

Ulrike Sparr GRUNE:* Herr Prasident, meine Kolle-
ginnen und Kollegen! Lieber Herr Gamm, liebes
Geburtstagskind, das war wieder eine wunderbare
Rede nach dem Motto "Wasch mir den Pelz, aber
mach mich nicht nass".

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Angeblich wollen Sie sich auch fiir die Luftreinhal-
tung einsetzen; wie das genau funktionieren sollte
Ihrer Meinung nach, haben Sie nicht gesagt. Das
ist auch kein Wunder, denn Sie missten, wenn Sie
es tatsachlich ernst meinten, auch lhrer Klientel
wehtun, und davor schrecken Sie nattrlich zurtick.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Auch wenn es den Kolleginnen und Kollegen von
der CDU nicht gefallt: In Hamburg wird Luftreinhal-
tepolitik jetzt nicht mehr durch die Windschutz-
scheibe gemacht. Mit dem Luftreinhalteplan stellen
wir den Gesundheitsschutz ber die verkehrlichen
Belange, und das ist gut so. Dies kommt Zehntau-
senden von Menschen in dieser Stadt mit Krank-
heiten der Lunge oder der Atemwege und des Her-
zens zugute, und dariiber kénnen wir froh sein.

(Beifall bei Anna Gallina GRUNE)

Ich bin mir sicher, dass nicht nur diese Menschen
sich dartber freuen, sondern dass unser Erster
Birgermeister voll hinter diesem Luftreinhalteplan
steht.

(Dirk Kienscherf SPD: Sowieso!)
Meine Damen und Herren, das ist ein Gewinn.
(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Jens Kerstan und seine Behdrde haben einen Plan
vorgelegt, der geeignet ist, das Problem hoher
Luftverschmutzung durch Hafen und Verkehr end-
lich in den Griff zu bekommen. Das ist bundesweit
einzigartig.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir kennen jetzt dank der zum Einsatz kommen-
den Rechenmodelle nicht nur die Zahlen an den
Messstationen, sondern wir wissen auch, wo sonst
in der Stadt die Luft zu dick ist. Dazu gehdrt neben
dem Hafen eine Vielzahl von StralRen, fur die jetzt
MaRnahmen ergriffen werden. Und wir kodnnen
jetzt auch genau sagen, was welche MalRhahme
bringt. Wir kénnen das deshalb, weil wir uns nicht
mehr auf die betriigerischen Angaben der Automo-
bilindustrie verlassen, sondern wir haben die Her-
stellerangaben, wie es das Umweltbundesamt
empfiehlt, mit dem Faktor 1,9 versehen, um zu rea-
listischen Einschatzungen zu kommen.

Jetzt geht es darum, den Gesundheitsschutz fur
die Betroffenen wirklich zu verbessern. Wir werden
nachher noch (ber emissionsfreie Busse spre-
chen. Wir drosseln und lenken den Verkehr an den
belasteten StralRen. Wir werden auch hie und da
Tempo 40 einfuhren, denn das ist das beste Tem-
po, um den Stickoxidausstol zu verringern. Rad-
verkehr und FuBverkehr werden geférdert und
auch die Elektromobilitdt — 600 neue Ladepunkte;
wir wollen insgesamt auf 1 000 kommen.

(Dennis Thering CDU: Wollen Sie seit einem
Jahr schon haben!)

— Da sind wir ja auch feste dabei.

Zwar reduzieren wir durch diese Kaskade an Mal}-
nahmen die Luftbelastung schon erheblich, doch
das wird an manchen Stellen eben noch nicht aus-
reichen. Deshalb missen wir dort mehr tun. Dabei
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gehen wir schon mit Augenmal} vor, aber wir sa-
gen auch sehr klar: Dort, wo weiterhin Birgerinnen
und Burger Uber die Malien belastet werden, mus-
sen wir auch zu deren Schutz Durchfahrtsverbote
fur alte Dieselfahrzeuge erlassen. Das betrifft Ab-
schnitte in der Max-Brauer-Allee und der Strese-
mannstralle. In der Max-Brauer-Allee betrifft das
Pkw und Lkw unterhalb der Euro-Norm VI. Und
selbstverstandlich sollen diese Durchfahrtsverbote
in Kraft treten, sobald durch das Bundesverwal-
tungsgericht bestatigt worden ist, dass wir das duir-
fen.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Abgeordnete, gestatten Sie eine Zwi-
schenfrage von Dennis Thering?

Ulrike Sparr GRUNE (fortfahrend):* Nein. Er redet
ja nachher noch zum Verkehrsthema.

(Zurufe)

Wir wollen selbstverstandlich nicht darauf warten,
bis dort irgendwann einmal eine Baustelle einge-
richtet ist und man das vielleicht nicht mehr
braucht. In der Stresemannstra’e wird das Durch-
fahrtsverbot ja auch nur die Lkw betreffen.

Lassen Sie mich an dieser Stelle noch etwas zu
dem Argument sagen, diese Durchfahrtsverbote
seien unsozial.

(André Trepoll CDU: Sagen Sie es dem Blir-
germeister!)

Wir halten es fir unsozial, die Bevolkerung ver-
meidbaren Gesundheitsrisiken auszusetzen. Wir
finden, dass vor allem das Verhalten der Herstel-
ler, die versucht haben, uns mit triigerischen Ab-
gaswerten eine heile und saubere Welt vorzugau-
keln, unsozial ist.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Deshalb sind wir auch der Meinung, dass, wer die-
se Fahrzeuge in gutem Glauben erworben hat, von
den Herstellern dafiir entschadigt werden muss.

(Beifall bei den GRUNEN)

Wir ahnten es natirlich schon, aber es ist jetzt
auch wirklich belegt: Die Belastungen aus dem Ha-
fen sind viel zu hoch. In den elbnahen Bereichen
gehen bis zu 80 Prozent der Stickoxidbelastung
auf den Hafen zurtick. Frau Dr. Schaal hat bereits
einige MafRnahmen benannt, darum schenke ich
mir das. Wir werden dort insbesondere mit dem
Hafengeld schon ein bisschen Nachdenken bewe-
gen kdénnen und wir werden mit den Barkassenka-
pitdnen und den Schlepper-Reedereien sprechen,
damit sie vielleicht endlich auch einmal ihre Ruffil-
ter einbauen. Aus aktuellem Anlass mochte ich
noch betonen, dass wir davon ausgehen, dass
sich mit diesen MalRnahmen am Hafen auch der

Ausstol3 von ultrafeinen Partikeln, auf den der
NABU gerade hingewiesen hat, reduzieren wird.

Meine Damen und Herren, mit dem Luftreinhalte-
plan haben wir eine Wende eingeleitet hin zu mehr
Luftqualitat und besserer Gesundheit fiir alle Ham-
burgerinnen und Hamburger. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt Stephan Jersch von der Fraktion
DIE LINKE das Wort.

Stephan Jersch DIE LINKE: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Mutig und konsequent oder
doch eher sorgfaltig abgewogen — allein schon,
wenn man die Anmeldungen zu diesem Thema
sieht, merkt man, dass das umweltpolitische
Schneckenmobil in Hamburg sowohl zwei Lenkra-
der hat als auch nach wie vor keine AU-Plakette
mehr.

Die Grenzwerte, Uber die wir reden und um die
sich dieser Luftreinhalteplan kiimmern soll, gibt es
seit 2010, und das Versprechen, das man hier aus
den Regierungskreisen hort, ist das Versprechen
einer schnellstmdglichen Einhaltung dieser Stick-
oxidgrenzwerte.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das hat das Ge-
richt gesagt!)

Stattdessen, liebe Kolleginnen und Kollegen, ha-
ben Sie die Umsetzung der proklamierten Su-
stainable Development Goals der UN, die Erfullung
des Klimaplans und naturlich ein EU-Vertragsver-
letzungsverfahren im Nacken. Angesichts dessen
ist es mutig von lhnen, sich zur Umsetzung der
Einhaltung der Stickoxidgrenzwerte noch einen
Nachschlag von 8 Jahren genehmigen zu wollen,
sodass die Grenzwerte dann 15 Jahre, nachdem
sie in Kraft getreten sind, in Hamburg tatsachlich
eingehalten werden. Das ist véllig und abgrundtief
schlecht; das ist zu schlecht.

(Beifall bei der LINKEN)

Was sich deutlich zeigt: Der Koalitionsvertrag mit
seinen MalRndhmchen ist vollig untauglich gewe-
sen, irgendeinen Effekt in Hamburg zu zeitigen.

Im Luftreinhalteplan steht 5 9000 Tonnen jahrlicher
Stickoxidanfall durch den StralRenverkehr, und wir
kénnen in ihm lesen, dass allein Moorburg pro Jahr
2 400 Tonnen Stickoxide anfallen Iasst. Um diese
Baustellen wird sich nicht wirklich gekimmert, son-
dern es wird natirlich auf die nachstliegenden Sa-
chen abgezielt. Und was vielleicht weniger auffallt,
aber mit Sicherheit sehr bedeutend in Hamburg ist:
Den Stickoxidemissionen fiir den Flugverkehr wird
in diesem Plan eine mehr als 50-prozentige Steige-
rung gegentber 2014 zugebilligt. Sie haben Bau-
stellen ohne Ende, die Sie nicht wirklich angehen.
Mutig, liebe Kolleginnen und Kollegen, sieht an-
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ders aus, als 3 700 Meter ausnahmedurchlécherte
Durchfahrtsverbote in Hamburg zu installieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Dieser Luftreinhalteplan ist auf Kante genaht und
er gewahrt eine achtjahrige Ubergangsfrist, die Sie
eigentlich nicht verdient haben. Der Luftreinhalte-
plan ist, wenn man ihn liest, mehr das Werk von
Statistikern und Mathematikern, als er eine Samm-
lung von Fakten ist. Dazu zahlt mit Sicherheit, dass
das Luftmessnetz in Hamburg immer weiter abge-
baut wird und immer mehr durch statistische Mo-
delle substituiert werden soll. Wenn wir dann in die
Literaturliste dieses Luftreinhalteplans schauen,
stellen wir interessanterweise fest, dass an drei
Stellen tatsachlich noch Platzhalter fir bisher un-
veroffentlichte Berichte aufgefihrt werden. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, eine solche Leistung,
die jetzt zur 6ffentlichen Anhdérung ausgelegt wird,
ist gelinde gesagt eine Schlechtleistung. Das ist
ein Vertrauensvorschuss fir einen Senat, der die-
sen nicht verdient hat aufgrund seiner bisherigen
Politik.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu den Dingen, die aus diesen Zahlen hervor-
gehen sollen, gehdrt natirlich auch die wunder-
same Verminderung der urspringlich einmal
220 000 von der Luftverschmutzung Betroffenen,
die jetzt auf 40 000 Betroffene reduziert worden
sind. All das galte es wirklich einmal nachzuweisen
und mit Fakten zu belegen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das kdnnen Sie ja
mal nachrechnen! Sie kdnnen doch so was!)

Das habe ich in diesem Luftreinhalteplan nicht ge-
funden.

Die Datenbasis ist unvollstandig und damit fir mich
untauglich. Das macht mich an dieser Stelle ge-
nauso sprachlos, wie die Luftqualitdt in Hamburg
Bulrgerinnen und Burger atemlos macht.

(Beifall bei Sabine Boeddinghaus und Chris-
tiane Schneider, beide DIE LINKE)

Es muss mehr passieren. Wir missen schneller
und mutiger — wobei mutiger eine Steigerung von
mutig ware, und mutig kann ich an dieser Stelle
nirgendwo feststellen —,

(Beifall bei der LINKEN)

wir missen also schneller und mutig zu Manah-
men greifen. Der einzige Mut, der angesichts die-
ses Luftreinhalteplans wirklich bewiesen worden
ist, ist, mit Kénig Olaf (iber Durchfahrtsverbote zu
sprechen. Das war Mut, den Sie bewiesen ha-
ben. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachstes erhalt das Wort Herr Dr. Duwe von der
FDP-Fraktion.

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Luftreinhalteplanung
in Hamburg ist eine unendliche Geschichte. Die Al-
teren unter uns werden sich vielleicht erinnern:
2004 wurde der erste Luftreinhalteplan erstellt,
2012 wurde er fortgeschrieben. 80 MaRnahmen
standen darin. Von diesen 80 MaRnahmen sind
bisher elf durchgefiihrt worden und 69 noch nicht.
Jetzt haben wir eine zweite Fortschreibung, die vor
allen Dingen der Tatsache geschuldet ist, dass be-
troffene Menschen vor Gericht gegangen sind, vor
dem Verwaltungsgericht recht bekommen und
beim zweiten Mal sogar erreicht haben, dass ein
Ordnungsgeld fir die Stadt verhangt wirde, falls
nicht bis Ende Juni 2017 ein Luftreinhalteplan er-
stellt wird. Und was hat der Senat gemacht? Er hat
gearbeitet und wir haben den Entwurf eines Doku-
ments, auf dem "Luftreinhalteplan" steht. Wenn
man sich dann aber anschaut, was darin steht
oder nicht darin steht und welche MaRnahmen vor-
geschlagen werden — ohne Prioritadt, ohne Preis-
schild, und ob das nun wirklich alles so klappt, wie
man sich das vorstellt ... —, ist mein personlicher
Eindruck am besten bildlich zu beschreiben. Viel-
leicht kennen Sie die Eishockeyschlager-Theorie
von der Erderwarmung. Bis 1900 geht es gerade
weg und von 1900 an mit einem Mal wahnsinnig
hoch. Wenn Sie die Kurve der CO>-Emissionen in
Hamburg anschauen, ist sie am Anfang auch im-
mer relativ gerade. Dreht man den Eishockey-
schlager jetzt einmal um 180 Grad, geht es von
2014 an mit einem mal rapide abwarts und 2025
landen wir wie durch ein Wunder unterhalb aller
Grenzwerter.

(Wolfgang Rose SPD: Das waren aber
90 Grad!)

— Das sind 180 Grad.

Aus meiner Erfahrung als Gutachter in diversen
Umweltangelegenheiten sage ich lhnen, wenn ich
so eine Prognose als Ergebnis meines Modells ge-
sehen hatte, hatte ich mir gesagt: Das kann gar
nicht sein. Das muss ich noch 27-mal Uberprifen,
ob das wirklich so sein kann. Denn wenn ich das
veroffentliche, wird mir jeder sagen: Ist ja toll. Der
Senat hat es bei Ihnen bestellt und es kommt ge-
nau das Ergebnis heraus, das er haben wollte.

Ich glaube das nicht. Es gab einmal einen griinen
Bundesaulenminister, der gesagt hat: | am not
convinced. Und das sage ich hier auch: | am not
convinced durch diesen Reinhalteplan.

(Beifall bei der FDP)

Uns sind zehn MaRnahmenpakete und dazu einige
andere Malinahmen vorgeschlagen, und es steht
ungefahr dabei, wie viele Tonnen an NO»-Emissio-
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nen eingespart werden sollen. Daraus erkennt man
schon, dass es einige gréRere, dicke Brocken gibt,
zum Beispiel die Schifffahrt, und einige kleinere,
zum Beispiel die Umstellung der Busse und Bah-
nen. Was leider nicht dabei steht, ist die Euro-An-
gabe. Es ware schdn zu wissen, was mit welchen
Summen erreicht werden soll. Das wird nicht ange-
geben. Es werden sehr viele Zahlen aufgefiihrt;
Herr Jersch hat es schon erwahnt. Manchmal ist
das eine Art Zahlensalat. In einigen Bereichen ist
der Zusammenhang so gering, dass es eher Zif-
fernkonfetti ist, also nichtssagend.

(Farid Miiller GRUNE: Sie wollen sich der
Sache nur nicht stellen!)

— Ich will mich der Sache stellen.

(Dirk Kienscherf SPD: Sie missen mal ein-
steigen in die Materie!)

Ich sage Ihnen nur, dass das, was hier auf Uber
100 Seiten zusammengestellt wurde, fast alles zu-
sammenhangslos ist. Es ist nicht das, was man er-
reichen wiirde, wenn man einmal intelligent nach-
denkt, sondern einfach 150 ...

(Dr. Andreas Dressel SPD: Ein Vorschlag
mall)

— Ein Vorschlag. Ich glaube Ihnen zum Beispiel
nicht, dass wir 2025 nur noch auf 2,1 Kilometern
diese ... Nein, ich glaube lhnen das nicht. Und
wenn es denn so ware, hatte ich an lhrer Stelle
MaRnahmen vorgeschlagen, wie man die 2,1 Kilo-
meter auf null bringt, und zwar durch andere Mal3-
nahmen, als Sie sie vorschlagen,

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Farid Miiller GRUNE: Aha! Welche
denn?)

wie zum Beispiel andere StralRenbeldge oder mehr
Grin. An diesen geringen Strallenbereichen,
2,1 Kilometer, kdbnnte man sich doch einmal Utber-
legen, was zu tun ware, um das auf null zu fahren.
Das wird aber nicht getan.

(Hansjérg Schmidt SPD: Mach doch mal
'nen Antrag! — Dr. Monika Schaal SPD: Stra-
Renbeldge ist ein Larmproblem, kein Luft-
problem!)

— Ja, und damit kommen wir zum zweiten Punkt.
Dieser Luftreinhalteplan hat mit der Larmemission
Uberhaupt keinen Zusammenhang. Wir verlangen
schon seit mehreren Jahren, dass in dieser Stadt
endlich einmal Luftreinhaltung und Larmplanung
zusammengepackt werden. Was Sie vorschlagen,
ist nur Luftreinhaltung.

(Beifall bei der FDP — Dr. Andreas Dressel
SPD: Ist mit Herrn Schinnenburg eigentlich
abgesprochen, was Sie hier sagen? -
Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Dr. Duwe, vielen Dank. Ihre Redezeit
ist abgelaufen.

Dr. Kurt Duwe FDP (fortfahrend):* Danke.
(Beifall bei der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Es hat
sich Herr Senator Kerstan gemeldet, allerdings
hatten wir noch Zeit, die erste Runde mit der Red-
nerin der AfD-Fraktion abzuschlief3en. Ist das in
Ordnung? — Gut, dann rufe ich Frau Oelschlager
auf.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Wer
schon einmal in der Max-Brauer-Allee oder in der
HabichtstraBe auf dem Birgersteig gewartet hat,
der kann ein Lied davon singen, dass die Luftquali-
tat in Hamburg oft nicht so gut ist wie der Ruf der
Hamburger Luft. Die Habichtstrale in Hamburg-
Barmbek gehort zu den Strallen in Deutschland
mit den hoéchsten Stickstoffdioxidbelastungen.
Messungen hatten im vergangenen Jahr 62 Mikro-
gramm pro Kubikmeter Luft ergeben; der Grenz-
wert liegt bei 40 Mikrogramm im Jahresmittel. Da-
mit liegt die HabichtstralRe auf Platz 6 nach viel be-
fahrenen Straflen in Stuttgart, Minchen, Reutlin-
gen, Kiel und Kdln. Hier betreibt der Luftreinhalte-
plan eine umfangreiche Verursachungsanalyse.
Der Eindruck eines flachendeckenden Problems ist
gleichwohl falsch. Das verdanken wir unter ande-
rem der Topografie und den Umgebungsbedingun-
gen. Wir haben aber zweifellos ein Problem mit zu
viel Autoverkehr. Die Stra3en sind vielerorts nicht
breit genug, die Hauserschluchten eng, die Beluf-
tung, insbesondere wenn kein Wind weht, maRig.
Dann werden Grenzwerte Uberschritten, und das
ist nicht gut fur die Gesundheit.

Neben Autos, insbesondere Dieselmotoren, sind
auch Schiffe nach wie vor Luftverpester. Wir mis-
sen dabei anmerken, dass diesen Winter mehrere
Barkassen auf umweltschonende Antriebe umge-
stellt wurden. Das ist vorbildlich. Auch Themen wie
Landstrom sind, wenn auch fir meinen Ge-
schmack zu langsam, im Werden. Hier liegen Po-
tenziale, und die sollen mit dem Luftreinhalteplan
verwirklicht werden. Diese kdnnen zum Beispiel
der Max-Brauer-Allee nachhaltig helfen.

Wahrend technischer Fortschritt allein die Proble-
me nicht 16st, hilft er doch. Intelligente Verkehrslen-
kungssysteme, Start-Stopp-Automatik, bessere Fil-
tertechniken seien beispielhaft genannt. Und Die-
selautos mussen heute keine Dreckschleudern
sein. Ein Verbot von bestimmten Dieselfahrzeugen
Uber eine Strecke von 2 300 Metern ist wirkungslo-
se Schaufensterpolitik, also purer Aktionismus. Ei-
gentlich brauchten wir eine Gesamtlésung, ein
stadteplanerisches Konzept. Nur weil3 ich auch,
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dass sich gerade in Hamburg niemand grofe, luft-
durchflutete Stralen aus den Rippen schneiden
kann.

Auch der Ruf nach Tempo 30 ist verkehrt. Verkehr,
der steht, macht Dreck. Einfacher gesagt: Je
schneller die Autos vorankommen, desto weniger
Dreck wird gemacht. Und weg mit den Radfahrern
von der Strale. So werden sie auch weniger un-
mittelbar den Schadstoffen ausgesetzt.

Ein wichtiger Punkt ist der Ausbau des HVV. Dabei
sind die Preise fir die offentlichen Verkehrsmittel
unter die Lupe zu nehmen. Aber auch Neben-
aspekte wie die Park-and-ride-Gebihren missen
einer realistischen Bewertung unterzogen werden.
Die Gebuhrenpflicht verringert die Attraktivitat und
tragt nicht dazu bei, Verkehr von der Stralle auf
die Schiene zu verlagern. Leider ist im Luftreinhal-
teplan hiervon nichts zu lesen.

Wir schulden es den Anwohnern der betroffenen
Straf3en, endlich fiir Abhilfe zu sorgen. Dabei soll-
ten wir jederzeit mit Augenmal} vorgehen und von
Schnellschiissen und ideologiegetriebenen Verbo-
ten Abstand nehmen. Die richtige Mischung zwi-
schen EinzelmalRnahmen und einem verkehrs- und
umweltpolitischen Gesamtkonzept ist jetzt ge-
fragt. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Herr Senator Jens Kerstan. Im An-
schluss haben alle Fraktionen die Gelegenheit zu
einer weiteren Runde mit jeweils drei Minuten Re-
dezeit.

Senator Jens Kerstan: Herr Prasident, meine Da-
men, meine Herren! Luftschadstoffe in grofRRen
Stadten in unserem Lande sind ein grofes Pro-
blem. 29 Stadte in Deutschland haben dieses Pro-
blem, unter anderem Hamburg. 40 000 Menschen
leben heute an 41 Kilometern, die Schadstoffbe-
lastungen ausgesetzt sind, die gesundheitsschad-
lich sind und die Grenzwerte Uberschreiten. Des-
halb bin ich froh, dass der Senat am Dienstag
einen Luftreinhalteplan beschlossen hat, der alle
notwendigen Mallnahmen enthalt, um an jedem
einzelnen Kilometer dieser Stadt vorzusehen und
durchzusetzen, dass in Zukunft die Grenzwerte
eingehalten werden und unsere Blrgerinnen und
Biurger wirksam vor Luftschadstoffen geschuitzt
werden. Das ist der erste Luftreinhalteplan in
Deutschland, der diese MalRgabe erfiillt, und dar-
um kann Hamburg und dieser Senat nachweisen:
Gesundheitsschutz ist uns wichtig und wir werden
der Verantwortung gegenuber unseren Wahlerin-
nen und Wahlern damit gerecht.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Tat ist dieser Plan auch in einem anderen
Punkt einmalig. Es geht hier namlich nicht mehr

um Glauben oder um Hoffen, sondern esist der
erste Plan in Deutschland, der samtliche MalRnah-
men auf seine Wirksamkeit berechnet hat und in
der Summe zu einem Ergebnis kommt, welche
MaRnahme welchen Effekt hat und mit welcher
MalRnahme man am besten und am schnellsten
den Gesundheitsschutz fir die Birgerinnen und
Blrger erzielen kann. Auch damit nimmt Hamburg
eine Vorreiterrolle wahr und wird in anderen Stad-
ten durchaus als Benchmark wahrgenommen.
Auch das zeigt, dass dieser Senat seine Aufgabe
sehr ernst nimmt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wenn man sich diese vielen Hundert Seiten an-
sieht, die wir vorgelegt haben, liegt die Wahrheit im
Konkreten. Dort sind viele Dutzende von Mal3nah-
men aufgefihrt, die dieser Senat in der Vergan-
genheit ergriffen hat und in Zukunft noch zusatzlich
ergreifen wird, jede einzelne dieser MaRnahmen
auf einzelne StralRenabschnitte berechnet und Al-
ternativen gegeneinander abgewogen. Ich muss
schon sagen, auch wenn ich die Worte der Opposi-
tionsabgeordneten zur Kenntnis genommen habe,
dass man doch mutiger und schneller und konkre-
ter

(André Trepoll CDU: Ehrlicher!)

und innovativer werden solle, war es doch sehr be-
zeichnend, dass, obwohl wir einen sehr detailrei-
chen Plan vorgelegt haben, kein einziger Oppositi-
onsabgeordneter auch nur eine einzige Mal3nah-
me vorgeschlagen hat, wie wir das besser oder
schneller bewerkstelligen kdnnten. Die Wabhrheit,
meine Damen und Herren, ist: Sie haben Uber-
haupt keine Idee, wie man es besser machen
kann, und das ist im Grunde genommen ein Giite-
siegel flr unseren Plan.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Tat ist es so, dass wir alle notwendigen
MafRnahmen ergriffen haben, die man braucht, um
das Problem zu I6sen. Wir haben als einzige Stadt
in Deutschland — auch das zeichnet Hamburg
aus — am Ende den Mut und die Konsequenz, die
MalBnahmen zu ergreifen, die bisher in Deutsch-
land noch nirgendwo zum Schutz der Gesundheit
der Birgerinnen und Buirger ergriffen wurden,
namlich als letztes Mittel, als Ultima Ratio, auch
auf Durchfahrtsbeschrankungen zurlickzugreifen.
Auch das zeigt: Dieser Senat ist in der Lage und
hat den Mut, schwierige Abwagungen zu treffen
und dann das zu tun, was notwendig ist, mit Au-
genmal, aber auch mit Konsequenz.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Durchfahrtsbeschrankung beschreibt einfach viel
besser, was wir dort tun, als dieses angstmachen-
de Argument, hier wirden Dieselfahrzeuge verbo-
ten, als ob Blrgerinnen und Bulrger sie nicht mehr
benutzen kdénnten. Von der Max-Brauer-Allee aus
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brauchen Sie nur einmal rechts abzubiegen, zwei-
mal links und noch einmal rechts, dann sind Sie
wieder auf der Max-Brauer-Allee. Und da wir die
Anlieger von diesen Durchfahrtsbeschrankungen
ausgenommen haben, wird auch weiterhin jeder,
der dort wohnt, seinen Wagen benutzen und auch
Besucher oder Geschéaftspartner diese Punkte an-
steuern kdnnen.

Insofern sind diese Argumente, die von der CDU
genannt wurden, einfach nur Angstmache und Pa-
nikmache. Umso schlimmer, dass Sie kein eigenes
Angebot anbieten, wie man das Problem besser I6-
sen sollte. Das ist flir die groRte Oppositionspartei
in dieser Stadt einfach zu wenig.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In der Tat ist es so, dass wir leider an wenigen
Streckenabschnitten, namlich 1,8 Kilometern mit
1 200 Betroffenen, die Grenzwerte erst im Jahr
2025 einhalten kénnen, obwohl wir samtliche uns
zur Verfigung stehenden MalRnahmen ergriffen
haben. Andere MalRnahmen, die das schneller er-
reichen, gibt es einfach nicht. Ich habe von lhnen
keinen Vorschlag der Art gehort: Macht das, dann
geht es schneller. Wenn Sie so etwas haben, zei-
gen Sie es uns, wir setzen das sofort um. Aber am
Ende ist es so, dass einem Stadtstaat nicht alle In-
strumente zur Verfigung stehen. Wenn die Anga-
ben der Automobilhersteller gestimmt hatten, dann
hatten schon unsere zehn Malihahmenpakete oh-
ne jede Fahrbeschrankung zum Erfolg gefiihrt und
wir hatten an keinem einzigen Kilometer dieser
Stadt ein Problem. Deshalb ist mit diesem Plan die
Arbeit noch nicht zu Ende und es fihrt an einem
Weg kein Weg vorbei, den dieser Senat aber nicht
ergreifen kann: Die alten Dieselfahrzeuge, die die
Grenzwerte nicht einhalten, missen nachgeristet
werden. Darum hat die Umweltministerkonferenz
Ende der letzten Woche beschlossen, die Bundes-
regierung aufzufordern, mit den Automobilherstel-
lern Nachristungsgebote zu verhandeln und dafir
einen Entschadigungsfonds fiir die betroffenen
Kunden aufzusetzen. Denn es kann doch nicht
richtig sein, dass Kauferinnen und Kaufer von Die-
selfahrzeugen, die dachten, dass sie etwas Gutes
fur das Klima tun, jetzt auf den Prozesskosten und
auf Nachristungskosten sitzen bleiben. Das ist die
Aufgabe der Automobilhersteller, die dieses Pro-
blem verursacht haben. Und wenn ich heute in der
Zeitung lese, dass manche dieser Hersteller dazu
noch nicht bereit sind, kann ich nur sagen: Fir die
Automobilindustrie ist es, wenn sie nicht noch
mehr Stadte haben will, die unserem Beispiel fol-
gen und Durchfahrtsbeschrdnkungen verhangen,
nicht finf vor zwolf, sondern finf nach zwolf. Ich
erwarte einfach von der Bundesregierung, hier flr
die Birgerinnen und Biirger einzustehen und nicht
allein die Automobilkonzerne in ihrem verwerfli-
chen Tun zu unterstitzen.

(Beifall bei den GRUNEN und bei Dora He-
yenn [fraktionslos])

Aber wir haben nicht nur einen Plan, sondern wir
setzen diesen auch konsequent um. Der Birger-
meister hat heute eine Vereinbarung mit dem
Carsharing-Betreiber BMW unterzeichnet, in der es
darum geht, die Carsharing-Autos dieses Anbieters
in dieser Stadt in den nachsten Jahren auf umwelt-
freundliche Elektromobile umzuristen. Ich bin mir
sicher, dass wir weitere MalRnahmen in den
nachsten sechs Wochen, in denen wir den Plan
auslegen, umsetzen werden.

Wir haben einen Plan, wir setzen ihn um und wir
arbeiten mit Hochdruck daran, das zu tun, was un-
sere Aufgabe ist: die Blrgerinnen und Burger die-
ser Stadt und ihre Gesundheit zu schitzen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt ha-
ben wie angeklndigt alle Fraktionen noch einmal
die Gelegenheit, fur drei Minuten zu sprechen. Ich
habe als Erstes die Wortmeldung von Herrn
Dr. Andreas Dressel von der SPD-Fraktion.

Dr. Andreas Dressel SPD: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Schaut man sich einmal im
Bundesgebiet um, wie dort die Diskussion gefuhrt
wird und welch ein Kuddelmuddel in diesen Dis-
kussionen in anderen Stadten existiert, ist dies
— der Senator hat es deutlich ausgefihrt — der
erste wirklich sauber durchgerechnete, mit Mal3-
nahmen hinterlegte Luftreinhalteplan. Es ist ein gu-
ter Beschluss, den der Senat hier gefasst hat.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN —
Anna-Elisabeth  von  Treuenfels-Frowein
FDP: Ein guter Tag fir Hamburg!)

Es war echt armselig, was die Opposition zu bieten
hatte. Die CDU sagt: Wo sind denn die kreativen
Lésungen? Das war die Frage vom Geburtstags-
kind.

(Dennis Thering CDU: Weniger Stau zum
Beispiel!)

Und wo kamen irgendwelche eigenen Vorschlage?
Null Komma null von der CDU. Das ist wirklich zu
wenig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und die FDP muss, glaube ich, erst einmal bei sich
ein bisschen was klaren. Bei Herrn Duwe habe ich
herausgehdrt, wir missten eigentlich viel mehr ma-
chen — Vorschlage dazu kamen dann nicht —, aber
zwei Reihen hinter ihm sitzt Herr Schinnenburg,
der hier der Hauptvertreter des Grundsatzes "Freie
Fahrt fur freie Birger" ist. Das klaren Sie bitte erst
einmal in lhrer eigenen Fraktion, wie Sie dazu ste-
hen.
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(Beifall von SPD und GRUNEN)

Kurz zu Herrn Gamm zurlick. Sehr interessant
fand ich den Hinweis, es seien viele Projekte in un-
serem Luftreinhalteplan, zu denen Ole von Beust
quasi schon den Grundstein gelegt habe. Da wird
man — man sollte einmal hineinschauen in diesen
Plan — nicht so richtig viel finden.

(Hansjoérg Schmidt SPD: Viel Wind!)

Ganz im Gegenteil. Wir haben 2011 damit ange-
fangen, zum Beispiel das Thema emissionsfreie
Busse auf den Weg zu bringen, jetzt auch konkret
mit Planungen hinterlegt. Sie konnen sich heute
einmal draufl3en vor dem Rathaus umschauen.

Natirlich muss man an gewissen Stellen auch der
Automobilindustrie sagen, dass sie ihrer Verant-
wortung viel mehr gerecht werden muss; darauf
hat der Senator hingewiesen. Aber damit sollten
wir es nicht bewenden lassen, sondern sagen, mit
welchen MaRnahmen das konkret im stadtischen
Umfeld passieren kann. Deswegen sind solche
Verstandigungen mit eigenen Leistungen der Stadt
— fur Ladeinfrastruktur, fir die Elektrifizierung von
Carsharing — genau die richtigen Wege, wie wir es
schaffen kdnnen, die Grenzwerte in Hamburg ein-
zuhalten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Abschlielend noch einmal zum Thema Durch-
fahrtsbeschrankung. Schauen Sie sich das doch
auf der Monckebergstralte an oder in Finkenwer-
der. Wir haben so etwas wie Durchfahrtsbeschran-
kungen schon an gewissen Stellen, aus vollig an-
deren Grunden. Hier haben wir jetzt zwei weitere.

(Zurufe)

Ich habe noch einmal genau nachgeschaut, was
wir im Wahlprogramm gesagt haben, und diese
Vorgaben, das, was wir im Wahlprogramm gesagt
haben, halten wir ein.

(Dennis Thering CDU: Wo denn?)

Es sind zwei konkrete Stellen, wo es jetzt eine ge-
wisse Einschrankung ...

(André Trepoll CDU: Die stehen im Wahlpro-
gramm?)

— Nein. Es lohnt sich, gelegentlich dort hineinzu-
schauen.

(Glocke)
Jetzt wird allerdings die Zeit knapp.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Sie ist abgelaufen, genau genommen.

Dr. Andreas Dressel SPD (fortfahrend): Das ma-
chen wir noch einmal danach. Aber: Wir halten
Wort.

(Dennis Thering CDU: Der Bilrgermeister
halt kein Wort!)

Diese Durchfahrtsbeschrankungen sind genau die
MaRgaben, die zulassig und vernlnftig und vertret-
bar sind. Deshalb sollten Sie mit dem Geschrei da-
zu aufhéren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt Herr Gamm von der CDU-Fraktion das Wort
fir weitere drei Minuten.

(Dr. Andreas Dressel SPD: So, jetzt mal
einen Vorschlag machen!)

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Kollege Tjarks, wer so viel gackert, muss auch mal
ein Ei legen, und da kommt einfach gar nichts.

(Beifall bei der CDU)

Und was die Frage nach den konkreten Gegenvor-
schlagen betrifft, miissen wir doch einmal die Fak-
ten zur Kenntnis nehmen. Unsere Fraktion besteht
aus 20 Mitgliedern. Allein der Senat besteht aus
23 Personen. Es gibt Hunderte von Behérdenmit-
arbeitern. Sie werden per Gerichtsbeschluss ge-
zwungen, Uberhaupt diesen Luftreinhalteplan vor-
zulegen.

(Beifall bei der CDU)

Sie arbeiten Uber Jahre daran, natirlich noch mit
Extra-Unterstitzung — wahrscheinlich hat es Uber
1 Million Euro gekostet, das kénnen wir ja dem-
nachst abfragen. Dann verkinden Sie das Ganze,
stellen das Thema am 2. Mai vor, ohne aber das
Gutachten zu veroffentlichen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wo ist Ihr Vor-
schlag?)

Sie veroffentlichen nur eine Pressemitteilung auf
anderthalb Seiten — was soll das denn? Das ei-
gentliche Gutachten veréffentlichen Sie fiinf Tage
spater. Das heildt, wir haben seit vier Tagen eine
erste wirkliche Zahlenbasis. Und jetzt fordern Sie
uns auf, sofort einen kompletten MaRnahmenkata-
log vorzulegen,

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
jes Tjarks GRUNE: Nennen Sie konkret nur
eine MalRnahme!)

wo Sie sich im absoluten Zeitlupentempo einer to-
ten Schnecke bewegt haben?

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das Thema der Luftverschmutzung ist primar lhr
selbst verschuldetes, dadurch, dass Sie es seit
Jahren nicht schaffen, einen flieRenden Verkehr in
dieser Stadt hinzubekommen. Das ist doch der
Grund.
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(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es bleibt dabei — Sie kdnnen darum herum reden,
ob man jetzt von Fahrverbot oder Durchfahrtsbe-
schrankung sprechen kann —: Birgermeister
Scholz hat sein Versprechen in dieser Frage ge-
brochen. Das ist Fakt.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Dr. An-
dreas Dressel SPD: Nein!)

Der Luftreinhalteplan, und ich habe ihn nun wirklich
intensiv gelesen, enthalt eben keinen einzigen in-
novativen Ansatz. Vielmehr dokumentiert es lhre
Hilflosigkeit, dass Sie jetzt auf Fahrverbote setzen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie machen sich
wirklich lacherlich!)

Frau Sparr leugnet, dass es eine Feinstaubbelas-
tung gibt. Dann gehen Sie doch einmal nach
Barmbek, Sie kennen doch das Gebiet. Sprechen
Sie einmal mit den Leuten vor Ort. Dann bekom-
men Sie aber eine vollig andere Wahrnehmung der
Dinge. Das ist realitatsfern.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Herr Gamm, ich habe die Zeit angehalten.
Gestatten Sie eine Zwischenfrage von Frau Sparr
von den GRUNEN Fraktion?

Stephan Gamm CDU:* Nein, jetzt nicht.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
fahren Sie fort.

Stephan Gamm CDU (fortfahrend):* Abschlie3end:

Senator Kerstan hat eben eine grof’e Chance ver-
tan, sich auch des Themas Feinstaub zu widmen.
Und es ist noch vollig unklar, wenn denn die
Durchfahrtsbeschrankungen, Fahrverbote — wie
auch immer — kommen, wie sie denn eigentlich
durchgesetzt, kontrolliert und geahndet werden
sollen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Nun hat
Frau Blémeke von der GRUNEN Fraktion das
Wort.

Christiane Blémeke GRUNE:* Herr Préasident,
meine Damen und Herren! Herr Gamm, das war ja
wohl ein absolutes Eigentor, was Sie eben ge-
schossen haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Dennis Thering CDU: Das war ganz grof3es
Kino!)

Zu lhrem Sprichwort, wer viel gackert, muss auch
ein Ei legen: Ihr Ei ist hier nicht zu sehen.

(Farid Miiller GRUNE: Auch nicht nach
Ostern!)

Keine MaRnahme, keine fundierte Aussage zu
dem, was die CDU vorlegen will zur Luftreinhal-
tung, stattdessen eine wirklich profane Ausrede.
Sie sitzen hier mit 20 Abgeordneten und sind nicht
im Stande, konzeptionell-inhaltlich zu arbeiten?
Das ist peinlich.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie haben vor einem Jahr hier gestanden und den
Senator daflr kritisiert, dass er keinen Plan zur
Luftreinhaltung vorlegen kann. Sie haben kritisiert,
dass keine MalRnahmen benannt werden kdnnten
und dass der Senat untétig sei. Jetzt legt der Se-
nator einen fundierten, sorgsam abgewogenen
Plan vor, und ich frage Sie, Herr Gamm: Was ha-
ben Sie eigentlich in diesem Jahr gemacht, in die-
sem ganzen Jahr seit Marz 20167 Sie haben sich
dort hinten zur Ruhe gesetzt.

(Beifall bei den GR_UNEN und der SPD -
Dr. Anjes Tjarks GRUNE: Er britet! — Zurufe)

Ganz ehrlich, ich finde, dass die CDU hier wirklich
sehr, sehr schwach ist. Vor allem deswegen, weil
Sie eine Fraktion sind, die den Kinderschutz stark
in den Vordergrund hebt. Ja, Herr HeilBner, ich
weil}. Sie reden viel Uber den Schutz der Kinder.
Aber wer es ernst meint mit dem Kinderschutz, der
lasst auch die Kinder nicht im Stich, die an hoch
belasteten Stralen leben. Und das tun Sie mit lh-
rer Kritik an zwei lokalen Durchfahrtsverboten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das hat etwas mit Kinderschutz zu tun, Herr Tre-
poll. Es tut mir leid, wenn Sie das nicht verstehen.

(André Trepoll CDU: Das ist doch nicht nor-
mal! Wir haben das in einem ganz anderen
Zusammenhang gesagt!)

Die Krankheitsrate ist 14 Prozent héher, wenn Kin-
der an hoch belasteten Straflten leben, Asthma zu
bekommen, schwere Herzerkrankungen oder Lun-
generkrankungen.

(Glocke)

Wenn Sie nicht verstehen, dass das wichtig ist, tut
es mir leid.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Das Wort hat Frau Blomeke. Und an Herrn
Trepoll gerichtet: Auch bei den Zwischenrufen bitte
auf den parlamentarischen Sprachgebrauch ach-
ten.

Christiane Blémeke GRUNE (fortfahrend):* Ich will
mich jetzt einmal wieder etwas maRigen;

(Beifall bei Dr. Wieland Schinnenburg FDP)
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inhaltlich stimmt das alles, was ich gesagt habe.
Ja, Herr Schinnenburg, jetzt kdnnen Sie klatschen.

Ich mdchte nochmals betonen: Es geht hier auch
um die Gesundheit, und ich bin sehr dankbar zu
horen, dass die fundierten MaRnahmen, die der
Senator vorgestellt hat, ein wirksamer Schutz fir
die Gesundheit dieser Menschen in der Stadt sind.
Am Ende ist es auch eine Gerechtigkeitsfrage. Es
geht nédmlich darum, dass wir fir saubere Luft fir
alle Menschen dieser Stadt sorgen, unabhangig
davon, wo sie wohnen, und das scheinen die CDU,
die FDP und DIE LINKE - die LINKEN sehen das
noch anders — einfach nicht einzusehen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Ich finde, dass jeder, egal, wo er lebt, ein Recht
darauf hat, Luft zu atmen, die ihn nicht krank
macht. Dafiir ist dieser Luftreinhalteplan mit seinen
MaRnahmen — und zugegeben, es dauert eine
Zeit, bis man ihn erarbeitet — genau richtig geeig-
net, mit einem Blindel von MalRnahmen, das nicht
nur auf Fahrverbote oder auf Durchfahrtsverbote
setzt, sondern eben auch auf Aufbau von Fahrrad-
verkehr, auf den Hafen, auf ein Bonus-Malus-Sys-
tem

(Glocke)

und eine Milliardeninvestition in saubere Busse.
Von lhnen, verehrte Damen und Herren der Oppo-
sition, habe ich nichts gehort.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Nun hat
Herr Hackbusch von der Fraktion DIE LINKE fir
drei Minuten maximal das Wort.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Es ist eine ziemliche
Kreisch-Diskussion geworden, was dem Thema an
und fir sich nicht angemessen ist.

Ich fange einmal so an: Frau Bldmeke hat mit ih-
rem Anspruch véllig recht. Wir mussen in dieser
Stadt fur eine andere Qualitat der Luft sorgen. Was
in den letzten Monaten und Jahren stattgefunden
hat, ist so etwas wie eine fortgesetzte Kérperverlet-
zung, und das kdénnen wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Meine Frage ist — und das ist der Punkt, an dem
ich lhren Plan skeptisch betrachte —: Reichen die-
se MalBnahmen aus, die Sie dargestellt haben?
Naturlich werden wir das fur die einzelnen Mal-
nahmen noch einmal genauer besprechen. Wir
sind aber schon einmal deswegen skeptisch, weil
wir feststellen, dass die Messstellen in dieser Stadt
eigentlich gar nicht abbilden kdnnen, wie es tberall
aussieht. Die vier Messstellen, die es gegenwartig
verkehrsnah gibt, zeigen alle kraftige Uberschrei-
tungen an; an Hunderten anderen Stellen in dieser

Stadt, an denen nicht gemessen wird, wird es
wahrscheinlich auch so sein. lhre Mafnahmen
konzentrieren sich aber nur auf die Messstellen.
Das ist ungentgend.

(Beifall bei der LINKEN — Dr. Monika Schaal
SPD: Das ist nicht richtig!)

Ein anderer entscheidender Punkt steht im Zusam-
menhang mit dem Hamburger Hafen. Die GRU-
NEN haben sich schon einmal, anlasslich der Ko-
alitionsvereinbarung, feiern lassen, dass der Hafen
grin werde. Wir haben in den letzten zwei Jahren
genau darauf geschaut, was geschehen ist, und
stellen fest, dass die Schlepper und die Schuten
und die Barkassen — mit einer Ausnahme, die ge-
rade eingestellt worden ist — immer noch mit einem
Standard von vor 40 Jahren fahren und rauspusten
in einer Art und Weise, die wir im Lkw-Verkehr
nicht mehr akzeptieren wiirden. Diese kleine Mal3-
nahme ware moglich. Lange vorgeschlagen, Ihnen
auch bekannt — Sie haben es nicht gemacht.

(Beifall bei der LINKEN)

Mit dem Landstrom ist es genau das Gleiche. Es
gibt ein einziges Schiff, das ihn gegenwartig nutzt.
Sie haben es immer noch nicht geschafft, dass es
flachendeckend verpflichtend ist, Landstrom zu
nutzen. Etliche, die es durchaus konnten, machen
es nicht, weil es ihnen zu teuer ist. Auch diese ein-
fache Malinahme setzen Sie nicht durch; auch sie
ist moglich.

(Beifall bei der LINKEN)
Es gibt etliche konkrete Beispiele.

Letzter Punkt: Mir ist diese Sache unheimlich mit
dem Durchfahrtsverbot, und zwar nicht, weil ich
diese Uberlegung nicht fiir durchaus wichtig hielte.
Aber das ist eine Placebo-MaRnahme, die kaum
etwas bewirken wird, hochstens Kreisch-Diskussio-
nen in der Burgerschaft, ohne dass wir Uber die
wirklichen Inhalte reden. Entweder macht man das
kraftig und standig — wir werden das dort diskutie-
ren — und massiver, gerade im Zusammenhang mit
dem Lkw-Verkehr. Dann wird es auch etwas brin-
gen. Aber nur, um eine Kreisch-Diskussion in
Gang zu setzen, damit keiner mehr richtig Be-
scheid weil} ... Das halte ich fir sinnlos. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Nun hat
das Wort Dr. Wieland Schinnenburg von der FDP-
Fraktion.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Jetzt kommt der
Luftschutzer! — Farid Miiller GRUNE: Jetzt
wird das Ei fur die FDP gekocht!)

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Dieser Luftreinhalteplan
ist ein Formelkompromiss, der mit heiBer Nadel
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gestrickt wurde und der Umwelt fast nichts bringt.
Das ist doch die wahre Erkenntnis. Jenseits allen
Gackerns, das wir heute gehért haben, gibt es
einen einfachen Hintergrund. Es gab drei Vorga-
ben. Erstens: Wir missen um jeden Preis der Welt
bis zum 30. Juni fertig sein, sonst bekommen wir
ein Bufigeld.

(Dr. Andreas Dressel SPD: Geschafft! Abha-
ken!)

Zweitens: Die GRUNEN miissen irgendwie dabei
sein, unterhalb von einem Fahrverbot, damit sich
ihre Seelen beruhigen. Und drittens, fir die SPD:
Das Wort "Fahrverbot" darf nicht auftauchen. Das
waren die simplen drei Vorgaben und man hat
dann lange rechnen lassen. Das Ergebnis ist ein-
fach sehr durftig.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Ich habe gerade vor drei Wochen eine Anfrage an
den Senat gestellt, nach dem Motto: lhr habt viele
Gutachten beauftragt, das ware doch eine sachli-
che Basis, um zu einem vernlinftigen Ergebnis zu
kommen. Antwort: Die Gutachten bekommen wir ir-
gendwann spater, wir werden diesen Luftreinhalte-
plan schon vorher herausgeben. Mit anderen Wor-
ten: Der Luftreinhalteplan basiert eben gerade
nicht auf den von Ihnen selbst beauftragten Gut-
achten — eine sehr diirftige Grundlage.

(Zuruf)

Der entscheidende Punkt, er wurde ein-, zweimal
schon erwahnt: Sie tun nichts gegen Staus. Dabei
verursachen Autos, die im Stau stehen, die
schlimmsten und unnétigsten Abgase, die es Uber-
haupt gibt. Dagegen tun Sie nichts, im Gegenteil,
Sie verstarken die Staus noch — ein Grundfehler
Ihrer Politik.

(Beifall bei FDP und der CDU)

Und Sie tun auch nichts gegen den véllig tberflis-
sigen Parkplatzsuchverkehr. Im Gegenteil, dort, wo
Sie herausgefunden haben, dass es besonders
schlimm ist, an der Max-Brauer-Allee, beseitigen
Sie noch Parkplatze und produzieren neuen Park-
platzsuchverkehr. Da nutzt lhnen ein Durchfahrt-
verbot gar nichts. Wenn dann Autos um den Block
fahren, weil sie keinen Parkplatz finden, haben Sie
sogar mehr Abgase als vorher. Es ist straflich, was
Sie dort machen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Dieser Luftreinhalteplan dient vielleicht gerade der
Gesichtswahrung des Biirgermeisters und der
GRUNEN, aber er dient nicht der Umwelt. Oder,
anders ausgedriickt: Sie haben kein Bioei produ-
ziert, sondern ein taubes Ei. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt lie-
gen mir keine weiteren Wortmeldungen vor. Damit
sind wir am Ende der Aktuellen Stunde angekom-
men.

Ich rufe auf die Punkte 4 und 5 der Tagesordnung,
die Drucksachen 21/8345 und 21/8840: Wahlen
zweier Mitglieder des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds des Hamburgischen Ver-
fassungsgerichts

— Drs 21/8345 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds des Hamburgischen Ver-
fassungsgerichts

— Drs 21/8840 -]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass diese zwei
Wahlen in einem Wahlgang, aber mit getrennten
Stimmzetteln durchgefiihrt werden kénnen.

Da das Gesetz Uber das Hamburgische Verfas-
sungsgericht in seinem Paragrafen 4 eine geheime
Wahl vorschreibt, finden die Wahlen in Wahlkabi-
nen statt. Wir verfahren so, dass Frau Yilmaz und
Herr Kreuzmann abwechselnd die Mitglieder der
Birgerschaft in alphabetischer Reihenfolge aufru-
fen werden. Ich bitte Sie, dann zur Kanzleibank zu
gehen und dort lhre beiden Stimmzettel entgegen-
zunehmen. Jeder Stimmzettel enthalt Felder fir
Zustimmung, Ablehnung und Enthaltung. Mit den
Stimmzetteln gehen Sie bitte in eine der Wahlkabi-
nen und nehmen lhre Wahlentscheidungen vor.
Ich bitte, die Stimmzettel jeweils nur mit einem
Kreuz zu versehen. Stimmzettel, die den Willen
des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen
oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch unaus-
gefiillte Stimmzettel gelten als unglltig. Nach der
Wahlhandlung begeben Sie sich bitte zur Prasidi-
umsbank, an der die Wahlurne steht. Stecken Sie
dann bitte lhren Stimmzettel in die Wahlurne.

Ich darf nun Herrn Kreuzmann bitten, mit dem Na-
mensaufruf zu beginnen.

(Der Namensaufruf und die Wahlhandlungen
werden vorgenommen.)

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen wor-
den? — Ich stelle fest, dass alle Abgeordneten auf-
gerufen worden sind und die Stimmenabgabe ab-
geschlossen ist. Damit erklare ich die Wahlhand-
lung fiir geschlossen. Ich bitte nun, die Stimmen-
auszahlung vorzunehmen. Fir die Dauer der Stim-
menauszahlung ist die Sitzung unterbrochen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8345
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8840
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Unterbrechung: 15.36 Uhr

Wiederbeginn: 15.50 Uhr

(Prasidentin Carola Veit tibernimmt den Vor-
sitz.)

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren! Die Sitzung ist wieder eroffnet.

Ich gebe die Ergebnisse der Wahlen bekannt.

Bei der Wahl eines Mitglieds des Hamburgischen
Verfassungsgerichts, Drucksache 21/8345, sind
112 Stimmen abgegeben worden. Ein Stimmzettel
war unglltig, es waren also 111 Stimmen guiltig.
Herr Dr. Manfred Jager erhielt 105 Ja-Stimmen,
2 Nein-Stimmen, 4 Enthaltungen. Damit ist Herr
Dr. Jager zum Mitglied des Hamburgischen Verfas-
sungsgerichts gewahlt worden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Bei der Wahl eines weiteren Mitglieds des Ham-
burgischen  Verfassungsgerichts, = Drucksache
21/8840, sind 111 Stimmzettel abgegeben worden.
Es war ebenfalls ein Stimmzettel ungultig, also
110 Stimmen gultig. Herr Dr. Arnim Karthaus er-
hielt 97 Ja-Stimmen, 5 Nein-Stimmen, 8 Enthaltun-
gen und ist damit ebenfalls zum Mitglied des Ham-
burgischen Verfassungsgerichts gewahlt worden.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich darf die beiden Gewahlten nun bitten, nach
vorn in unsere Mitte zu kommen.

Sehr geehrter Herr Dr. Jager, die Hamburgische
Birgerschaft hat Sie soeben zum Mitglied des
Hamburgischen Verfassungsgerichts gewahlt. Ich
darf lhnen dazu die Glickwiinsche des ganzen
Hauses aussprechen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich frage Sie, ob Sie die Wahl annehmen.

Dr. Manfred Jager: Frau Prasidentin, ich nehme
die Wahl an.

Prasidentin Carola Veit: Sehr geehrter Herr
Dr. Karthaus, auch Sie sind soeben zum Mitglied
des Hamburgischen Verfassungsgerichts gewahlt
worden. Auch Sie darf ich im Namen des ganzen
Hauses sehr herzlich begliickwiinschen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Und auch Sie frage ich, ob Sie die Wahl anneh-
men.

Dr. Arnim Karthaus: Frau Prasidentin, ich nehme
die Wahl an.

Prasidentin Carola Veit: Dann habe ich Sie beide
zu vereidigen. Nach Paragraf 7 des Gesetzes uber

das Hamburgische Verfassungsgericht haben die
Mitglieder des Verfassungsgerichts vor Antritt ihres
Amtes vor der Birgerschaft einen Eid zu leisten.
Ich lese Ihnen den Wortlaut des Eides vor und bitte
Sie, bei erhobener rechter Hand die Beteuerungs-
formel "lch schwore es" oder "Ilch schwore es, so
wahr mir Gott helfe" zu sprechen. Der Eid hat fol-
genden Wortlaut:

"Ich schwore, dass ich als gerechter Richter
alle Zeit das Grundgesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland, die Verfassung und die
Gesetze getreulich wahren und meine rich-
terlichen Pflichten gegeniber jedermann ge-
wissenhaft erfiillen werde."

Herr Dr. Jager?

Dr. Manfred Jéager: Ich schwore es.
Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Karthaus?
Dr. Arnim Karthaus: Ich schwore es.

Prasidentin Carola Veit: Damit haben Sie beide
den erforderlichen Eid vor der Blirgerschaft geleis-
tet. Ich darf Ihnen im Namen des ganzen Hauses
eine glickliche Amtsfiihrung wiinschen, viel Freu-
de bei lhrem Amt und viele gute Entscheidungen.
Alles Gute. Herzlichen Gliickwunsch.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Meine Damen und Herren! Wir kommen zu einer
weiteren Wahl. Das ist Punkt 6 unserer Tagesord-
nung, Drucksache 21/8843. Es handelt sich um
den Vorschlag des Senats fir die Wahl des Vize-
prasidenten des Rechnungshofes durch die Bir-
gerschaft.

[Dringlicher Senatsantrag:

Vorschlag des Senats fiir die Wahl des Vizepra-
sidenten des Rechnungshofes durch die Biir-
gerschaft

— Drs 21/8843 -]

Auch fir diese Wahl sind Wahlkabinen vorgesehen
und wir verfahren wieder so wie eben, dass Frau
Yilmaz und Herr Kreuzmann Sie abwechselnd in
alphabetischer Reihenfolge aufrufen werden. Sie
gehen bitte zur Kanzleibank, nehmen lhre Stimm-
zettel entgegen und flllen diese in einer der Wahl-
kabinen aus. Bitte machen Sie nur ein Kreuz; wei-
tere Zusatze machen den Stimmzettel ungultig.
Auch unausgefiillte Stimmzettel gelten als ungultig.
Nach der Wahlhandlung stecken Sie den Stimm-
zettel dann bitte in die Wahlurne.

Herr Kreuzmann, bitte beginnen Sie mit dem Na-
mensaufruf.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8843
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(Der Namensaufruf und die Wahlhandlungen
werden vorgenommen.)

Ist ein Mitglied des Hauses nicht aufgerufen wor-
den? — Ich stelle fest, dass alle Mitglieder des
Hauses aufgerufen worden sind. Die Stimmenab-
gabe ist abgeschlossen. Ich erklare die Wahlhand-
lung fir geschlossen. Die Sitzung wird fir die Dau-
er der Stimmenauszahlung unterbrochen.

Unterbrechung: 16.07 Uhr
Wiederbeginn: 16.14 Uhr

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Meine
Damen und Herren! Die Stimmen sind ausgezahilt,
das Ergebnis liegt vor; die Sitzung ist wieder eroff-
net.

Mir liegt das Ergebnis der Wahl eines Vizeprasi-
denten des Rechnungshofes vor. Es sind
104 Stimmzettel abgegeben worden. Davon war
kein Stimmzettel unglltig, somit sind 104 Stimm-
zettel gultig. Herr Joachim Mose erhielt 95 Ja-Stim-
men, 6 Nein-Stimmen, 3 Enthaltungen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Nach Artikel 71 Absatz 4 der Hamburgischen Ver-
fassung ist fur die Wahl des Vizeprasidenten des
Rechnungshofes eine Mehrheit von zwei Dritteln
der gesetzlichen Mitgliederzahl der Birgerschaft
erforderlich, also mindestens 81 Ja-Stimmen. Herr
Joachim Mose hat 95 Ja-Stimmen erhalten und ist
somit zum Vizeprasidenten des Rechnungshofes
gewahlt worden.

Herr Mose, ich darf lhnen im Namen des ganzen
Hauses die Glickwiinsche zu lhrer Wahl ausspre-
chen und lhnen eine allzeit gliickliche Hand in der
Amtsflihrung winschen.

(Beifall bei allen Fraktionen)

Ich rufe jetzt die Punkte 6a und 6b der Tagesord-
nung auf, Drucksache 21/8915 in der Neufassung
und Drucksache 21/8960: Deputationswahlen.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Justizbe-
horde

— Drs 21/8915 Neufassung -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Gesundheit und Verbraucherschutz

— Drs 21/8960 —]

Die Fraktionen haben vereinbart, dass auch die
beiden Deputationswahlen in einem Wahlgang
durchgefiihrt werden kénnen.

Die zwei Stimmzettel liegen lhnen vor. Sie enthal-
ten bei den Namen jeweils Felder fiir Zustimmung,
Ablehnung und Enthaltung. Sie dirfen auf jedem
Stimmzettel bei jedem Namen ein Kreuz machen,
aber bitte nur eines. Stimmzettel, die den Willen
des Mitglieds nicht zweifelsfrei erkennen lassen
oder Zusatze enthalten, sind ungultig. Auch unaus-
geflllte Stimmzettel gelten als ungultig.

Bitte nehmen Sie nun Ihre Wahlentscheidung vor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Ich darf die SchriftfUhrungen bitten, mit dem Ein-
sammeln der Stimmzettel zu beginnen.

Sind alle Stimmzettel abgegeben worden? — Dann
schliele ich die Wahlhandlung. Die Wahlergebnis-
se werden gleich ermittelt. Ich werde sie Ihnen
dann im Laufe der Sitzung bekannt geben.**

Nun rufe ich Tagesordnungspunkt 48 auf, Drucksa-
che 21/8888, Antrag der Fraktionen der SPD und
der GRUNEN: Omnibus ohne Ru — Elektrobusse
fur Hamburg!

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Omnibus ohne RuB - Elektrobusse fiir Ham-
burg!

— Drs 21/8888 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
an den Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wird hierzu das Wort gewilinscht? — Frau Koeppen
von der SPD-Fraktion, Sie haben es.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! In der Aktuel-
len Stunde wurden kreative Lésungen angemahnt.
Das Geburtstagskind kann jetzt genau hinhéren:
Hier kommen kreative Lésungen.

(Beifall bei der SPD — Dennis Thering CDU:
Sehr kreativ!)

Durch das Engagement von HOCHBAHN und den
Verkehrsbetrieben Hamburg-Holstein, Busse auf
emissionsfreie Antriebe umzustellen, ist Hamburg
bei der Elektromobilitat Vorreiter in Deutschland, ja
sogar in Europa.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dafur hat die HOCHBAHN zu Recht den EBUS
Award erhalten. Der EBUS Award ist der nationale
Umweltpreis im offentlichen Personennahverkehr.
Die Auszeichnung wird an Unternehmen und Per-

**Das Wahlergebnis ist auf Seite 4194 zu finden.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8915
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8960
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8888
JaussSa
Schreibmaschinentext
**Das Wahlergebnis ist auf Seite 4194 zu finden.
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sonen vergeben, die sich in den vergangenen zwei
Jahren durch die Entwicklung von technischen und
betrieblichen Lésungen um die Einfihrung der
Elektromobilitat im OPNV verdient gemacht haben.
Ein Baustein dabei ist die Innovationslinie 109, auf
der verschiedene Fahrzeuge von unterschiedlichen
Herstellern getestet werden. Denn die Hersteller
und insbesondere die Produzenten von Batterien
hinken unseren Wiinschen in Hamburg hinterher.
Die Reichweite der Batteriebusse betragt aktuell
nur rund 200 Kilometer, und erst in der nachsten
Entwicklungsstufe rechnet man damit, dass die
Reichweite 300 Kilometer erreichen wird. Mit den
derzeitigen Reichweiten sind die Umldufe aber
nicht realisierbar. Hinzu kommen noch die kriti-
schen Faktoren Heizen und Klimatisieren. Dabei
geht Hamburg schon den richtigen Weg. Durch die
gemeinsame Beschaffungsinitiative mit Berlin und
funf anderen deutschen Verkehrsunternehmen
wird der Anreiz, aber auch der Druck auf die Her-
steller erhoht, die Entwicklung emissionsfreier Lini-
enbusse voranzutreiben.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miller
GRUNE)

Gemeinsam mit Berlin wurde hierzu im August
2016 ein Letter of Intent unterzeichnet. Mit einer
gemeinsamen Busflotte von derzeit ungefahr
2 900 Bussen werden mit diesem Lol Anreize flr
die Industrie geschaffen. Aber auch mit den Fahr-
zeugherstellern werden Vereinbarungen unter-
zeichnet, denn auch sie kdnnen Druck auf die Bat-
teriehersteller ausiiben.

Nur mit zuverlassiger Technik ist das Ziel umzuset-
zen, ab 2020 ausschlieBlich Busse mit emissions-
freien Antrieben anzuschaffen. Im ersten Schritt,
das ist noch dieses Jahr, wird die Ausschreibung
gestartet fur die ersten zehn Busse. Im kommen-
den Jahr werden dann noch einmal 20 weitere
Busse folgen. Zeitgleich werden mehrere Millionen
Euro bereitgestellt, um die notwendige Ladeinfra-
struktur fur die Busse auszubauen. In einer Studie
der Helmut-Schmidt-Universitat wurde dargelegt,
dass alle bestehenden Betriebshéfe der HOCH-
BAHN und auch der VHH eine flachendeckende
Energieversorgung auf Mittelspannungsebene bis
zum Jahr 2030 sicherstellen kénnen. Auf dem neu-
en Betriebshof, dem sogenannten Gleisdreieck,
kénnen nach Fertigstellung im Jahr 2019 bis zu
250 E-Busse versorgt werden.

(Beifall bei der SPD)

Hamburg ist auf dem richtigen Weg. Das sind krea-
tive Lé6sungen,

(Dennis Thering CDU: Nur nicht innovativ!)

und es ware gut, wenn alle Fraktionen diesen Weg
unterstitzen wirden und heute diesem Antrag zu-
stimmen, denn ein deutliches Votum aus diesem
Hause ist auch ein weiteres Zeichen in Richtung

Industrie, serienreife Technologien auf den Markt
zu bringen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Koeppen. — Herr Thering von der CDU-
Fraktion, Sie haben das Wort.

Dennis Thering CDU:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Ich gebe zu, als
ich die Uberschrift des Antrags gelesen habe, ha-
be ich eine Sekunde geglaubt, dass es doch noch
etwas wird mit SPD, GRUNEN und der E-Mobilitat
in unserer Stadt. Leider wurde ich wieder eines
Besseren belehrt. Je weiter ich den Antrag gelesen
habe, liebe Frau Koeppen, liebe Frau Sparr, desto
kleiner wurde dann namlich der Hoffnungsschim-
mer. Und spatestens beim Petitum, Uber das wir
heute abstimmen, hatte ich akut das Gefuhl, dass
nach all den hochtrabenden Worten im Vorwort Ihr
Akku komplett leer war.

(Beifall bei der CDU)

Das muss man sich einmal vorstellen: Sie fordern
in lhrem ersten Punkt als Regierungsfraktionen Ih-
ren eigenen Senat auf, das seit Langem bestehen-
de Ziel, ab 2020 ausschlieflich Linienbusse mit
emissionsfreien Antrieben anzuschaffen — ich zitie-
re aus dem Antrag —:

"[...] weiter mit hohem Engagement zu ver-
folgen".

Offen gefragt: Ist diese sinnbefreite Forderung
wirklich |hr Ernst? Wenn dem so ist, muss man das
Gefuhl haben, dass Sie Ihrem Senator und Ihrem
Staatsrat — was ich gut verstehen kann — nicht
Uber den Weg trauen. Anders ist das nicht zu er-
klaren.

(Beifall bei der CDU)

Ich sage lhnen ehrlich: Solche Schaufensterantra-
ge konnen wir in diesem Haus nicht gebrauchen.
Die Menschen erwarten von diesem Senat Lésun-
gen und nicht, dass man immer wieder um den
heiflen Brei herumredet.

(Farid Miiller GRUNE: Was fiir einen heilRen
Brei denn?)

Beim zweiten Punkt lhres Antrags wird es dann
fast noch schlimmer. Der von lhnen gestiitzte Se-
nat soll bei der schwarz-roten Bundesregierung um
Fordermittel fir den Aufbau einer entsprechenden
Ladeinfrastruktur betteln. Ich dachte, ich lese nicht
richtig. Sie von der SPD und den GRUNEN in Se-
nat und Burgerschaft sind es doch, die in lhrem
Koalitionsvertrag — wir hatten das eben schon —
volimundig versprochen haben, bis Mitte des letz-
ten Jahres 600 Ladepunkte zu installieren. Was ist
passiert? Bis Anfang dieses Jahres hatten Sie ge-
rade einmal die Halfte der versprochenen Lade-
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punkte installiert. Dieses Versagen versuchen Sie
hier kleinzureden, aber ich sage Ihnen: Es ist ein
Totalversagen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Mein Gott!)

Und wer hilft lhnen hier wieder aus der Patsche?
Es ist die CDU-gefuhrte Bundesregierung.

(Beifall bei der CDU — Zuruf von Farid Miller
GRUNE)

Diese Ehrlichkeit, Frau Koeppen, habe ich in lhrer
Rede komplett vermisst. Erst letzte Woche, Sie
sollten sich noch daran erinnern, war Bundesver-
kehrsminister Dobrindt hier im Haus und hat unten
in Raum 151 Senator Horch einen Forderbescheid
Uber knapp 3 Millionen Euro Uberreicht. Der Bund
bugelt also schon wieder die rot-griinen Verfehlun-
gen der Vergangenheit aus. Und nun fordern Sie
das auch fur den Hamburger Personennahverkehr.
Das ist unredlich und dafiir sollten Sie sich scha-
men.

(Beifall bei der CDU — Dr. Monika Schaal
SPD: Wo sind wir hier eigentlich?)

Mit Herrn Rieckhof stellen Sie nun leider schon seit
sechs Jahren ein und denselben Verkehrsstaats-
rat. Ja, ich weill — das sagen Sie auch unter vorge-
haltener Hand —, der Staatsrat ist mafllos Uberfor-
dert und gehdrt ausgetauscht. Da sind wir bei |h-
nen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Das gibt's ja gar
nicht! Kénnen Sie auch etwas anderes au-
Rer Dreck schmeil}en?)

Das rechtfertigt aber nicht, solche Schaufensteran-
trage zu stellen. Das ist einzig und allein peinlich.

(Beifall bei der CDU)

Was aulderdem stark irritiert, ist die technische Ein-
seitigkeit lhres Antrags, auf die Sie hier permanent
setzen. Zumindest in der gestrigen Ausgabe des
"Hamburger Abendblatts" war zu lesen, dass die
gesamte Busflotte von HOCHBAHN und VHH bis
2030 auf Elektromotoren umgestellt werden soll.
Wenn dem so ist, kdnnten wir die Festlegung auf
Elektromotoren als alleinige Antriebsform so nicht
unterstitzen. Keiner in dieser Stadt kann namlich
serids voraussagen, dass Elektroantriebe auch in
zehn Jahren immer noch das beste Antriebsmittel
sind, das wir haben. Moglicherweise haben wir
dann schon hybride Antriebsformen, zum Beispiel
Wasserstoffverbrenner, die den Elektromotoren
Iangst den Rang abgelaufen haben. Schon jetzt bis
2030 zu planen, das ist absolut unseriés und dem
schlief3en wir uns nicht an.

(Ksenija Bekeris SPD: |hre Argumentation
ist aber auch nicht rund!)

Kommen wir noch einmal zu dem gestrigen Inter-
view, das Herr Rieckhof dem "Hamburger Abend-
blatt" gegeben hat. Ich zitiere:

"Insofern stellt sich die Frage nach hdéheren
Fahrpreisen in diesem Zusammenhang
nicht."

Es ist schlichtweg eine Tatsache, dass offentlicher
Personennahverkehr nie aus sich heraus kosten-
deckend ist, sondern immer ein Zuschussgeschaft.
Darin sind wir uns, glaube ich, alle einig, auch
wenn die LINKEN das vielleicht gern anders hat-
ten. Also geht es letzten Endes vor allem um die
Frage, wie tief die offentliche Hand fir bestimmte
OPNV-Angebote in die Tasche greifen will und wie
tief sie in die Tasche greifen muss. Sicherlich wer-
den wir als CDU-Fraktion beim OPNV nicht, so wie
es die LINKEN tun, alles fur alle, und zwar immer
umsonst, fordern. Das ist klar. Das ware ordnungs-
politischer Selbstmord; auch Sie mussen irgend-
wann einmal erkennen, dass man so keine Politik
machen kann.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Aber in einer Zeit, in der jeder OPNV-Kunde mehr
ein Segen im Kampf gegen die Staustadt Hamburg
ist, konnen Sie sich doch nicht allen Ernstes hin-
stellen und schon jetzt einen Persilschein fir kiinf-
tige Erhéhungen der HVV-Tarife fordern. Aus die-
sen Grinden lehnen wir lhren Schaufensterantrag
ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU — Dorothee Martin SPD:
Haben Sie auch eigene Ideen?)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Thering. — Jetzt hat das Wort Frau
Sparr von der GRUNEN Fraktion.

Ulrike Sparr GRUNE:* Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ich vertrete heute meinen Kolle-
gen Martin Bill, der leider verhindert ist. Aber es ist
ein vertrautes Fachgebiet, mit dem ich immer wie-
der zu tun habe, deswegen mache ich es gern.

Herr Thering, das ist kein Schaufensterantrag.

(Dennis Thering CDU: Was ist es denn? Das
ist doch alles schon beschlossen!)

Das ist ein Arbeitsauftrag. Das kdnnten Sie ruhig
zur Kenntnis nehmen. So macht man das im parla-
mentarischen Bereich.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD — Dennis Thering CDU: So machen
Sie das! Ist doch alles schon beschlossene
Sache!)

Kein Luftreinhalteplan ohne Verkehrswende. Des-
halb bauen wir den OPNV aus, deshalb férdern wir
den Radverkehr und das ZufuRgehen. Zusatzlich
wird es notig sein, die Elektromobilitdt auszubau-
en. Deshalb freuen wir uns, dass der Bund nun
auch 2,8 Millionen Euro bereitgestellt hat, um die
Ladeinfrastruktur fur Privatfahrzeuge in Hamburg
auszubauen. Damit kénnen immerhin 600 zusatzli-
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che Ladestationen errichtet werden. Das ist voll-
kommen richtig, hat aber nichts damit zu tun, dass
wir auch eine Ladeinfrastruktur auf den Betriebsho-
fen brauchen.

(Dennis Thering CDU: Was ist denn mit Ih-
ren beiden Versprechen?)

Ab 2020 werden HOCHBAHN und VHH innerhalb
von 15 Jahren ihre gesamte Busflotte — das sind
1 500 Fahrzeuge — komplett auf emissionsfreie An-
triebe umstellen.

Frau Koeppen hat schon einiges erzahlt. Das will
ich nicht alles wiederholen. Das steht bei mir auch
alles so in der Rede, wie das manchmal so ist.

Die Weiterentwicklung der Elektrobusse ist auch
notwendig, weil groRere Reichweiten erforderlich
sind, das ist vollkommen richtig. Da sind wir noch
nicht am Ende der Fahnenstange angekommen.
200 bis 300 Kilometer waren schon sinnvoll, da
mussen wir hinkommen. Vor diesem Hintergrund
ist es gut zu wissen, dass wir ausreichend Elektri-
zitat im Mittelspannungsbereich zur Verfligung ha-
ben werden, der hier maRRgeblich ist. Als energie-
politische Sprecherin flge ich hinzu: Durch die Bat-
terietechnik ergeben sich auch hervorragende
Chancen, Windstrom aus Erzeugungsspitzen ein-
zusetzen, der bisher oft abgeregelt werden muss.
Diese Technik, die wir hier einsetzen, und die Er-
fahrung, die wir damit machen, werden auch die
Energiewende vorantreiben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Allerdings zeigt sich eben auch, dass der Aufbau
der Ladeinfrastruktur mit den entsprechenden
Netzanschlissen auf den Betriebshdfen die Kom-
munen — das betrifft ja nicht nur Hamburg — und
die Verkehrsbetriebe vor erhebliche finanzielle
Herausforderungen stellt.

(Vizeprasidentin Barbara Duden ubernimmt
den Vorsitz.)

Herr Thering, das haben Sie nicht verstanden. Es
geht bei den zusatzlichen Hilfen, um die wir den
Bund bitten, eben nicht um die Ladeinfrastruktur
fur Privatfahrzeuge,

(Zuruf von Dennis Thering CDU)
sondern um die Betriebshéfe und die ...

(Zuruf von Dennis Thering CDU)
— Meine Giite.

(Dennis Thering CDU: Ja! — Dr. Andreas
Dressel SPD: Diese Pdbelei immer von dir!)

Lautstarke ersetzt keine Fachkompetenz, Herr
Thering.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir halten es jedenfalls fur sinnvoll, hier den Bund
noch starker in die Verantwortung zu nehmen, da-

mit entsprechende Fordermittel fir die Verkehrsbe-
triebe und die Kommunen bewilligt werden.

(J6rg Hamann CDU: Na klar! Immer die an-
deren!)

Das ist der zweite Punkt unseres Antrags, darum
geht es, und wir freuen uns auch hier Uber eine
breite Zustimmung. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Sudmann von der Fraktion DIE LIN-
KE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Der Titel "Omnibus ohne RuR" Iasst
einiges hoffen. Wir haben vorhin gerade die Debat-
te zur Luftreinhaltung gefliihrt; es ware eine gute
Entwicklung, weniger Ruf aus den Omnibussen zu
haben.

Frau Koeppen sprach davon, dass wir mit diesem
Antrag die Kreativitdt des Senats — wahrscheinlich
auch der Fraktionen — entdecken kdénnten. Ich
muss gestehen, dass ich Copy-and-paste bisher
noch nie als sehr kreativ empfunden habe. Sie sa-
gen selbst in Punkt 1, dass der Senat ersucht wird,
das, was er ohnehin schon tut, weiter zu machen.

(Dennis Thering CDU: Ja, das ist es!)

Dass Sie jetzt aber dem Senat noch Férderunter-
richt erteilen wollen, weil eventuell seine Verset-
zung gefahrdet ist, indem Sie sagen, er solle es mit
hohem Engagement machen, macht mich schon
ein bisschen nachdenklich. Sie werden vielleicht im
Ausschuss erklaren kénnen, warum Sie der Mei-
nung sind, dass |hr Senat dort Nachhilfe braucht.

Sie haben im Antrag, anders als im Titel, deutlich
gemacht: Es geht um einen emissionsfreien Bus-
verkehr. Das ist ein sehr guter Ansatz. Sie haben
aber noch nicht deutlich gemacht, inwieweit dieser
gute Ansatz, der ab 2020 verstarkt verfolgt werden
soll, damit zu vereinbaren ist, dass jetzt noch ein-
mal 72 Dieselbusse bestellt werden — Dieselbusse.
Immerhin mit Euro VI. Aber wissen wir, was
Euro VI wirklich heil’t? Wissen wir, was da raus-
kommt? Das sind mehr Busse, als die HOCH-
BAHN und die VHH jetzt eigentlich brauchen wur-
den. Das macht mich schon einmal stutzig: sich
jetzt noch einmal mit diesen Stinkern vollzufillen
und nicht das zu bestellen, was wirklich notwendig
ist.

Sie sagen uns in sdmtlichen Vortragen, Sie wirden
alle Mdéglichkeiten ausschopfen fir emissionsfreien
Busverkehr. Ehrlich gesagt glaube ich das nicht.
Es gibt eine Mdglichkeit, die in Hamburg nicht dis-
kutiert wird, und ich glaube, sie wird deswegen
nicht diskutiert, weil vor allem die SPD ein kleines
Trauma hat. Dieses Trauma heild3t StralRenbahn,
heil3t Stadtbahn, und dieses Trauma ist mit Ober-
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leitung verbunden. Aber Sie (ibersehen dabei,
dass es eine Mdoglichkeit gibt, namlich Oberlei-
tungsbusse zu flihren, und zwar Hybrid-Oberlei-
tungsbusse, die das Problem, das Frau Koeppen
beschrieben hat, nicht so sehr haben. Sie haben
eine Reichweite, die natlrlich erst einmal an die
Strecke gebunden ist, aber sie kdnnen von der
Strecke abweichen, wenn dort zum Beispiel Unfal-
le oder Baumalinahmen sind, weil ein Hybridmotor
vorhanden ist. Aber ich habe das Gefiihl, dass die
SPD dafiir iiberhaupt nicht offen ist. Bei den GRU-
NEN weil} ich es nicht, von dort hért man wenige
Widerworte zur SPD-Planung. Das ware aber ein
Punkt, der in Hamburg geprift werde musste. Und
wenn Sie jetzt fragen: Warum sollen wir das ma-
chen? Sie sollen das deswegen machen, weil alle
Erfahrungen aus anderen Stadten, die Hybrid-
Oberleitungsbusse haben, zeigen, dass man Fahr-
gaste damit gewinnen kann, 10 bis 15 Prozent
mehr Fahrgaste. Die Erfahrungen zeigen auch,
dass sich die zugegeben teuren Infrastrukturmaf-
nahmen rechnen. Nach 10, 15 Jahren haben Sie
auch das wieder raus.

Also: Es ist etwas zu tun. Es ist mehr zu tun als
das, was Sie in lhrem Antrag beschrieben haben.
Es reicht nicht, dem Senat zu sagen, mach mal so
weiter, dann wird deine Versetzung vielleicht klap-
pen, sondern es geht darum, fir Hamburg und fir
Hamburgs Luft etwas zu entwickeln. Und wenn Sie
die Debatte "Omnibus ohne Ruf3" genannt haben,
kann ich nur sagen: Die Debatte ohne Biss hilft
uns nicht weiter bei der Luftreinhaltung in Ham-
burg.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Schinnenburg von der FDP-Frakti-
on.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Sehr geehrte Frau
Koeppen, Sie sprachen von kreativen Lésungen.
Frau Sudmann sagte vollig zu Recht, es ist nicht
kreativ, das noch einmal aufzuschreiben, was wir
alles schon kennen. Aber davon abgesehen: Es
mag noch kreativ sein, aber es ist vollig unrea-
listisch, denn |hr Senat produziert im Bereich Elek-
tromobilitéat einfach nur warme Luft. Sie produzie-
ren eine Elektroluftblase, und das seit einiger Zeit.
Lassen Sie mich das an einigen Beispielen ver-
deutlichen.

Im Koalitionsvertrag von vor zwei Jahren steht auf
Seite 39:

"Ab 2020 schafft Hamburg nur noch emissi-
onsfreie Busse an."

Das ist die Beschlusslage von lhnen, vor zwei Jah-
ren. Ein Dreivierteljahr spater, am 5. Februar 2016
im Verkehrsausschuss, kommt der neue Chef der

HOCHBAHN. Wir fragen: Wie sieht es aus, schaf-
fen Sie es, ab 2020 nur noch emissionsfreie Busse
zu beschaffen? Antwort: Das wird wohl schwer.
Wir nehmen es uns zwar vor, aber es wird nicht so
richtig was. Also nur ein Dreivierteljahr nach |hrem
Koalitionsvertrag muss der von Ihnen selbst gera-
de ausgesuchte neue HOCHBAHN-Chef mitteilen,
dass es nichts wird, was Sie versprochen haben.
Ich habe dann noch einmal im Dezember 2016, al-
so vor einem halben Jahr, in der Drucksache 21/
7297 "Emissionsfreie Busse" nachgefragt, wie es
bisher ausschaut, wie bisher das Verhaltnis war
bei der Beschaffung und wie viele emissionsfreie
Busse Sie beschafft haben. Antwort: Im Jahre
2016 wurden von den verschiedenen Busunter-
nehmen in Hamburg 133 Busse beschafft. Nun ra-
ten Sie einmal, wie viele davon emissionsfrei wa-
ren. Vier. Vier haben Sie geschafft, gerade vier
von 133. Und Sie wollen uns weismachen, dass
Sie in wenigen Jahren 133 beschaffen werden?
Das ist vollig unrealistisch.

Frau Koeppen, Sie selbst haben mit Herrn Bill zu-
sammen eine Schriftliche Kleine Anfrage gestellt,
Drucksache 21/6485, aus der gleichen Zeit, No-
vember 2016. In der Antwort auf Frage 5 steht dort
noch — woértliches Zitat —:

"In den kommenden Jahren werden [...] bis
zu 50 Fahrzeuge [...]"

— also emissionsfreie Busse —
"[...] beschafft [...]."
— Zitat Ende.

So weit die Antwort des Senats auf die Anfrage der
Regierungsfraktionen. Wenn wir jetzt den aktuellen
Antrag lesen, Uber den wir gerade diskutieren, sind
es nur noch 30. Von dem ohnehin wenig ambitio-
nierten Ziel, in einigen Jahren 50 Stick zu be-
schaffen, obwohl man 100 pro Jahr braucht, haben
sich innerhalb von weniger als einem halben Jahr
der Senat oder genauer gesagt die Regierungs-
fraktionen verabschiedet — die nachste Luftblase.

Und dann schauen wir einmal auf den Fuhrpark
des Senats und der 6ffentlichen Verwaltung. Das
haben wir auch einmal nachgezahlt, ebenfalls mit
einer Drucksache, der Drucksache 21/7454. Das
ist noch gar nicht lange her. Raten Sie einmal, wie
viel Prozent des Fuhrparks von Senat und 6ffentli-
cher Verwaltung in Hamburg derzeit Elektroautos
sind. Sie werden es schon noch gezahlt bekom-
men: 6,8 Prozent. Also fast nichts. In dem Bereich,
in dem Sie selbst entscheiden koénnen, versagen
Sie seit Jahren.

Kurz gesagt: Alles, was Sie uns zur Elektromobili-
tat erzahlen, ist einfach nur warme Luft und nichts
anderes. Ich gebe zu, diese warme Luft ist emissi-
onsfrei, aber es bleibt warme Luft. Deshalb mein
Rat: Machen Sie nicht so komische Titel wie "Om-
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nibus ohne Rul", machen Sie lieber Antrage ohne
Stuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. J6rn Kruse AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir hat-
ten vorhin bereits das Thema Luftreinhaltung. Hier
kommt ein vermeintlich konkreter Vorschlag dazu.
Genau genommen bekraftigt Ihr Antrag nur, was
bereits beschlossen wurde. Fur den o6ffentlichen
Nahverkehr sollen Elektrobusse angeschafft wer-
den. Das ist ein Beitrag fir die Luftreinhaltung und
gegen Larmbelastung. Es ist ein sehr teurer Bei-
trag, denn die Anschaffung eines E-Busses ist
doppelt so teuer wie die eines normalen Dieselbus-
ses. Hinzu kommen die Kosten fur die Ladeinfra-
struktur bei eingeschrankter Reichweite. Obwohl
ich Haushalterin bin, wirde ich diese Kosten
grundsatzlich in Kauf nehmen, allerdings haben
Elektrobusse weiterhin erhebliche Nachteile: Die
Busse sind nicht verlasslich genug. In Stuttgart
kann einer von flnf E-Bussen in dem Testprojekt
wegen technischer Probleme seine Fahrt nicht an-
treten oder zu Ende bringen. Durch neue, sensible
Elektronik gibt es beispielsweise Ausfélle bei den
Tldren oder beim Kompressor. Bei den Dieselbus-
sen hingegen laufen neuneinhalb von zehn Fahr-
ten ohne Probleme. Was niitzt die Neuanschaffung
einer Busflotte, wenn am Ende der Fahrgast unzu-
frieden ist und der Beforderungsauftrag nur unzu-
reichend erflllt wird? Was nitzt ein System, das
der Zuverlassigkeit und der Belastbarkeit des of-
fentlichen Nahverkehrs schadet?

Insofern halte ich Uberaktionismus fir den
falschen Weg. Ja, wir sollten Elektrobusse an-
schaffen und nattirlich auch Fordermittel fiir diese
beantragen, insbesondere fir gerausch- und luft-
sensible Strecken. Erganzend sollten wir aber Er-
fahrungen machen und darauf schauen, dass die
bestehenden Angebote so gut ausgestaltet wer-
den, dass mehr Leute Bus fahren. Auch ein vollbe-
setzter Dieselbus, Frau Sudmann, ist dem Indivi-
dualautoverkehr aus Umweltsicht immer noch vor-
zuziehen. Wenn man fir die Umwelt Geld ausgibt,
dann kann man vielleicht auch Uber Fahrpreise
sprechen und so die Attraktivitit erhdéhen. Also
nicht die Fahrpreise erhéhen, sondern tatsachlich
vielleicht sogar senken. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senator Horch.

Senator Frank Horch: Sehr geehrte Frau Prési-
dentin, sehr geehrte Abgeordnete! Der Senat hat

sich das Ziel gesetzt, ab 2020 nur noch emissions-
freie Busse anzuschaffen. Dieses Ziel zu erreichen
ist, das wissen alle, die sich mit Technik beschafti-
gen, nicht einfach, aber gerade vor dem aktuellen
Hintergrund der Luftreinhaltung in Hamburg ist hier
aullerste Intensitat geboten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Verkehrsunternehmen Hamburger Hochbahn
und die Verkehrsbetriebe Hamburg-Holstein haben
zusammen in ihrer Flotte rund 1 500 Busse. Die
Umstellung setzt voraus, dass die Fahrzeugher-
steller — sie sind hier in besonderem Malie ge-
fragt — ab 2020 emissionsfrei angetriebene Busse
in Serienreife zur Verfugung stellen kdnnen. Um
diesem Anspruch Nachdruck zu verleihen, haben
Berlin und Hamburg eine sogenannte Beschaf-
fungsinitiative fur diese Busse gegriindet. Mittler-
weile beteiligen sich auch die Verkehrsbetriebe in
Darmstadt, Disseldorf, Kéln, Minchen und Stutt-
gart, um mit einem gemeinsamen starken Auftre-
ten Druck auf die Fahrzeugindustrie auszulben,
um die weiteren Schritte der Serienreife zu errei-
chen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dieses Engagement wird zudem durch weitere Ak-
tivitaten der EU-Kommission unterstitzt. So hat die
EU-Kommission einen europaweiten Informations-
austausch zu dieser Gesamtthematik — sie ist nam-
lich sehr komplex — angestof3en, an dem wir aus
Hamburg sehr aktiv beteiligt sind.

In Hamburg werden bereits einzelne E-Busse er-
folgreich getestet, ich erinnere nur an die Innovati-
onslinie 109. Es ist einmalig in Deutschland, was
wir dort insgesamt — E-Technik, hybridseitig, was-
serstoffseitig und auch in Richtung Brennstoffzel-
le — erproben. Vergessen wollen wir auch die so-
genannte E-Bergziege der VHH in Blankenese
nicht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das sind alles Erfahrungspotenziale, die auf die-
sem Weg hin zu emissionsfreien Bussen unbedingt
erforderlich sind.

Hamburg muss jetzt, das ist richtig, einen weiteren
grof3en Schritt nach vorn machen. Nachdem bisher
vornehmlich Fahrzeugerprobungen in kleinen
Stilckzahlen stattgefunden haben, werden die Ver-
kehrsunternehmen nun aktiv in grofRerer Zahl Be-
triebsablaufe zu testen haben, und dafir sind ent-
sprechend weitere E-Busse erforderlich. Ich kann
Ihnen mitteilen, dass sich die Verkehrsbetriebe
Hamburg-Holstein fir das Jahresende 2017 fir ei-
ne Beschaffung von zehn rein elektrisch angetrie-
benen Bussen entschieden haben, und nach der-
zeitiger Planung wird zudem die HOCHBAHN
30 Busse fir die Jahre 2018 und 2019 bestellen.
Wir wollen mit diesem Hintergrund die Betriebsab-
laufe in FlottengroRe, also im entscheidenden
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Realbetrieb dieser Busse, erproben. Daflr brau-
chen wir eine entsprechende Ladeinfrastruktur. Die
Planungen fir die erforderlichen Umbauten und
Neubauten der Busbahnhoéfe sowie deren elektro-
technische Ausstattung laufen, dariiber kann man
sich in der Stadt informieren, auf Hochtouren.

Meine Damen und Herren! Wir setzen uns dafur
ein, dass flr die Einrichtung der erforderlichen In-
frastruktur Férdermittel — ohne die geht es nun ein-
mal nicht — seitens des Bundes und der EU zur
Verflgung gestellt werden. Weiter muss sicherge-
stellt werden, dass fir E-Busse kiinftig die Strom-
steuer — auch das ist ein wichtiger Punkt — auf das
Niveau von Oberleitungsbussen gesenkt sowie die
EEG-Umlage auf das Niveau von Schienen- und
Strallenbahnen angepasst werden muss. Auch
das ist ein Prozess, den wir mit dem Bund in Berlin
auf den Weg bringen mussen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Hamburg, wir haben es schon gehort — und es ist
auch keine Schande, das zu tun —, wird sich aktiv
fir entsprechende Foérdermittel einsetzen, um die
erforderlichen Rahmenbedingungen fiir diesen
Umstellungsprozess auf den Weg zu bringen.

Der Senat setzt sich gemeinsam mit den Verkehrs-
unternehmen daflr ein, alle Hebel in Gang zu set-
zen, um die E-Mobilitat in unserer Stadt weiter vor-
anzubringen. Wir sind auf einem guten Wege und
wir werden das erfolgreich zum Abschluss bringen.
Ich wirde mich freuen, wenn wir aus der Blrger-
schaft die entsprechende Unterstitzung bekom-
men. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kénnen wir
zur Abstimmung kommen.

Wer mdchte nun zunachst den gemeinsamen An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus
der Drucksache 21/8888 an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen Uber den Antrag in der Sache ab.

Wer ihm seine Zustimmung geben mdchte, den bit-
te ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit grol3er Mehrheit ange-
nommen.

Die Fraktionen der SPD und der GRUNEN mdch-
ten diesen Antrag nun nachtraglich an den Ver-
kehrsausschuss Uberweisen.

Wer mdchte diesem Uberweisungsbegehren seine
Zustimmung geben? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
angenommen.

Bevor ich den nachsten Tagesordnungspunkt auf-
rufe, schulde ich Ihnen noch zwei Wahlergebnisse.

Zunachst zur Wahl einer oder eines Deputierten
der Justizbehorde. Es sind 102 Stimmzettel abge-
geben worden. 1 Stimmzettel war ungultig, somit
sind 101 Stimmen giltig. Herr Janwillem van de
Loo erhielt 87 Ja-Stimmen, 4 Nein-Stimmen und
10 Enthaltungen. Damit ist Herr van de Loo ge-
wahlt worden.

Bei der Wahl einer oder eines Deputierten der Be-
hérde fur Gesundheit und Verbraucherschutz sind
103 Stimmzettel abgegeben worden. 1 Stimmzettel
war ungultig, somit sind 102 Stimmen glltig. Frau
Sabine Jansen erhielt 87 Ja-Stimmen, 6 Nein-
Stimmen und 9 Enthaltungen. Damit ist Frau Jan-
sen gewahlt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Tagesordnungspunkt 51, Drucksache 21/8891, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Weitere Forderung der demokratischen Kultur, des
gegenseitigen Respekts und des sozialen Zusam-
menhalts.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Weitere Forderung der demokratischen Kultur,
des gegenseitigen Respekts und des sozialen
Zusammenhalts

— Drs 21/8891 —]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Senat muss auch auf aktuelle Extremismusten-
denzen im Umfeld von muslimischen Vereinen
reagieren

— Drs 21/9025 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9025 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor.

Wer winscht das Wort? — Herr Abaci von der
SPD-Fraktion.

Kazim Abaci SPD:* Sehr geehrte Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Aktuell gewinnen in
Europa und auf der ganzen Welt politische Stro-
mungen an Gewicht, die mehr oder weniger offen
die Grundlagen des demokratischen Rechtsstaats
infrage stellen. Grundprinzipien wie die Gewalten-
teilung, die Pressefreiheit und der Schutz von Min-
derheiten werden zur Disposition gestellt. Der Na-
tionalismus, der religiése Extremismus und die da-
mit verbundene Ausgrenzung greifen wieder ver-
starkt um sich. Auch in Deutschland sind zuneh-
mend Tendenzen zu beobachten, die die Grund-
prinzipien der Demokratie, den gegenseitigen Re-
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spekt und die Unantastbarkeit der Menschenwtirde
infrage stellen. Nationalismus, Diskriminierung,
ethnisch und religiés begriindeter Hass auf An-
dersdenkende und Andersgldubige nehmen zu.
Das wollen und werden wir nicht akzeptieren.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Gegenseitiger Respekt, Toleranz, Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit sind keine Selbstverstandlich-
keiten. Wir missen sie verteidigen, bewahren und
in Schutz nehmen. Das machen wir aber nicht auf
irgendeine populistische Weise, sondern auf der
Grundlage unserer Verfassung. Unsere Leitkultur
ist unser Grundgesetz.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
FDP)

Unser Grundgesetz — das ist das Entscheidende,
sonst wirde es nicht funktionieren — ist nicht nur
ein Gesetz, es ist tatsachlich eine umfassende Kul-
tur. Es ist Bekenntnis, ein ganzes spezifisches
Menschen-, Gesellschafts- und Weltbild.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Viele Menschen verbinden mit unserer Stadt die
Hoffnung fir sich und fir ihre Familien, bessere
Lebensbedingungen vorzufinden. Hamburg ist eine
Okonomisch erfolgreiche, soziale und kosmopoliti-
sche Ankunftsstadt. Es erfordert immer wieder
neue Anstrengungen, unsere freiheitlichen und so-
zialen Grundlagen zu festigen, die von Respekt,
Toleranz und Solidaritat gepragt sind. Uns ist wich-
tig, das Bewusstsein fiir demokratische Werte wie
Minderheitenschutz, Pressefreiheit, Gewaltentei-
lung, Rechtsstaat und die Anerkennung von Viel-
falt in gegenseitigem Respekt zu scharfen.

Es gilt, uns gemeinsam (ber mogliche Schlussfol-
gerungen und Handlungskonsequenzen zu ver-
standigen. Der Senat hat der Birgerschaft dazu
verschiedene Handlungsstrategien vorgelegt. Dazu
gehdren unter anderem das Landesprogramm zur
Forderung demokratischer Kultur, Vorbeugung und
Bekampfung von Rechtsextremismus, "Hamburg —
Stadt mit Courage", und das "Konzept zur Vorbeu-
gung und Bekadmpfung von religiés motiviertem Ex-
tremismus und anti-muslimischer Diskriminierung"
und dessen Fortschreibung. Pravention und Be-
kdmpfung des Rechtsextremismus und religids be-
grindeten Extremismus sind dabei die Schwer-
punkte. Mit unserem aktuellen Antrag ersuchen wir
den Senat, die bestehenden Programme und An-
gebote zu biindeln und ihre Bekanntheit, Sichtbar-
keit und Erreichbarkeit noch einmal zu erhéhen. Es
geht auch darum, anlassbezogen eine breite ge-
sellschaftliche Diskussion zu ermdglichen, die Pro-
gramme weiterzuentwickeln und, wo es erforder-
lich ist, auch auszubauen, um neue Zielgruppen zu
erreichen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir wollen diejenigen unterstiitzen und ermutigen,
die sich in ihrer Arbeit oder ehrenamtlich jeden Tag
gegen die Spaltung unserer Gesellschaft zur Wehr
setzen und im Dialog auch in schwierigen Zeiten
an der Verstandigung arbeiten und den sozialen
Zusammenhang starken. Es geht uns darum, die
Lautsprecher und Hassprediger zurickzuweisen
und die verniinftigen und dialogorientierten Krafte
in der Stadt zu starken. Daflr gibt es in unserer
Stadt schon viele Beispiele, die bisher viel zu we-
nig beachtet werden. Daher bitte ich Sie um Zu-
stimmung zu unserem Antrag.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Nun kurz zum Zusatzantrag der CDU-Fraktion. Die
Behauptung, wir wirden uns zu sehr mit der Be-
nachteiligung von Muslimen befassen, stimmt
nicht. Der Schwerpunkt unserer Arbeit und unseres
Konzepts liegt ganz klar auf der Pravention,

(Glocke)

auch des religiésen Extremismus. Daher stimmt Ih-
re

(Glocke)

— letzter Satz — Behauptung nicht. Mit diesem The-
ma haben wir uns auch im Sozialausschuss aus-
fuhrlich befasst. Das haben Sie anscheinend ver-
passt.

(Glocke)
Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Grunwaldt von der CDU-Fraktion.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der
Antrag ist im Grunde richtig und gut, greift aber in
der Sache teilweise zu kurz; dazu komme ich spa-
ter noch. Er erkennt jedenfalls das Grundproblem,
namlich den mehr oder weniger nicht vorhandenen
Bekanntheitsgrad der verschiedenen Konzepte
und Strategien. Jede Strategie, jedes Konzept mag
fir sich genommen richtig sein, aber ganz ehrlich:
Eigentlich kennen nur noch die Kenner der Materie
diese Konzepte und Strategien, und Durchsehen
tut schon lange niemand mehr im Strategien- und
Konzepte-Dschungel des rot-griinen Senats. Stra-
tegien und Konzepte aber mussen gelebt werden,
sonst sind sie bekanntermaflen das Papier nicht
wert, auf dem sie stehen. Zwingende Vorausset-
zung fur dieses Gelebtwerden ist, dass die Kon-
zepte und Strategien Uberhaupt bekannt sind. Ob
das Bundeln auf hamburg.de dem tatsachlich ent-
gegenwirkt, wage ich zu bezweifeln, aber es ist de-
finitiv einen Versuch wert.

Nun aber zu der Hauptfrage, die sich beim Lesen
Ihres Antrags, liebe Kolleginnen und Kollegen von
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SPD und GRUNEN, wirklich aufdrangt. Warum soll
das Landesprogramm "Hamburg — Stadt mit Cou-
rage" weiterentwickelt werden, das Konzept zur
Vorbeugung und Bekampfung von religiés moti-
viertem Extremismus aber nicht? Das ist vor dem
Hintergrund, dass Christen in sozialen Netzwerken
verunglimpft werden und es im Umfeld von musli-
mischen Vereinen zur Hinwendung zum religidsen
Extremismus kommt, einfach nicht verantwortungs-
voll und zu kurz gedacht. Naturlich, Sie kdénnen
uns entgegenhalten, dass das Konzept bereits im
Juni des vergangenen Jahres fortgeschrieben wur-
de. Das allein genugt aber nicht. Gefragt sind Ant-
worten auf die aktuelle Situation. Sie selbst, Herr
Abaci, haben eben eingerdumt — zu Recht —, dass
extreme Stromungen leider Gottes immer mehr auf
der Tagesordnung stehen, und darauf missen wir
reagieren und uns jeder Form des Extremismus
entgegenstellen, sei er von rechts, von links oder
religids motiviert. Davor dirfen wir die Augen nicht
verschlieBen. Deshalb fordern wir in unserem Zu-
satzantrag, das "Konzept zur Vorbeugung und Be-
kampfung von religids motiviertem Extremismus
und anti-muslimischer Diskriminierung" im Hinblick
auf die aktuellen Geschehnisse zu Uberprifen
— das habe ich schon gesagt —, und eine andere
Schwerpunktsetzung zu wahlen und sich wirklich
auf die Bekampfung und die Pravention salafisti-
scher Radikalisierung zu konzentrieren und nicht
immer den automatischen Zusammenhang zum
Thema Diskriminierung herzustellen. Das ist unse-
res Erachtens nicht zielfihrend. Daher bitten wir
um Zustimmung zu unserem Antrag. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Demirel von der GRUNEN Fraktion.

Phyliss Demirel GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Die Entwicklungen in Europa
und in der Welt haben gezeigt, dass unser friedli-
ches, freiheitliches und demokratisches Zusam-
menleben leider nicht alternativios ist. Die Gegner
unserer verfassungsmafigen Ordnung zeigen sich
auch in Deutschland immer offener, angefangen
bei der AfD tGber PEGIDA und die Reichsbirger bis
hin zu den bekanntgewordenen Rechtsterroristen.
Es ist unsere Aufgabe als Demokratinnen und De-
mokraten, alles uns Madgliche zu tun, um den

geistigen Brandstiftern keinen Raum zu geben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Am besten tun wir dies, indem wir konsequent an
dem weiterarbeiten, was unsere Gesellschaft aus-
macht. Wir missen den Dialog zwischen vielen
verschiedenen Menschen in unserer Stadt weiter
fordern. Wir muissen uns der Ausgrenzung be-
stimmter Bevdlkerungsteile weiter entschieden ent-
gegenstellen und dafiir sorgen, dass alle Men-

schen in gleichem Malie an der Gesellschaft teil-
haben kénnen.

Wir brauchen keine populistischen Debatten oder
solche Zusatzantrage wie den der CDU, die nur
polarisieren. Sie beschreiben in Inrem Antrag, mei-
ne Damen und Herren von der CDU, selbst, dass
der Senat noch in 2016 eine weitere Fortschrei-
bung des Konzepts zur Vorbeugung und Bekamp-
fung von religiés motiviertem Extremismus vorge-
nommen hat. Das ist nicht einmal ein Jahr her.
Und wir haben die Debatte erst vor einigen Mona-
ten im Ausschuss gehabt. Gleichzeitig werfen Sie
dem Senat vor, er habe in diesem Konzept nur den
Bereich antimuslimische Diskriminierung in den
Fokus genommen. Das ist nicht richtig.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Auf Seite 25 sind elf Spiegelstriche als Ausblick
aufgelistet, nur ein Punkt davon bezieht sich auf
dies Thema. Da kann man wohl nicht von einem
Schwerpunkt reden.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Was die MaRnahmen angeht, brauchen wir uns in
Hamburg wahrlich nicht zu verstecken. Aber es gilt
selbstverstandlich auch, dass wir fortlaufend und
aufmerksam aktuelle Geschehnisse aufnehmen
und unsere MalRhahmen dementsprechend anpas-
sen. Vor diesem Hintergrund sind die im vorliegen-
den Antrag vorgebrachten Forderungen richtig und
wichtig.

Auf einen Punkt des Antrags mochte ich aber noch
etwas genauer hinweisen. Es geht um die Antidis-
kriminierungsarbeit des Senats. Zuletzt hat der Se-
nat die Burgerschaft im Jahr 2014 Uber seine Stra-
tegie zum Abbau von Diskriminierung nach dem
Gleichstellungsgesetz informiert. So fordern wir in
Hamburg umfangreiche Beratungsangebote fiir die
Betroffenen von Diskriminierung, sei es aufgrund
von Herkunft, Religion, Geschlecht oder Behinde-
rung. Ein hervorragendes Beispiel ist die Bera-
tungsstelle amira, die Betroffenen mit Rat und Tat
zur Seite steht.

Mit diesem Antrag wollen wir die Angebote be-
kannter machen und prufen, ob die inhaltliche Aus-
richtung und die finanzielle Ausstattung der Projek-
te dem aktuellen Bedarf entsprechen. So arbeiten
wir weiter daran, dass Hamburg zu einer Stadt
wird, in der niemand aufgrund unveranderlicher
Merkmale benachteiligt, diskriminiert oder gar ver-
folgt wird. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Ozdemir von der Fraktion DIE LINKE.
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Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Frau Présidentin,
meine Damen und Herren! Ich war, ehrlich gesagt,
sehr irritiert Gber diesen Antrag, weil ich mich fra-
ge, warum man beantragen muss, dass der Senat
regelmaRig offentlichkeitswirksame Anlasse nutzt,
um eine breite gesellschaftliche Diskussion zu er-
moglichen. Ich finde, das muss eine Selbstver-
standlichkeit sein.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Gliglii fraktionslos)

Wenn wir von demokratischer Kultur und von so-
zialem Zusammenhalt sprechen, dann gehoért flr
uns das Thema Teilhabe dazu, dass Menschen die
Moglichkeit haben, gleichberechtigt Teilhabe aus-
zuleben. Und dazu gehért eben auch das Thema
soziale Gerechtigkeit. Ich méchte noch einmal dar-
auf aufmerksam machen, dass wir bei den letzten
Birgerschaftswahlen zur Kenntnis nehmen muss-
ten, dass gerade Menschen, die sich eben nicht
mehr als ein Teil dieser Gesellschaft fiihlen, auch
Parteien wahlen, die wir sehr schwierig finden.

Und wenn Sie schon anfangen mit Antidiskriminie-
rung, dann moéchte ich noch einmal sehr deutlich
sagen, dass wir seit Jahren fordern, dass die Anti-
diskriminierungsstellen in Hamburg ausreichend
und gut finanziert werden, sodass sie den Bedarf
auch richtig abdecken kénnen. Wir haben bei dem
letzten Urteil, bei dem es um eine Wohnung der
SAGA GWG ging, gesehen, dass es einen Bedarf
gibt, und wenn die Beratungsstelle diesen Bedarf
abdecken soll, dann muss sie ausreichend finan-
Ziert werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Frau Demirel, wir haben in der letzten Legislatur-
periode — ich glaube, Sie auch — einen Antrag da-
zu gestellt, in dem es darum ging, dass die Bera-
tungsstelle aufgestockt werden soll, und dann ha-
be ich von Ihnen erst einmal zwei Jahre lang nichts
gehdrt — und jetzt kommen Sie und sagen, Sie
muissten es Uberpriifen. Sie wissen, dass da ein
Bedarf ist. Sie miissen nichts erst einmal Gberpri-
fen, Sie missen jetzt einmal handeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Die Moglichkeit dazu hatten Sie bei den Haushalts-
beratungen, und die haben Sie nicht genutzt.

Zum Integrationskonzept. Wir warten immer noch
auf den Masterplan Integration, der auch noch
nicht vorliegt, beziehungsweise wir werden noch
nicht einmal Uber Schritte informiert. Bekampfung
von religiés motiviertem Extremismus — wir warten
immer noch darauf, dass der Senat uns endlich be-
kannt gibt, wie die 4 Millionen Euro, die ja vorgese-
hen sind fur die Netzwerkarbeit, eigentlich aufge-
teilt werden. Normalerweise sollte uns das schon
vorliegen.

Sie mochten eine Diskussion ermdglichen. Ich fra-
ge Sie: Wie mochten Sie diese Diskussion ermdégli-

chen? Ich frage mich auch, wie all diese Papiere
— die sehr sinnvoll sind, aber erst, wenn sie auch
umgesetzt werden — tatsachlich umgesetzt werden
sollen. Das ist die Frage, die wir uns stellen. Sie
sagen: Wir méchten sie fortschreiben, wir méchten
gucken, wie das alles umgesetzt werden muss. Bei
uns ist immer noch die Finanzierung der Punkt. Ich
glaube, hier hakt es, und hier missen Sie anset-
zen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Nebahat
Glglii fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dutschke von der FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Ham-
burg ist eine weltoffene Stadt. Die Hamburger zei-
gen sich immer wieder couragiert fir eine Stadt oh-
ne Rassismus, ohne Diskriminierung Andersden-
kender. Menschen, unabhangig von ihrer Herkunft,
Religion, politischer Uberzeugung, sexueller Orien-
tierung oder Geschlecht, sollen in unserer Stadt
— und nicht nur in unserer Stadt, sondern uberall
auf der Welt — friedlich zusammenleben kénnen.
Doch die Entwicklungen der letzten Jahre in Euro-
pa und Deutschland zeigen, dass Toleranz und
wechselseitiger Respekt nicht selbstverstandlich
sind. Populisten, die ausschlieBlich betonen, was
Menschen trennt, statt nach dem zu suchen, was
sie verbindet, schiiren Angste und Ressentiments.

Die Antwort auf die Frage nach dem Umgang mit
einer vielfaltigen Gesellschaft ist jedoch nicht die
Verbreitung von Vorurteilen, sondern Aufklarung
und wechselseitiger Respekt. In diesem Punkt ist
der Antrag von Rot-Griin durchaus deutlich. Doch
er verfestigt einmal mehr den Eindruck, dass Rot-
Grin auf dem linken Auge blind ist, denn anders
kann ich mir nicht erklaren, dass neben Rechtsex-
tremismus und religidsem Extremismus nicht auch
der Linksextremismus als Problem in dieser Stadt
identifiziert wird. Wir erwarten aber, dass Anstren-
gungen gegen jegliche Form des Extremismus for-
ciert werden. Das schliel3t Linksextremismus, gera-
de vor dem Hintergrund der Anklindigungen von
linken Chaoten zum anstehenden G20-Gipfel, ex-
plizit ein.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU

und bei Dr. Joachim Kérner AfD)

Daruber hinaus will ich noch einmal betonen, dass
Toleranz keine Einbahnstralle ist, und das sollte
bei der intendierten Blndelung der Angebote und
Programme deutlich mehr Beriicksichtigung finden,
als das bisher der Fall ist.

Auch wenn beide Antrage, die uns vorliegen, letz-
ten Endes kein groBer Wurf sind und die Worte,
die hier gefunden wurden, durchaus bedeutsamer
waren als der Antrag, der vorsieht, ein paar Papie-
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re zu bindeln, stimmen wir beiden Antragen zu. —
Ich danke Ihnen fiir die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei der CDU
und bei Dr. Joachim Kérner AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Professor Kruse von der AfD-Fraktion.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Frau Prasidentin, sehr geehr
te Damen und Herren! Der Antrag atmet die
schwere Luft der deutschen Hochmoral.

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD)

Er ist geschrieben von den Guten, und das sind
die, die sich fur gut halten und es opportun finden,

(Katja Suding FDP: Das sind Sie doch
schon!)

sich abfallig Uber die anderen zu duf3ern, die man
Uberheblich und selbstzufrieden fur nicht gut er-
klart. Die anderen sind die, die vom Mainstream
abweichende Meinungen haben und, oh Schreck,
diese trotz der Keule der Political Correctness
auch offen auszusprechen wagen.

(Beifall bei der AfD — Séren Schumacher
SPD: Das wird ja eine Parteitagsrede hier!)

Dies allein steht im Konflikt zu dem Postulat in der
Betreffzeile des Antrags, namlich — Zitat — der

"Foérderung [...]
spekts".

des gegenseitigen Re-

Zahlreiche abweichende Meinungen, die man gern
als randstandig erkldren mdchte, haben mit den
Folgen der unkontrollierten Massenzuwanderung
und der regierungsamtlich erzeugten Fiktion einer
grenzenlosen Territorialitat zu tun. Diejenigen, die
besonders dies als Problem empfinden und betrof-
fen sind, sind weit Uberproportional gerade diejeni-
gen Teile der Bevdlkerung, die vom sozialen Sta-
tus her die klassische Klientel der politischen Lin-
ken sind, wozu auch die Antragsteller gehdren. Ich
zitiere an dieser Stelle nur den Philosophen Alex-
ander Grau, der kurzlich im "Cicero" unter dem Ti-
tel "Krise des Sozialismus — Warum auch die Linke
Patriotismus braucht" geschrieben hat — Zitat —:

"Es ist dieser Hyperinternationalismus und
falsch verstandene Antinationalismus, der
der politischen Linken nun in Gestalt von Le
Pen und Co. auf die File fallt."

— Zitat Ende.
(Beifall bei der AfD)

Der Antrag hat auch gute Ansatze. Er bekennt sich
durch zustimmende Bezugnahme auf zwei Druck-
sachen zu — Zitat —-

"Effektive[n] Malknahmen gegen gewaltbe-
reiten Salafismus und religidsen Extremis-
mus".

Dem stimmen wir zu. Der Antrag schreibt im glei-
chen Kontext tiber ein — Zitat —

"Konzept zur Vorbeugung und Bekadmpfung
von religiés motiviertem Extremismus".

Damit meinen Sie sicher den religids motivierten
Extremismus von Muslimen, denn einen religios
motivierten Extremismus von Christen oder Bud-
dhisten sehe ich nirgendwo in Hamburg.

(Beifall bei der AfD)

Wir stehen also an lhrer Seite. Und wenn wir das
gemeinsam geschafft haben, hatten wir gleich ein
weiteres Problem mitgel6st, auf das der Antrag Be-
zug nimmt, namlich die antimuslimische Diskrimi-
nierung. Eine antimuslimische Diskriminierung
— die naturlich auch wir verurteilen —

(Farid Miiller GRUNE: Das nimmt man lhnen
aber nicht ab!)

wirde es vermutlich Uberhaupt nicht geben, wenn
es den intoleranten und aggressiven und teils ge-
waltbereiten Islam und den religiés motivierten Ex-
tremismus von Muslimen gar nicht gabe in unserer
Gesellschaft.

(Beifall bei der AfD)

Auch da sind wir also ganz auf lhrer Seite. Das gilt
auch fur den nachsten Punkt, ndmlich den Aktions-
plan fur Akzeptanz geschlechtlicher und sexueller
Vielfalt.

(Farid Miiller GRUNE: Was haben Sie dage-
gen?)

— Ich bin sehr dafir, Herr Mdller, ich bin sehr dafir.

Da nirgendwo sonst die Akzeptanz homosexueller
und sonstiger Orientierung in Gefahr ist, auller in
muslimischen Communities,

(Farid Miiller GRUNE: Das ist aber sehr ver-
kirzt!)

haben Sie vermutlich vor — Herr Miller, héren Sie
mir zu —, ein Erziehungsprogramm fur intolerante
Muslime zu machen, das ihnen sexuelle Toleranz
beibringt. Dem kénnen wir zustimmen.

(Beifall bei der AfD)

Das gilt auch fir meinen letzten Punkt. Sie machen
sich in Ihrem Antrag Sorgen um — Zitat —

"die Grundlagen des demokratischen

Rechtsstaats"
und den — Zitat —

"Schutz von politischen und gesellschaftli-
chen Minderheiten".

Die Antragsteller denken dabei ganz sicher daran,
(André Trepoll CDU: An Sie denken wir da!)

dass eine bestimmte demokratische Partei in Ham-
burg — und in ganz Deutschland — vorsatzlich aus-
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gegrenzt, desavouiert, beleidigt und oft genug ge-
walttatig attackiert wird, und zwar von einem links-
radikalen Mob, der so wirkt, als sei er von 1930 (b-
rig geblieben.

(Beifall bei der AfD)

Bestimmt wirden Sie — ebenso wie ich — erwarten,
dass mindestens die anderen demokratischen Par-
teien in der Blrgerschaft

(Ksenija Bekeris SPD: Das ist ganz schon
grenzwertig!)

sich mit einer demokratischen, demokratisch ge-
wahlten Partei solidarisieren. Ich hoffe immer noch
darauf. Denken Sie einmal dartiber nach.

(Beifall bei der AfD — Wolfgang Rose SPD:
Peinlich, peinlich! — Gegenruf von Dr. Jérn
Kruse AfD: Ins Ziel getroffen, Herr Kollege!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr geehrte
Frau Prasident, sehr geehrte Volksvertreter und ...

(Glocke)

Vizeprasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Entschuldigen Sie, Herr Dr. Flocken. Ich wiirde es
bevorzugen, wenn Sie mich Frau Prasidentin nen-
nen wirden.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Gut, kein Problem. — Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin! Wer einen flichtigen Blick auf diesen Antrag
wirft, kdnnte der Tauschung unterliegen, dieser sei
auf Deutsch verfasst. Wer aber nur einen Satz un-
befangen — das heil’t, nicht aus Ihrer Blase kom-
mend — liest, der versteht: Dies ist orwellsches
Neusprech. Ich versuche deshalb, den Antrag ins
Deutsche zu libersetzen. Dabei missen einige Be-
griffe erlautert werden, andere Phrasen fallen dafir
weg, weil sie buchstablich nichtssagend sind. Nur
ein Beispiel dafur:

"Angesichts unterschiedlicher sozialer, politi-
scher, 6konomischer, rechtlicher und kultu-
reller Bedingungen, die das Leben der Ham-
burgerinnen und Hamburger beeinflussen

[...]"
Und so weiter. Das muss man nicht Gbersetzen.

Nun aber die Ubersetzung des Antrags. Titel des
Antrags: Mehr Geld fir Gleichschaltung, Anbeten
von Aggressoren und Zerstéren von Einzigartig-
keit.

Antragstext: Wir haben Folgendes erkannt: Ham-
burg hat einen groen Hafen. Darum ist Hamburg
im Vergleich zu Kleinkleckersdorf naher ans Aus-
land angeschlossen.

Menschen sind unterschiedlich und verandern sich
im Laufe lhres Lebens. Zur totalen ideologischen
Gleichschaltung braucht die Regierung das Volk,
mit einer Kraftanstrengung fir das Anbeten von
Aggressoren, das Einschrénken lieb gewonnener
Freiheiten, und um den Menschen den Grol3teil der
Friichte ihres FleiRes abzupressen. Zu alledem
darf es nur eine Meinung geben, namlich die der
Regierung. Die Regierung hat deshalb den Volks-
vertretern eine Liste von Listen vorgeschlagen, fir
das Zerstoren von Einzigartigkeit und das Anbeten
von Aggressoren — darum geht es.

Hamburgisches Programm zur Unterdrickung un-
erwlinschter Meinungen. Taktiktraining fir nachlas-
sige Koranglaubige, die ausgerechnet an dem Tag
in der Koranschule gefehlt haben, als die Tagiyya
durchgenommen wurde,

(Zurufe)

auf dass sie nachtraglich lernen, sich verbal zu
maRigen und o6ffentliche Totungsaufrufe zu unter-
lassen.

(Zuruf: Zum Themal)

Nur so kénnen wir dem Volk gegentber durchset-
zen, dass Kritik am Propheten verboten ist.

(Glocke)

Vizepréasidentin Barbara Duden (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, der Titel des Antrages, Uber den
wir diskutieren, heillt "Weitere Foérderung der de-
mokratischen Kultur, des gegenseitigen Respekts
und des sozialen Zusammenhalts". Verlieren Sie
das bitte nicht aus den Augen.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Ja. Ich versuche gerade, das zu libersetzen.

Kampf fir die Entwicklung von Parallelgesellschaf-
ten. Trick der Regierung, Gleichmacherei als Viel-
falt zu verkaufen. Propaganda fir alle vom norma-
len Sex zwischen Mann und Frau abweichende
Praktiken und Privilegierung derselben.

(Zurufe)

Programm zur staatlich gelenkten Freizeitgestal-
tung im Sinne des Einsatzes fur die staatliche
Ideologie. Die Arbeit der obersten Propagandazen-
trale. Gesprache zwischen den Fihrern von Aber-
gladubigen organisieren und dies als Fortschritt
preisen.

Alarm, Alarm: Vor allen Dingen — aber nicht nur —
im Ausland wollen viele Menschen Uber Demokra-
tie, Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung, Mei-
nungsfreiheit und Minderheitenrechte nicht nur re-
den, sondern diese praktisch leben, am besten im
Rahmen des — pfui — Nationalstaates. Pfui, pfui,
pfui: national. Das bedroht die Macht der Regie-
rung. Alarm.
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Durch das Einstrémen von vielen in Gewaltgesell-
schaften gepragten Menschen wird auch Hamburg
gewalttatiger; ist halt so. Wer fir die Regierung
Propaganda treibt, muss reich entlohnt werden
und mit allen Mitteln unterstitzt werden,

(Phyliss Demirel GRUNE: Es reicht!)

legalen und illegalen. Wir geloben, unablassig fir
die Regierungslehre zu werben.

Die Regierung regt die Volksvertreter an, die Re-
gierung zu bitten, erstens: im Internet noch intensi-
ver Propaganda fir die Regierung zu treiben, zwei-
tens: bei jeder mdglichen und unmdglichen Gele-
genheit das Volk weiter zu indoktrinieren, drittens:
dem Volk noch mehr Geld fiir die Gleichmacherei
abzupressen,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Ich fin-
de, er spricht nicht zum Thema!)

viertens: dem Volk noch mehr Geld fir die Unter-
drickung unerwiinschter Meinungen abzupressen,
und funftens: gelegentlich einen Bericht von der
Propagandafront zu erstellen. — Vielen Dank fir
die Aufmerksamkeit.

(Martin Dolzer DIE LINKE: Was fir ein Un-
sinn!)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt die fraktionslose Abgeordnete Guiglu.

Nebahat Giig¢lii fraktionslos:* Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Ich will nur zwei, drei
Satze sagen, weil ich eigentlich meine wenige Re-
dezeit in der Debatte danach aufbrauchen mochte.

Zu |hnen, Herr Dr. Flocken, mdchte ich gar nicht
allzu viel sagen. Ich frage mich, ob Sie sich selbst
Uberhaupt wahrnehmen mit lhren Reden; inhaltlich
will ich das gar nicht kommentieren.

Zu dem Antrag der Regierungskoalition kann man
eigentlich nur sagen — es ist hier mehrfach als
Stichwort gefallen —: Das ist eine Blndelung unter-
schiedlicher wichtiger Programme in der Stadt. Die
Frage, die sich mir allerdings stellt: Ist die Summe,
das Zusammenfiihren, das Bindeln tatsachlich
ausreichend? Hier ist man nicht ganz klar und
deutlich. Eigentlich ist schon erkannt, auch senats-
seitig, dass es mehr Bedarf gibt, aber durch die
Bindelung erhofft man sich Synergieeffekte. Ob
sie eintreten, wage ich ein Stick weit zu bezwei-
feln.

Ich wirde mir wiinschen, und das méchte ich Ih-
nen, Frau Senatorin Dr. Leonhard, noch einmal
mitgeben: Wenn wir Konzepte ganzheitlich denken
— das Stichwort ist, glaube ich, bei der LINKEN
schon gefallen —, geht es eigentlich um einen
Masterplan. Den haben wir nicht wirklich. Wir ha-
ben unterschiedliches Stiickwerk, das an manchen
Stellen gebiindelt wird, an anderen wieder nicht.

Ich habe die Sorge, dass sehr stark auf die Behor-
den gesetzt wird, in denen durchaus kluge und in-
telligente Menschen arbeiten, die aber vielleicht
nicht immer die Ideen haben, die die Zivilgesell-
schaft beitragen kann. Deswegen kann ich nur an-
regen: Laden Sie alle Akteure ein und entwickeln
Sie gemeinsam einen Masterplan. Mir fehlt eigent-
lich immer ein bisschen die Vision, es wirkt immer
so verstaubt und irgendwie organisatorisch zusam-
mengefihrt. Ich glaube, wenn man diesen Weg
geht — und den ist Hamburg ja schon einmal ge-
gangen —, kann es nur gute Ergebnisse geben. —
Danke.

(Beifall bei Dora Heyenn fraktionslos)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Dr. Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
will nur kurz auf einige Dinge eingehen, was die
Wiunsche und die Forderungen beider Antrage be-
trifft und die ohne Zweifel wichtige gesamtgesell-
schaftliche Diskussion, die wir weiterhin mehr denn
je brauchen werden.

Es ist unstrittig, wenn man unter der Uberschrift
agiert — sie ist schon einige Male bemuht worden
in diesem Hause — "Wir sind eine freie und demo-
kratische und sakulare Gesellschaft und wir wollen
es auch bleiben", dass wir bei all unseren Aktivita-
ten zum Thema Starkung und Forderung des so-
zialen Zusammenhalts, Pravention und entschie-
dene Bekdmpfung — und davor drickt sich im Se-
nat keiner, das mdchte ich entschieden zurlckwei-
sen; wir nehmen das sehr ernst, daftr wird sehr
viel Geld in die Hand genommen und sehr viel ge-
tan, innovativ, was bundesweit beachtet wird — von
jedweder Form religiosen Extremismus, der Pra-
vention desselben, aber auch der energischen
Verfolgung und Bekdmpfung, gut beraten sind zu
schauen: Was tut man alles in der Stadt und wo
gibt es noch Mdglichkeiten, die Effekte, die die ein-
zelnen Programme erzielen ... Und dazu z3hlt na-
turlich unsere Engagementstrategie, die Frage, wie
man traditionelles Ehrenamt in der Stadt mit den
neuen Erscheinungsformen sinnvoll verknipfen
kann an bestimmten Stellen. Dazu zahlt, wie man
Religionsgemeinschaften, die seit vielen Jahren
sehr aktiv sind in unserer Stadt in unterschied-
lichsten gesellschaftlichen Bereichen, mit denen
verknupfen kann, die in jingster Zeit grof} gewor-
den sind und viele neue Mitglieder bekommen ha-
ben — alles unter der Uberschrift: Wir sind eine
freie und demokratische Gesellschaft und wir wol-
len und werden es auch bleiben. Das muss doch
unsere Aufgabe sein.

In diesem Sinne ist es richtig, sich all diese Pro-
gramme genauer anzuschauen, das zu verknup-
fen, was sinnvollerweise miteinander verknlpft
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werden soll und nicht weiter nebeneinander herlau-
fen kann. Da hat sich die Zivilgesellschaft — ich
mochte Frau Guigli in diesem Punkt ausdriicklich
recht geben — an vielen Stellen schon auf den Weg
gemacht, viel erreicht, und wir wollen und wir wer-
den noch an mehr Stellen Plattformen dafir bieten.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Nebahat Giglii fraktions-
los)

Ich will gern noch auf die sehr ernstzunehmende
Auseinandersetzung mit der Frage eingehen, wie
die Pravention von religidsem Extremismus und
Salafismus wirksam funktioniert, weil das ein be-
deutendes Thema fur uns ist und auch sein muss;
ohne Zweifel. Ich glaube, wir sind alle gut beraten,
uns noch einmal intensiv mit den MalRnahmen aus-
einanderzusetzen, die wir im vergangenen Jahr in
diesem Zusammenhang auf den Weg gebracht ha-
ben. Frau Demirel hat schon darauf hingewiesen,
dass es eine Reihe von Themen gibt. Das beginnt
bei der Frage, wie der Ausstieg aus religids-extre-
mistischen Strukturen und Salafismus gelingt, zum
Beispiel mit der Arbeit von LEGATO, oder aber wie
Pravention, auch in den muslimischen Religionsge-
meinschaften vor Ort, zum Beispiel mit einer struk-
turieren Jugendarbeit gelingen kann, in dem Sinne,
wie wir sie in unserer demokratischen Gesellschaft
brauchen. Aber auch, welche Rolle — und das ge-
hort ebenfalls dazu; es ist nicht Zentrum unseres
Konzepts von Salafismus-Pravention, aber es
spielt eben auch eine Rolle — das Thema antimusli-
mische Diskriminierung spielt, wie jede Form von
Diskriminierung Ubrigens in allen anderen Berei-
chen auch eine Rolle spielt.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich méchte nur an einer Stelle etwas kommentie-
ren, was hier gesagt worden ist, weil das so ein-
fach nicht stehen bleiben kann. Ich finde es sehr
steil, Herr Dr. Kruse, dass jemand, der fur sich To-
leranz einfordert und gern méchte, dass seine Mei-
nung — und das ist auch richtig so —, demokratisch
gebildet, neben allen anderen bestehen kann, sei-
ne gesamte Schlussfolgerung zu allen gesell-
schaftlichen Themen, die wir in dieser Stadt so ha-
ben, auf die Diskriminierung, Beleidigung und Dis-
kreditierung einer Religionsgemeinschaft stitzt.
Das von jemandem, der selbst fur sich einfordert,
dass das nicht passiert, finde ich schon sehr
schrag und sehr verengt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN und der FDP — Dr. Jérn
Kruse AfD: Haben Sie mir nicht zugehort?)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kénnen wir
mit den Abstimmungen beginnen.

Wir beginnen mit dem gemeinsamen Antrag der
Fraktionen der SPD und der GRUNEN aus der
Drucksache 21/8891.

Wer dem Antrag folgen mdéchte, bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mehrheitlich bei einigen Enthaltun-
gen angenommen.

Zum Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache
21/9025.

Wer diesen annehmen mdchte, den bitte ich nun
um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zu den Punkten 41 und 47 der Tages-
ordnung, den Drucksachen 21/8876 und 21/8887,
Antrag der CDU-Fraktion: Erweiterung des Ange-
bots im staatlichen tlrkischen herkunftssprachli-
chen Unterricht — Kein turkischer Konsulatsunter-
richt ohne Transparenz und Qualitatskontrolle und
Antrag der FDP-Fraktion: Turkischen Konsulatsun-
terricht in Hamburg unverziglich unter staatliche
Kontrolle stellen!

[Antrag der CDU-Fraktion:

Erweiterung des Angebots im staatlichen tiirki-
schen herkunftssprachlichen Unterricht — Kein
tirkischer Konsulatsunterricht ohne Transpa-
renz und Qualitidtskontrolle

— Drs 21/8876 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Tiirkischen Konsulatsunterricht in Hamburg
unverziiglich unter staatliche Kontrolle stellen!
— Drs 21/8887 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Herkunftssprachlichen Unterricht an allen Ham-
burger Schulen umsetzen — Qualitatsgesichert,
transparent und offen fiir Alle

— Drs 21/9023 —]

Alle drei Drucksgchen mochten die Fraktionen der
SPD, CDU, GRUNEN und LINKEN an den Schul-
ausschuss Uberweisen.

Auf die Debatte wird verzichtet, sodass wir direkt
zur Abstimmung kommen.

Wer die drei Antrage der Fraktionen der CDU, der
FDP und der LINKEN aus den Drucksachen 21/
8876, 21/8887 und 21/9023 an den Schulaus-
schuss Uberweisen mdchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren an-
genommen worden.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 18, Drucksa-
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che 21/8844, Senatsmitteilung: Einrichtung einer
Hamburger Ombudsstelle in der Fliichtlingsarbeit.

[Senatsmitteilung:

Einrichtung einer Hamburger Ombudsstelle in
der Fliichtlingsarbeit

— Drs 21/8844 -]

Dieser Tagesordnungspunkt ist von der GRUNEN
Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden, so-
dass jeder Rednerin und jedem Redner pro Debat-
tenbeitrag jeweils zwei Minuten Redezeit zur Ver-
fiigung stehen.

Wird das Wort gewlinscht? — Frau Engels von der
GRUNEN Fraktion.

Mareike Engels GRUNE:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Der Senat setzt eine Ombuds-
stelle fir die Flichtlingshilfe ein. Das ist, da sind
wir uns hoffentlich alle einig, eine richtig gute Sa-
che.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

In den letzten zwei Jahren sind rund 40 000 Ge-
flichtete nach Hamburg gekommen. Fir sie wurde
sowohl die 6ffentliche Unterbringung als auch das
Angebot an Sprachkursen und an Beratungsstellen
stark ausgebaut. Viele engagierte Birgerinnen und
Birger unterstiitzen die Geflichteten beim Ankom-
men in der neuen Heimat, und zahlreiche Initiati-
ven haben sich zusammengetan. Die Stadt, die in
der Flichtlingshilfe engagierten Trager und die vie-
len Freiwilligen leisten wunderbare Arbeit. Den-
noch lauft es nicht an allen Ecken und Enden rund,
es tauchen auch Probleme und Konflikte auf. Das
kann die Wohnsituation betreffen, die Versorgung
oder die Beratung. Fur diese Falle ist es wichtig,
dass wir nun diese Ombudsstelle haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie ist dazu da, vor Ort bei der Konfliktldsung zu
helfen, wenn andere Beschwerdeschritte bereits
ausgereizt wurden. Sie soll auRerdem systema-
tisch und flr ganz Hamburg erfassen, wo es
grundsatzlichen Verbesserungsbedarf gibt und hier
eine Rickmeldung an Birgerschaft und Senat ge-
ben.

Wichtig ist, dass die Ombudsstelle fir alle da ist.
Das heifdt, fur die Gefliichteten selbst, aber auch
fur die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Einrich-
tungen und nicht zuletzt fur die Ehrenamtlichen,
die auch immer sehr nah am Geschehen sind und
Auskunft dariiber geben kénnen, wo Probleme auf-
tauchen und bestehen.

Das Bundnis Hamburger Fllchtlingsinitiativen hat
sich fur die Ombudsstelle eingesetzt, und ich den-
ke, die Einrichtung kann auch als Wertschatzung
der Arbeit der Fluchtlingsinitiativen gesehen wer-
den. Ich glaube, dass der CDU nichts anderes ein-

fallt — zumindest in der Pressemitteilung —, als den
Zeitpunkt der Einrichtung zu kritisieren, zeigt doch,
dass der Senat ein wirklich gutes Konzept vorge-
legt hat. Ich fiir meinen Teil bin zuversichtlich,

(Glocke)

dass Frau Stoltenberg und ihr Team erfolgreiche
Arbeit leisten werden, und winsche ihnen einen
sehr guten Start. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Bekeris von der SPD-Fraktion.

Ksenija Bekeris SPD:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Uns liegt
heute die Mitteilung des Senats vor, eine Hambur-
ger Ombudsstelle in der Flichtlingsarbeit einzu-
richten, und die Pressemitteilung der CDU hatte
ich diesbezuglich schon fast erahnen kénnen: Ih-
nen ging das alles mal wieder nicht schnell genug.
In diesem Zusammenhang muss ich aber wieder
einmal feststellen, dass wir ein sehr unterschiedli-
ches Herangehen an das Lésen von schwierigen
Aufgaben und Herausforderungen haben.

(Zurufe von der CDU)

Es ist richtig, sich Zeit zu nehmen und vor allen
Dingen miteinander und nicht Ubereinander zu re-
den und gemeinsam einen Prozess zu starten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir alle wissen und kennen Beispiele, dass wenn
viele Professionen oder Haupt- und Ehrenamtliche
zusammenarbeiten, nicht immer und vor allen Din-
gen nicht sofort alles rund lauft. Und dann ist es
gut, wenn man sich gemeinsam an einen Tisch
setzt und nach Lésungen sucht. Das ist hier ge-
macht worden und ist, finde ich, auch richtig gut
gelungen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich mdéchte mich an dieser Stelle noch einmal bei
allen Beteiligten bedanken: den Hamburger Fllcht-
lingsinitiativen, den Ehren- und Hauptamtlichen,
aber auch der BASFI. Hier sind alle aufeinander
zugegangen.

Diese Drucksache zeigt, mit wie viel Engagement
und Herzblut Hamburgerinnen und Hamburger sich
der Integration von Flichtlingen annehmen, und
ich finde, das gibt ein richtig gutes Geflihl.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Annegrethe Stoltenberg — ich freue mich beson-
ders, dass wir eine so anerkannte Persdnlichkeit
gefunden haben, diese Ombudsstelle auszufil-
len — winsche ich einen guten Start und viel Erfolg
bei dieser so wichtigen Arbeit. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Prien von der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Frau Prasidentin, liebe Kollegin
nen und Kollegen! Ich freue mich, Frau Bekeris,
dass Sie sich gut fuhlen und dass Sie sich jetzt
einmal richtig ordentlich auf die Schulter klopfen
konnten. Das freut mich personlich fur Sie. Es freut
mich aber umso mehr, dass diese Ombudsstelle
nun endlich eingerichtet werden konnte. Immerhin
nahezu zwei Jahre, nachdem das wirklich groRRe
Neuland Flichtlingsversorgung und Unterbringung
aufgetreten ist, wird es auch Zeit. Ein bisschen,
muss man sagen, hinken Sie der Entwicklung hin-
terher, denn die ganz grofien Herausforderungen
sind in Anbetracht der Tatsache, dass die Fliicht-
lingszahlen so stark zurlckgegangen sind, ja
schon vorbei.

(Farid Miiller GRUNE: Nein, das stimmt
doch gar nicht!)

Sie missen zugeben, dass Sie sich diese Om-
budsstelle ehrlich gesagt aus dem Kreuz haben lei-
ern lassen. Es ist ja nicht so gewesen, dass Sie mit
offenem Herzen an die Sache herangegangen
sind, sondern da ist viel Druck ausgeubt worden.
Ich will an dieser Stelle dem Biindnis der Hambur-
ger Fluchtlingsinitiativen ausdriicklich danken fir
die Hartnackigkeit, die sie an den Tag gelegt ha-
ben.

Ich hatte mir tatsdchlich gewiinscht, dass Sie sich
dem Problem friiher und offener zugewandt hatten,
dass Sie sich insbesondere auch der Frage der
Qualitatsstandards in Flichtlingsunterbringungen
friher zugewandt hatten. Aber gut. Es ist nun dazu
gekommen. Ich bin mir, ahnlich wie Sie, sehr si-
cher, dass Frau Stoltenberg eine gute Anwaltin
sein wird. Insofern habe ich an der Sache an sich
nicht viel auszusetzen.

(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg
Ubernimmt den Vorsitz.)

Es wird sich jetzt zeigen, wie das in der Praxis
lauft, denn das ist eine klassische Aufgabe, bei der
es sich letztendlich daran messen lassen wird, wie
die Behoérden in der Praxis damit umgehen werden
und wie viel Bereitschaft und Willen bei den ver-
schiedenen Beteiligten besteht, die Probleme zu
I6sen. Ich bin optimistisch, dass es gelingen wird,
und insofern freue ich mich fir alle Beteiligten,
dass es die Ombudsstelle jetzt endlich gibt. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Hendrikje Blan-
dow-Schlegel SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Ozdemir von der Frakti-
on DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Wir begriiRen die Einrich-
tung der Ombudsstelle. Es ist gut, dass Geflichte-
te, dass Behdrdenmitarbeiterinnen und -mitarbei-
ter, Haupt- und Ehrenamtliche eine niedrigschwelli-
ge Anlaufstelle bekommen, die Beschwerden ent-
gegennimmt und Handlungsspielrdume hat zur L6-
sung der Probleme.

Dennoch haben wir einige Kritikpunkte oder Ver-
besserungsvorschlage. Zum Beispiel kann der Na-
me Ombudsstelle in der Flichtlingsarbeit suggerie-
ren, dass es sich vor allem um eine Ansprechper-
son fiir Ehren- und Hauptamtliche handelt. Es geht
aber vor allem um die am meisten Abhangigen, um
die Geflichteten, darum, sie zu starken, Beschwer-
den vorzubringen und Probleme anzusprechen.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment, Frau Abgeordnete. —
Meine Damen und Herren, Frau Ozdemir hat das
Wort und sonst niemand. Wenn Sie sich unterhal-
ten wollen, verlassen Sie bitte den Saal. — Bitte
fahren Sie fort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend):* Aber
Sie mussen auch meine Zeit anhalten, das waren
gerade funf Sekunden.

Nicht unproblematisch ist die Anweisung an die
Ombudsstelle, strafrechtlich Relevantes an das
LKA zu melden. Vor dem Hintergrund von Bestra-
fung sogenannter Whistleblower musste zumindest
deutlich werden, dass Behdrdenmitarbeitende aus-
zunehmen sind, die zum Wohl der Allgemeinheit
auf Missstande hinweisen. Ich wiirde mir auch den
ausdricklichen Hinweis wiinschen, dass anonyme
Beschwerden moglich sind.

Naturlich stellt sich die Frage, warum das so lange
gedauert hat. Ich mochte daran erinnern, dass die
Diakonie schon 2014 eine solche Forderung erho-
ben hat. Im Februar 2016 hat Refugees Welcome
Karoviertel auf einer Pressekonferenz eine Vielzahl
von Problemen in den Unterkinften bemangelt und
auch eine Ombudsstelle gefordert. Wir haben im
Marz 2016 einen Antrag fur eine unabhangige Be-
schwerdestelle eingebracht. Im Ausschuss, man
kann es noch einmal nachlesen, haben SPD und
GRUNE viele Argumente gegen die Einrichtung ei-
ner solchen Beschwerdestelle vorgebracht. Schon,
dass die Sozialbehorde das jetzt anders sieht.
Oder besser: Schon, dass das Bindnis Hamburger
Fluchtlingsinitiativen so erfolgreich war. Auch wenn
es eine schwere Geburt war, wiinschen wir Frau
Stoltenberg eine gliickliche Hand, Mut und viel Er-
folg.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Dutschke von der FDP-
Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Es ist gut
und richtig, dass es kunftig eine unabhangige An-
laufstelle fiir die Entgegennahme und Klarung von
Beschwerden und Hinweisen in der Flichtlingsar-
beit fir alle Beteiligten und Betroffenen gibt. Wir
begrifien insofern die Einrichtung dieser Ombuds-
stelle und danken Annegrethe Stoltenberg fir ihren
schier unermiidlichen Einsatz und die Ubernahme
dieses Amtes. Die Ombudsstelle wird sich jetzt in
der Praxis beweisen missen und die vielfaltigen
Herausforderungen angehen. Wir werden die Ar-
beit konstruktiv und nattrlich auch kritisch, wenn
noétig, begleiten,

(Ksenija Bekeris SPD: Das habe ich mir fast
gedacht!)

und wir sind gespannt auf die Ergebnisse der Ta-
tigkeitsberichte. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Karin Prien
CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Baumann von der
AfD-Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Der Aufbau der Ombudsstelle
zeigt, dass die 1 Milliarde Euro Kosten fir die
Flichtlingsunterbringung in 2016 und der gesamte
Birokratieaufbau dabei noch immer nicht reichen
und dass jetzt immer weitere Blrokratiestellen ge-
schaffen werden, weil Probleme und Konflikte tber
den Kopf wachsen. Die Konfusion ist schon be-
merkbar. Weil} der Senat genau, was er tut, wenn
er zum Beispiel an einer Stelle im Senatspapier
formuliert hat, das Thema Zuwanderung sei in sei-
ner jetzigen Auspragung ein einmaliges Phéano-
men? Aha, ein einmaliges Phanomen. Drei Satze
weiter: Es sei davon auszugehen, dass Deutsch-
land beziehungsweise Hamburg auch in Zukunft
rettender Zielort vor Flucht und Vertreibung bleibe.
Also kein einmaliges Ziel, kein einmaliges Phano-
men. Was denn nun? Weil} der Senat, was er hier
tut? Hier geht es doch um die Kernfrage und das
bleibt sehr diffus.

Genauso spricht der Senat jetzt in der Drucksache
von 50 000 Flichtlingen in Hamburg als Gréf3en-
ordnung fir die kinftige Ombudsstelle, dabei hat
er doch vor Kurzem erst gesagt, dass es in diesem
Jahr in Hamburg insgesamt 60 000 werden. Das
zeigt, wie unkoordiniert und diffus Senatsstellen
hier Gberall operieren, und das ist nicht so erfolg-
reich und zielfihrend.

(Beifall bei der AfD — Ksenija Bekeris SPD:
Sie horen ja auch nur, was Sie héren wol-
len!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Blandow-Schlegel von
der SPD-Fraktion.

Hendrikje Blandow-Schlegel SPD:* Herr Prasi-
dent, meine Damen und Herren! In der Tat hat es
ein bisschen gedauert, aber es dauert eben nicht
nur, dartiber zu reden, sondern auch, miteinander
zu reden. Und es ist einfach eine Qualitat des jetzi-
gen Konzepts, dass tatsachlich die Arbeitsgemein-
schaft des Bindnisses der Hamburger Fllichtlings-
initiativen intensiv daran mitgearbeitet hat. Dieser
konstruktive Austausch dauert; das sind Ehrenamt-
liche, das sind keine Menschen, die sich acht Stun-
den am Tag hinsetzen und in den Computer rein-
hacken, sondern die Zeit ist tatsachlich notwendig
gewesen, und ich durfte — dafiir bin ich sehr dank-
bar — diese Arbeit dauerhaft begleiten.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Fir den konstruktiven Austausch mdchte ich mich
ausdricklich bei der Senatorin, aber eben auch bei
Senator Andy Grote bedanken, und ich méchte
mich bei dem Flichtlingszentrum bedanken, das
diese Arbeit begleitet hat. Dieser konstruktive Aus-
tausch sichert die Qualitat dieses Konzepts.

Die Geschéftsstelle ist niederschwellig, sie ist wei-
sungsungebunden, sie ist unabhangig und entge-
gen der Vermutung ist sie fir alle da. Selbstver-
standlich ist sie fir die Ehrenamtler, fur die Ge-
flichteten selbst, aber auch fiir die Hauptamtler
und natlrlich auch anonym. Sie haben selbstver-
standlich die Mdglichkeit, anonym eine Beschwer-
de abzugeben. Das vorhandene Beschwerdema-
nagement, das ist ebenfalls wichtig, soll entlastet
werden durch strukturelle prophylaktische Erarbei-
tung von Konfliktldsungen. Ich glaube, das wird
mittelfristig tatsachlich zur Entlastung aller Beteilig-
ten fuhren.

Ich kann mich nur bei allen Beteiligten bedanken
und wiinsche ebenso wie alle anderen — und das
ist etwas Wunderbares, dass Sie sich hier alle ei-
nig sind — Annegrethe Stoltenberg eine wirklich
gluckliche Hand bei der Arbeit. Wir werden sie wei-
terhin konstruktiv begleiten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Mir liegen jetzt keine weiteren Wortmel-
dungen vor und das bleibt auch so.

Dann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von der
Senatsmitteilung aus der Drucksache 21/8844
Kenntnis genommen hat.
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(Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg)

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 20 auf, Drucksa-
che 21/8722, Unterrichtung durch die Prasidentin:
Burgerschaftliches Ersuchen vom 16. und 29. Juni
2016: Patriarchalische Rollenbilder aufbrechen:
Praventives Projekt zum Schutz von Frauen und
Madchen in Hamburg und Initiative StoP — Stadt-
teile ohne Partnergewalt starken.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliche Ersuchen vom 16. Juni 2016
und 29. Juni 2016: "Patriarchalische Rollenbil-
der aufbrechen: Praventives Projekt zum
Schutz von Frauen und Madchen in Hamburg"
— Drs. 21/4697 — und "Initiative 'StoP — Stadttei-
le ohne Partnergewalt' starken" — Drs. 21/4891

— Drs 21/8722 -]

Auch dieser Tagesordnungspunkt ist von der GRU-
NEN Fraktion als Kurzdebatte angemeldet worden,
sodass wiederum jeder Rednerin und jedem Red-
ner pro Debattenanteil zwei Minuten Redezeit zur
Verfugung stehen.

Wird das Wort gewlnscht? — Frau Demirel von der
GRUNEN Fraktion, bitte schoén.

Phyliss Demirel GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Schon 2010 haben wir GRU-
NEN einen Antrag in dieses Haus eingebracht zur
Einrichtung eines Praventionsprojekts nach dem
Vorbild HEROES, einem bekannten Projekt aus
Berlin, bei dem es darum geht, im kreativen Dialog
mit mannlichen Jugendlichen patriarchales Denken
infrage zu stellen. Dieses Ziel haben wir nun ge-
meinsam mit unserem Koalitionspartner sieben
Jahre spater endlich erreicht. Auf der Grundlage
unseres gemeinsamen Antrags von 2016 fuhrt nun
der Verein Jungenarbeit Hamburg das Projekt un-
ter dem Namen Commitment an Hamburger
Schulen sowie in Hamburger Freizeiteinrichtungen
durch. Von dieser Stelle aus wiinschen wir den
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern viel Erfolg fir
dieses wichtige und sensible Vorhaben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Altertiimliche und frauenfeindliche Rollenbilder ste-
hen unserem Bild einer offenen und funktionieren-
den Gesellschaft entgegen, egal aus welcher Rich-
tung sie kommen. Es ist von zentraler Bedeutung,
diesen Einstellungen, so frih es geht, entgegenzu-
treten, aber es ist dabei auch wichtig, dies auf eine
padagogische und sinnvolle Art zu machen, ohne
weitere Ausgrenzungen, aber dafir mit der Mog-
lichkeit, selbst die Initiative zu ergreifen. Genau
das tun wir mit unserem Projekt und sorgen dafir,
dass auch sensible Themen bearbeitet werden,
ohne Scheindebatten, ohne Schaum vor dem
Mund. Ich freue mich auf das Projekt und freue

mich auch Uber die Unterstlitzung hier im Haus. —
Danke.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Kammeyer von der
SPD-Fraktion.

Annkathrin Kammeyer SPD: Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Gewalt ge-
gen und Missachtung von Frauen in Deutschland
und auch in Hamburg ist keine Haufung von tragi-
schen Einzelschicksalen, sondern angesichts von
25 Prozent Frauen, die schon einmal Gewalt durch
den Beziehungspartner erfahren haben, geradezu
ein alltagliches Phanomen, insbesondere in unse-
rer Nachbarschaft. Dabei durfen wir als Politik uns
nicht allein auf die Starke des Rechts verlassen.
Wer Gewalt gegen Frauen verlbt, macht sich in
Deutschland strafbar, doch mit Gesetz und Straf-
verfolgung lasst sich dieser gesellschaftlichen Pro-
blematik nur teilweise begegnen. Der Schlissel
zum Erfolg liegt vor allem in der Pravention und
gesellschaftlichen Sensibilitdt. Mit den Projekten
Commitment und StoP — Stadtteile ohne Partner-
gewalt haben wir als rot-griine Koalition zwei Pro-
jekte, die durch praventive Aufklarung und Sensibi-
lisierung in gesellschaftlichen Strukturen Gewalt
gegen Frauen verhindern wollen.

Nachdem Frau Demirel soeben zu Commitment
gesprochen hat, moéchte ich mich an dieser Stelle
noch einmal mit StoP beschaftigen. Die Initiative
StoP hat es sich zum Ziel gesetzt, Beziehungsge-
walt entgegenzuwirken, und setzt dabei auf die
Nachbarschaft. Die Sensibilitdt fur das Thema
Partnergewalt in der unmittelbaren rdumlichen Um-
gebung ist ein entscheidender Faktor beim Kampf
gegen Gewalt in Beziehungen. Viel zu oft gibt man
sich damit zufrieden, dass die Nachbarin mit den
blauen Flecken schon wieder im Treppenhaus ge-
stlrzt ist. Diesem Phanomen wirkt StoP aktiv ent-
gegen. Durch Fortbildung, Aktionsgruppen, Ju-
gendarbeit und Informationsveranstaltungen wer-
den soziale Netzwerke in den Stadtteilen gestarkt
und es wird auf das Thema Partnergewalt auf-
merksam gemacht. Durch aufmerksame Nachbarn,
die Stellung gegen Gewalt beziehen, anstatt weg-
zuschauen, die mutmalBliche Opfer ansprechen,
anstatt ihnen aus dem Weg zu gehen, kénnen im
Einzelfall Leben und Gesundheit von Menschen
geschutzt werden.

Diese wichtige Arbeit haben wir als rot-griine Koali-
tion mit weiteren Mitteln unterstitzt. Damit werden
nicht nur die erfolgreichen StoP-Projekte in Horn
und Steilshoop gestarkt, sondern auch ein drittes
Projekt in Osdorf aufgebaut. Die drei Standorte be-
finden sich in einem permanenten fachlichen Aus-
tausch, um ihre Arbeit zu evaluieren und sich im
Kampf gegen Beziehungsgewalt zu vernetzen.
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(Annkathrin Kammeyer)

Letzter Satz: Darauf sind wir stolz. Lassen Sie uns
gemeinsam auch in Zukunft dafir kdmpfen, dass
Frauen und Madchen in Hamburg sicher sind. Ge-
walt in der Partnerschaft ist keine Privatsache,
sondern geht uns alle an. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Ja,
Satze kénnen manchmal ganz schén lang wer-
den. — Frau Grunwaldt von der CDU-Fraktion, bitte
schon.

Franziska Grunwaldt CDU:* Sehr geehrter Herr
Prasident, sehr geehrte Damen und Herren! Im
Hinblick auf die Speed-Debatte mochte ich einen
Aspekt herausgreifen. BekanntermalRen haben wir
beiden Antrdgen zugestimmt. Dem Antrag zum
Aufbrechen der Rollenbilder haben wir besonders
gern zugestimmt, weil er sich an dem wirklich er-
folgreichen Projekt HEROES in Berlin orientiert
hat. Das Ergebnis dessen ist nun aber, dass ich in
der Unterrichtung hier lesen muss, mit dem Berli-
ner Projekt HEROES werde ein fachlicher Aus-
tausch angestrebt. Das widerspricht dem, was wir
hier in der Blrgerschaft verabschiedet haben. Das
war fur uns die Grundlage dafiir, dass wir diesem
Antrag zugestimmt haben, und ich kann nur drin-
gend an den Senat appellieren, bitte endlich mit
dem Projekt Kontakt aufzunehmen und das nicht
nur anzustreben, sondern bitte sofort zu tun. Das
Projekt HEROES hat viele Auszeichnungen erfah-
ren, es ist ein wirklicher Erfolg, und man ist dort
selbst darliber verwundert, warum es eigentlich zu
keiner weiteren Kontaktaufnahme gekommen ist. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Wir
kommen jetzt zu Frau Ozdemir von der Fraktion
DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Wir LINKE haben damals,
als wir den Antrag zum Projekt HEROES diskutiert
haben, zu einer Differenzierung aufgerufen und
konnten dem Antrag schlussendlich nicht zustim-
men, denn einerseits beflrworten wir eine Thema-
tisierung und Aufklarung Uber patriarchale Rollen-
bilder, Gber Gleichberechtigung und Selbstbestim-
mung von Frauen und Madchen, aber andererseits
sehen wir es als ein grof3es Problem, wenn beide
Projekte sich lediglich an geflichtete junge Manner
richten. Keinesfalls weil es dort keinen Bedarf gibt,
das sagen wir nicht, sondern vielmehr, weil es
eben nicht nur dort auftritt und ein grundsatzliches
gesellschaftliches Problem darstellt.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Gestatten Sie eine Zwischenfrage der
Abgeordneten Demirel?

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Gern.

Zwischenfrage von Phyliss Demirel* GRUNE: Im
Petitum unseres Antrags zu dem Projekt nach dem
Vorbild HEROES steht, dass es sich unter ande-
rem an jugendliche Flichtlinge richtet. Es ist mei-
ner Meinung nach nur eine Anknipfung und keine
ausschlieBliche Ausrichtung dieses Projekts in
Richtung Fluchtlinge. Denken Sie nicht auch so?

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend):* Ich den-
ke nicht, was ich will, sondern ich lese das und ver-
suche das zu verstehen. Bei der letzten Debatte
war es aber so, Frau Demirel, dass Sie sich vor al-
lem auf die Silvesteribergriffe bezogen haben und
dass es eben darum ging, jungen gefliichteten
Mannern gewisse Werte nahezubringen. Das war
Ihr Ansatz und ich beziehe mich auf diesen An-
satz.

(Phyliss Demirel GRUNE: Wiederum ist hier
entscheidend, was ... — Gegenruf von Sabi-
ne Boeddinghaus DIE LINKE: Machen wir
jetzt Dialoge? — Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Moment, wir machen keinen Dialog.
Frau Ozdemir fahren Sie fort, ich schalte das Re-
dezeitmessgerat jetzt auch wieder an.

Cansu Ozdemir DIE LINKE (fortfahrend):* Wir fin-
den einfach, dass es wichtig ist, dieses Angebot
auch an junge Manner und Manner zu richten, die
vielleicht einen anderen kulturellen und ethnischen
Background haben und nicht nur an diejenigen, die
vor Kurzem aus dem Mittleren Osten gekommen
sind.

Natirlich ist mit dem Projekt ein gewisser erster
Beitrag zum Schutz gegen Gewalt gesetzt, aber es
kann nicht bei Projekten aufhéren, die sich mehr-
heitlich an Gefliichtete richten. Wir LINKE haben
gefordert, dass noch einmal ein Bezug auf das
Projekt StoP hergestellt wird, dass dieses Projekt
auch in anderen Stadtteilen Hamburgs etabliert
werden soll, und wir beflirworten, dass das Projekt
jetzt in Osdorf etabliert werden soll. Wir fordern
aber dennoch weiterhin, dass der Senat seinen
Blick nicht nur auf eine bestimmte Gruppe richtet,
sondern zum Beispiel auch die gefliichteten Frau-
en noch einmal starker in den Blick nimmt. Dazu
werden wir wahrscheinlich noch Diskussionen fih-
ren.

(Beifall bei der LINKEN)
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Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Dutschke von der FDP-
Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Vieles ist schon
gesagt worden und fir eine grindliche Debatte ist
im Rahmen einer Speed-Anmeldung ohnehin
kaum Zeit, deshalb in Kirze: Es ist schon, dass die
Projekte langsam Fahrt aufnehmen. Positiv ist
auch, dass wieder einmal ein Projekt im Rahmen
einer Ausschreibung vergeben wurde. Klar ist mir
noch nicht, warum in dieser Ausschreibung steht,
dass die Zuwendungsempfanger Trager und Insti-
tutionen sein sollen, die bereits in Hamburg tatig
sind oder waren. Es scheint, dass hier ohne Not ei-
ne Einschrankung stattfindet, weil potenzielle Tra-
ger noch nicht in Hamburg tatig sind oder waren.
Insofern ist es wenig erstaunlich, dass sich nur
zwei Trager auf dieses Projekt beworben haben.

Davon abgesehen halten wir die Ausweitung des
Projekts StoP - Stadtteile ohne Partnergewalt
noch immer fiir eine Schaffung von Doppelstruktu-
ren, weil wir im Bereich der Beratungsleistungen
fur die Opfer hauslicher Gewalt in Hamburg sehr
gut aufgestellt sind. Man sollte dann doch eher ein-
mal Uber eine Verzahnung sprechen, anstatt im-
mer mehr Projekte zu schaffen, ohne Uberhaupt
die Bedarfe zu analysieren. Insofern ist die Einrich-
tung dieser zusatzlichen Institutionen unseres Er-
achtens nach in dieser Senatsdrucksache immer
noch nicht hinreichend begriindet. — Damit habe
ich es dann auch, ich danke lhnen.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Baumann von der AfD-
Fraktion.

Dr. Bernd Baumann AfD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Die rot-griine Landesregierung
will uns heute wieder zeigen, wie sie unsere
abendlandischen Werte und Verhaltensweisen an
Menschen vermittelt, die aus dem Orient und aus
Afrika zu uns gekommen sind, genauer, wie sie de-
ren Frauen- und Mannerbild — wortlich — aufbre-
chen will

(Phyliss Demirel GRUNE: Das sollten Sie in
Ihrer eigenen Partei einmal machen!)

und damit Gewalt und Ubergriffe gegen Frauen be-
enden will. Wie drangend diese Probleme sind,
wissen wir nicht erst seit Silvester mit 1 500 Uber-
griffen in einer einzigen Nacht, denn allein seit
2010 gab es fast 200 Morde an Frauen und Mad-
chen hier in Deutschland aus Griinden der soge-
nannten Familienehre und auch ungefahr
22 000 Zwangsverheiratungen mitten unter uns.

Junge Madchen und Frauen werden Zwangsehe-
mannern sozusagen ausgeliefert.

Und wie viele Frauen durfen fremden Mannern
heute nicht die Hand geben, missen verschleiert
herumlaufen, dirfen keinen Sport machen, sind
mannlichen Familienmitgliedern voll und ganz aus-
geliefert? Dieser jahrtausendeaalten, tief verwur-
zelten Kultur, an der sich auch die Franzosen in ih-
ren Banlieues, Briten, Hollander, Belgier, Schwe-
den die Z&hne ausbeiflden, will der Hamburger rot-
grune Senat jetzt, man hdre, mit ganz eigenen Me-
thoden zu Leibe ricken. Und womit, was steht im
Zentrum dieser teuren Projekte? Rollenspiele mit
Theaterpadagogen und Theaterleuten, Workshops
mit Genderforscherinnen. Als ob man Migranten
unsere Werte einfach nur vorspielen, erzdhlen
oder vortanzen muisste und dann sagen die: Men-
schenskind, nattrlich, da haben wir jahrtausende-
lang Fehler gemacht, jetzt wissen wir es. Glauben
Sie das? Ich glaube das nicht und groRRe Teile der
deutschen Bevdlkerung auch nicht.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
Wort hat Frau Senatorin Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrter
Herr Prasident, meine Damen und Herren! Mir ist
daran gelegen, hier noch einmal zwei Dinge deut-
lich zu machen. Es ist trotz der Speed-Debatte viel
Inhaltliches zu der Drucksache gesagt worden, das
will ich nicht im Einzelnen wiederholen. Ich méchte
nur noch einmal sagen, wir haben von der Burger-
schaft aufgegeben bekommen, eine Ausschrei-
bung nach dem Vorbild von HEROES zu machen,
und das haben wir auch getan. Das Ergebnis ist
eben, dass sich dieser Trager durchgesetzt hat,
und es ist nicht so gewesen, dass man sich nicht
auch aus anderen Stadten hatte bewerben kon-
nen. Wenn man einen Kooperationspartner hier in
Hamburg gehabt hatte, ware das durchaus maéglich
gewesen. Insofern ist das keine unzuldssige Ver-
engung, sondern steht einfach vor dem Hinter-
grund der Erfordernisse, dass man die Strukturen
hier vor Ort auch gut kennen sollte — die Schul-
struktur, die Kooperationspartner, die Trager, die
Stadtteile; das gehort zu erfolgreicher Praventions-
arbeit auch dazu. Das war mir noch einmal wichtig
und das wurde ich hier gern richtigstellen.

(Beifall bei der SPD, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Nebahat Gii¢lii fraktions-
los)

Eine zweite Sache wird mir gegenuber immer wie-
der kommuniziert, wenn wir Uber das Thema Part-
nergewalt in den Stadtteilen sprechen, und das
werden wir im November am Internationalen Tag
gegen Gewalt gegen Frauen auch wieder tun. Ich
finde es sehr schwierig, wenn ausgerechnet aus
der Richtung, aus der auch propagiert wird, dass
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zum Beispiel alleinerziehend ein selbst gewahltes
Lebensmodell ist, das keiner weiteren staatlichen
Unterstltzung zugefiihrt werden soll ... Damit lie-
fert man Ubrigens auch diese Frauen mdglicher-
weise Strukturen und Zusammenhangen aus, die
unabhangig von der Religion ihres Ehepartners
sehr schwierig, belastend und gewalttatig sein kon-
nen. Ich finde es ein bisschen doppelbddig, wie
hier argumentiert wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Mir
liegen keine weiteren Wortmeldungen vor, und das
bleibt auch so.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Drucksache 21/8722 Kenntnis genommen hat.

Ich rufe dann den Tagesordnungspunkt 60 auf,
Drucksache 21/8900, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: HSH Nordbank/hsh portfoliomanagement ASR.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
HSH Nordbank/hsh portfoliomanagement A6R
— Drs 21/8900 -]

Dieser Tagesordnungspunkt ist vonseiten der LIN-
KEN als Kurzdebatte angemeldet worden, sodass
wiederum eine Redezeit von zwei Minuten pro De-
battenbeitrag gilt.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Es geht uns an dieser
Stelle darum, dass wir eine unabhangige Untersu-
chung dartber haben wollen, was an Schiffsportfo-
lios gegenwartig in der HSH Nordbank existiert.
Wir wollen nicht, und deswegen ist das kein Argu-
ment, in den gegenwartigen Verkaufsprozess ein-
greifen — das ist eine andere Debatte, die werden
wir danach flihren —, sondern es geht um das
historische Portfolio. Warum ist das wichtig? Ich
mochte lhnen dies verdeutlichen anhand eines Zi-
tats von Herrn Rickmers, fir dessen Schulden wir
gegenwartig wahrscheinlich Hunderte Millionen
Euro aus offentlichen Geldern aufbringen missen,
weil die HSH Nordbank so schlecht gehandelt hat.
Herr Rickmers hat gesagt:

"Die Schiffe flogen einem wie gebratene En-
ten in den Mund."

(Jan Quast SPD: Gebratene Enten kdnnen
gar nicht fliegen!)

Gebratene Enten. Noch nicht einmal Tauben, wie
es friher einmal hie, oder Taubchen, wie es
historisch hiefl3, sondern gebratene Enten. Und das
haben wir zu bezahlen mit Hunderten Millionen, ja,

Milliarden. Ich finde es absolut notwendig, dass wir
erfahren, warum das passieren konnte.

(Beifall bei der LINKEN)

War das Unverstand? War das Dummheit? Oder
war es vielleicht Korruption? Auch das missen wir
klaren, denn es geht um unheimlich viel Geld. Und
wir mussen es jetzt klaren. In dem Augenblick, in
dem die Bank verkauft ist, werden wir nicht mehr in
die Bucher hineinschauen kdnnen, sondern dann
wird es einen neuen Eigentimer geben. Dann wird
dieses Thema abgeschlossen sein und dann
mochte ich gern wissen — vor allen Dingen von den
Regierungsfraktionen, die ja, wie ich befirchte,
dem vielleicht nicht zustimmen werden —, was Sie
spater den Menschen sagen wollen, wenn wir jetzt
diesen Schritt nicht machen und wenn wir Jahr flr
Jahr Milliarde um Milliarde aus dem Haushalt be-
zahlen missen. Wollen Sie dann sagen, Sie hatten
keine Zeit gehabt, sich das anzugucken, weil der
Verkauf so wichtig war? Oder wollen Sie sagen,
das seien die Politiker vor Ihnen gewesen? Die ha-
ben das gemacht, Sie hatten doch damit gar nichts
zu tun.

Es soll Milliarde fir Milliarde dargestellt werden, wir
wollen eine Bilanz dessen haben, und das kann
man uns gut in zwei Minuten darstellen. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Schreiber von der SPD-
Fraktion.

Markus Schreiber SPD:* Herr Prasident! Lieber
Herr Hackbusch, ich finde es schon sehr sportlich,
das Thema HSH Nordbank fiir eine Kurzdebatte
anzumelden, weil es bekanntlich so wenig komplex
ist, dass man all das in zwei Minuten gut abhan-
deln kann.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Jetzt ha-
ben Sie schon eine halbe Minute weg, Herr
Schreiber!)

Deswegen mache ich es kurz und sage, dass wir
Ihren Antrag ablehnen, Herr Hackbusch. Das, was
untersucht werden soll, kennen wir im Wesentli-
chen. Wir kennen die Ergebnisse und wir wissen
die Antwort auf lhre Frage, ob das nicht ordentlich
gemacht worden ist: Es ist nicht ordentlich ge-
macht worden. Es sind Kredite vergeben worden
ohne hinreichende Sicherheiten und es sind Kredi-
te in einer Hohe vergeben worden, die abenteuer-
lich ist. Das wissen wir schon. Wenn wir die Unter-
suchung jetzt in Auftrag geben, wirde es zudem
lange dauern, bis man ein Ergebnis hat. Wir befin-
den uns in einem Verkaufsverfahren und wirden
erst nach Ende des Verkaufsverfahrens tiberhaupt
die Ergebnisse aus der Untersuchung bekommen.
Das macht keinen grof3en Sinn.
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Und zuletzt: Das Verkaufsverfahren sollte in keiner
Weise belastet werden durch Irritationen, die wir
jetzt auslésen. Deswegen ist es klug, den Antrag
abzulehnen, auch wenn ich in vielen Punkten mit
Ihnen Ubereinstimme, dass das alles eine Kata-
strophe ist und dass dort Kredite vergeben worden
sind, die jenseits von Gut und Bdse sind. Aber ers-
tens jetzt und zweitens wahrend des Verkaufspro-
zesses ist es zu spat und im Grunde wissen wir,
was bei der Untersuchung herauskommt. Es gibt
auch einen Parlamentarischen Untersuchungsaus-
schuss, der sich schon mit den Anfangen beschéaf-
tigt hat. Insofern brauchen wir diese Untersuchung
jetzt nicht und wir lehnen lhren Antrag deswegen
ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kreuzmann von der
CDU-Fraktion.

Thomas Kreuzmann CDU: Ich finde es schon fast
anruhrend, wenn man sieht, wie DIE LINKE mit ih-
rem Antrag versucht, sich als Kontrolleur in Sa-
chen HSH Nordbank aufzumachen. All das, was
Herr Schreiber gerade gesagt hat, will ich nicht
noch einmal wiederholen. Aber Ihr Antrag, und dar-
auf mdchte ich explizit eingehen, wird der Sache
nicht gerecht, weil er oberflachlich und in gewisser
Weise unwissend agiert. Laut diesem Antrag sollen
Schiffsfinanzierungen seit dem Jahr 2003 unter-
sucht werden. Wenn wir aber in die Historie der
HSH Nordbank hineinschauen, dann standen 2003
Schiffskredite in einem Volumen von tber 20 Milli-
arden Euro aus der frisch gewonnenen Fusion zwi-
schen der Landesbank Kiel und der Landesbank
Hamburg in den Bichern. Die Landesbank Kiel ju-
belte damals bereits, der grofite Schiffsfinanzierer
zu sein, und das war eine grundsolide Situation.
Deshalb gehen wir davon aus, dass der Betrach-
tungswinkel ab 2003 der Sache nicht gerecht wer-
den wirde. Wir gehen dann noch ein Schrittchen
weiter, wir wirden namlich auch die Situation da-
vor gern betrachten wollen. Aber Ihr Antrag mit die-
sen zwei Petita geht dabei in der Sache einfach
unwurdig mit diesem gewaltigen Thema HSH
Nordbank um. Plakativ eine Kreditermittlung seit
2003 zu fordern ist der Sache nicht dienlich.
Schaut man in die alten Geschaftsberichte, so hob
schon die Landesbank Kiel im Jahr 2000 hervor,
dass sie ein bedeutender Schiffsfinanzierer sei und
hier seit Jahren eine kraftige Ausweitung betreibe.
Wortwortlich steht dort:

"Nach der kraftigen Expansion der letzten
Jahre ..."

— namlich um 2000 -

"... gehéren wir unter den Schiffsfinanzie-
rern mittlerweile zu den 20 fihrenden [...]."

Und wenn Sie bei 2003 beginnen ...
(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, Ihre Redezeit ist
abgelaufen.

Thomas Kreuzmann CDU (fortfahrend): An dieser
Stelle muss ich zunachst enden. — Danke.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort erhalt Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Hackbusch, ich
finde, Sie haben total recht mit lhrer Wut auf Teile
der HSH Nordbank, und ich glaube, niemand in
diesem Haus ist froh Uber die Forderungsverzichte
und Kreditausfalle, deren Zeugen wir gerade wer-
den. Zu der Frage, woran das liegt, sind hier von
meinen Vorrednern schon einige Sachen genannt
worden. Die Qualitat der Kredite war schlecht, die
Qualitat der Kreditentscheidung war nicht gut. Wir
haben ein massives Klumpenrisiko gehabt. Dass
so eine kleine Bank wie die HSH Nordbank der
gréfte Schiffsfinanzierer der Welt werden wollte
und dafir geworben hat, da hatte man auch da-
mals schon wissen muissen, dass das ein Klum-
penrisiko ist, bei dem man in Wahrheit ein Problem
bekommt. Und wir haben das Thema, dass einzel-
ne Kreditnehmer gerade in diesem Bereich ein
Klumpenrisiko darstellen, namlich genau die, die
jetzt auch ein Problem darstellen. Das alles wissen
wir. Auch durch lhre zugegebenermallen kurze
Zwei-Minuten-Rede haben wir keinen weiteren An-
haltspunkt erhalten, was wir durch dieses Gutach-
ten zusatzlich herausfinden kénnten, und ich glau-
be, dass man mit so einem Gutachten eigentlich
auch nicht viel gewinnen kann.

Vielleicht noch ein Wort zu Herrn Rickmers. Ich
glaube, das ist sowohl bitter fiir ihn als auch fir die
Bank, ziemlich bitter fur die 6ffentliche Hand auf je-
den Fall. Aber wir mussen uns naturlich ob dieser
Kreditentscheidung, die damals falsch getroffen
worden ist — zu wenig Eigenkapital, zu wenig Haf-
tung —, die Frage stellen, was die Alternative ist.

Und die Alternative in dem Fall ist die Insolvenz.
Dann ist noch viel mehr weg, und das hilft uns
auch nicht weiter. Insofern kann ich nur sagen,
was ich denen antworte, die fragen, was wir ma-
chen: Ich bin sehr froh, dass das Gerichtsverfahren
in diesem Bereich gegen den Vorstand weiter be-
trieben wird, zwar in anderer Causa als der Schiffs-
finanzierung, aber es ist zentral, dass dies weiter-
hin einer gerichtlichen Aufarbeitung bedarf. — Dan-
ke schon.
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(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Kruse von der FDP-
Fraktion.

Michael Kruse FDP:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, meine liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
glaube, man braucht eine gute Begriindung, wenn
man neben all den grolRen Themen, die wir aktuell
schon zur HSH Nordbank behandeln, namlich den
Verkauf und den Aufbau der hsh portfoliomanage-
ment — und nebenbei haben wir noch das Thema,
wie wir mit dem Kreditrahmen umgehen —,noch ei-
ne Studie beauftragen und in die Vergangenheit
schauen und diese auch aufarbeiten mdchte. Wir
sehen es aber so, dass man das durchaus ma-
chen sollte, denn wir haben hier einen Zeitraum
und auch wenn man immer Uber das genaue Jahr
des Beginns reden kann, haben wir Geschafte in
dieser Bank gesehen, die den Steuerzahler noch
auf Jahrzehnte belasten werden. Der Frage, wel-
che Konsequenzen daraus gezogen werden und
welche auch justiziablen Dinge daraus erwachsen,
ist tatsachlich nicht abschlieRend nachgegangen
worden.

Das Thema Wut ist hier eben angesprochen wor-
den; das zieht sich quer durch alle Fraktionen, egal
ob sie jetzt gerade in Regierungsverantwortung
sind oder es in den letzten Jahren einmal waren.
Wir sind uns im Grunde einig, dass solche Ge-
schafte, insbesondere in der Struktur, in der Men-
ge und in der schlechten Risikobewertung, niemals
hatten stattfinden durfen. Deswegen sollten wir
diese Untersuchung jetzt einleiten, denn — Herr
Schreiber, Sie haben darauf verwiesen — es kann
an der Stelle auch zu Irritationen fihren. Man kann
es aber auch genau umgekehrt sehen. Man kann
sehr wohl ebenso sagen, durch diese Studie wir-
den wir reinen Tisch machen. Und wenn die HSH
Nordbank an den Markt gebracht und erfolgreich
verkauft werden soll, dann braucht sie einen Neu-
start. Dazu gehort nicht nur ein neuer Name, son-
dern dazu gehdrt auch, dass sie mit den Schatten
der Vergangenheit endlich abschlielfen kann, und
daflr wére diese Studie eine gute Grundlage.

Wir sollten auch die Themen der Zukunft nicht aus
dem Auge verlieren, deswegen gehe ich darauf
gleich in der zweiten Runde noch einmal ein. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Dieser
Antrag gehort ins historische Seminar. Ich verstehe

das Bedirfnis, die Geschichte der HSH Nordbank
detailliert aufzuarbeiten und dabei ein besonderes
Augenmerk auf die vielféltigen Schiffsfinanzierun-
gen zu richten. Der Gedanke ist sehr sympathisch,
die Umsetzung kann aber so nicht funktionieren
und geht an den Kernproblemen unserer Zeit vor-
bei. Der schiere Umfang der Untersuchungen von
Vorgangen seit 2003 sprengt den Rahmen eines
einfachen Gutachterauftrags. Die Bedirfnisse der
zu beauftragenden unabhangigen Gutachter miss-
ten schon ahnlich hoch sein wie die von Strafver-
folgungsorganen. Immerhin kénnten strafrechtlich
relevante Vorgange zutage kommen, umfangrei-
che zivilrechtliche Konsequenzen wirden folgen
und zumindest die Reputation einiger handelnder
Personen kénnte noch weiter beschadigt werden.
Mit entsprechend viel Gegenwehr und Blockade ist
zu rechnen, und am Ende wird es bei diesem Pru-
fungsauftrag heilen: auller Spesen nichts gewe-
sen. Anders ausgedrtickt, ganz oder gar nicht. So
zahm, wie DIE LINKE es sich vorstellt, bringt die
Untersuchung jedenfalls nichts. Die HSH Nordbank
verursacht uns im Hier und Jetzt gentigend Proble-
me, auf die wir die Ressourcen der Stadt verteilen
sollten. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: So kurze Debat-
ten haben den Vorteil, dass man schnell auf die
Argumente antworten kann, und es gab nicht viele
Argumente. Ich mdchte aber sagen, das Wesentli-
che fur uns ist zugegebenermalien nicht, den Ver-
kaufsprozess optimal zu gestalten, sondern das
Vertrauen in die Politik zu erhalten.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Vertrauen ist gegenwartig gerade im Zusam-
menhang mit dieser Sache angeschlagen und ich
halte ich es flr notwendig, alle politischen Anstren-
gungen zu unternehmen, dass dieses Vertrauen
moglichst gestarkt wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Jetzt gibt es das Argument, wir wiissten schon etli-
ches. Der Parlamentarische Untersuchungsaus-
schuss hat sich damit nicht beschéaftigt. Sie wissen
es selbst, er musste das vorzeitig abgeben. Er hat
sich im Wesentlichen mit den Immobilien und nicht
mit dieser Frage beschaftigt; dementsprechend ist
das vollig unterbelichtet gewesen.

Zu dem Argument, wir wissten gegenwartig schon
viel: Nein, wir wissen, dass es eine Katastrophe ist,
aber wir wissen nichts Genaues. Wir haben keine
Analyse dazu, weil es bisher Gberhaupt keine Ge-
nehmigung gegeben hat, dass dort einmal unab-
hangig kontrolliert werden kann, sondern das ist
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immer nur durch die Bank selbst und im Interesse
der Bank geschehen. Wenn wir das nicht brechen,
wenn wir nicht sagen, es kdnne dort unabhangig
untersucht werden, dann erfahren wir nicht, wer
daran schuld ist, sondern dann bleibt es so ein all-
gemeiner Kladderadatsch nach dem Motto, das
Ganze ist Mist. Wir bezahlen viel und das ist
schlecht. Ich glaube, es ist fiir den demokratischen
Prozess und fiir die Politik der nachsten Jahre ab-
solut notwendig, dass wir dort reinen Tisch ma-
chen und versuchen, so viel wie méglich herauszu-
finden und auch diejenigen, die die Verantwortung
haben, klar zu benennen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn der Verkaufsprozess abgeschlossen ist, wird
uns der neue Eigentimer sagen, wir kénnten da
nicht mehr reinschauen. Und dann stehen Sie da,
machen ein langes Gesicht und sagen, es tue Ih-
nen leid, das sei damals danebengegangen. Das
darf uns nicht passieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Herr
Schreiber, Sie hatten sich gemeldet, dann haben
Sie jetzt das Wort.

(Zuruf von Markus Schreiber SPD)
— Sie wiirden Herrn Kruse vorlassen?

Wenn Sie einverstanden sind, dann Herr Kruse
von der FDP-Fraktion, bitte schon.

Michael Kruse FDP:* Vielen Dank, Herr Kollege. —
Ich wollte gern noch einmal das Thema beleuch-
ten, dass wir nicht nur in die Vergangenheit schau-
en sollten, sondern auch die Herausforderungen
der Gegenwart und der Zukunft als Parlament in
den Blick nehmen sollten. Wir haben nach wie vor
die Situation, dass die hsh portfoliomanagement
fur 1,2 Milliarden Euro faule Kredite rauskaufen
kann. Wir haben das im Ausschuss auch beraten —
aus unserer Sicht nicht zufriedenstellend. Wir ha-
ben im Januar beantragt, dass wir diesen Kredit-
rahmen der hsh portfoliomanagement senken, und
zwar in dem Male, dass sie keine faulen Kredite
mehr aus der Bank herauskaufen kann. Das ist
weiterhin unser Vorschlag, er steht heute zur Ab-
stimmung und wir bitten Sie um Zustimmung zu
unserem Antrag. Denn wir haben erlebt, dass wir
schon bei dem, was wir im Jahr 2016 fir 2,4 Milli-
arden Euro angekauft haben, im ersten halben
Jahr knapp ein Viertel des Wertes verloren haben,
mit anderen Worten Uber 550 Millionen Euro zu-
satzliche Schulden fir die Hamburgerinnen und
Hamburger. Das ist aus unserer Sicht skandalds
und es ist vollig inakzeptabel, dass wir immer noch
keine befriedigenden Antworten darauf haben, wie
das passieren konnte. Deswegen missen wir die-
ses Thema in den Blick nehmen und aus unserer
Sicht — das ist dann der letzte Punkt — auch im

Verkaufsprozess wesentlich mehr Transparenz
von diesem Senat bekommen, als wir bisher ha-
ben.

Der Senat hat sich bisher immer darauf berufen,
dass es nach Aktiengesetz nicht moglich sei, als
Eigentimer in die Bank hineinzuschauen. Neuer-
dings beruft er sich nicht mehr darauf. Er sagt jetzt,
die Projektmitarbeiter der Behorde koénnten nun
den Datenraum einsehen und auch die Berater der
Stadt kénnten in den Datenraum hinein. Meine Da-
men und Herren, wenn alle jene in den Datenraum
hineinkdnnen, dann gibt es keinen Grund, dass wir
als Abgeordnete schlechter gestellt sind. Deswe-
gen fordern wir von Ihnen mehr Transparenz im
Verkaufsverfahren der HSH Nordbank. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Nun hat tatsachlich Herr Schreiber von der
SPD-Fraktion das Wort. Bitte schon.

Markus Schreiber SPD:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Herr Kruse, wir haben, glaube
ich, im Ausschuss fir Offentliche Unternehmen re-
lativ ausflhrlich Uber lhren Antrag gesprochen,
und ich pladiere dafiir, das Petitum des Ausschus-
ses anzunehmen. Wir haben festgestellt, dass es
Uberhaupt keine Absichten mehr gibt, noch faule
Kredite anzukaufen.

(Zuruf)

— Genau, dann kann man sagen, man kdnnte den
Antrag auch beschlieBen. Er hat dann allerdings
keine Wirkung, aber man kénnte ihn beschlie3en.

Aber wir haben mit den 1,2 Milliarden Euro eine
Option mit der EU-Kommission ausgehandelt, was
hinreichend schwierig war. Wir hatten da eine Opti-
on, noch Kredite zur Unterstlitzung zu haben, die
wir allerdings im Augenblick nicht einsetzen wollen
und die auch nicht angekauft werden sollen. Wenn
sie doch angekauft werden sollten, dann wirden
wir das wieder vorgelegt bekommen und konnten
wieder dariiber abstimmen. Insofern ist der einzige
Unterschied, wenn man jetzt ablehnt, was Sie wol-
len, Herr Kruse, dass wir noch eine Option haben,
die wir gegebenenfalls ziehen kdnnten, aber die
wir nicht ziehen missen. In dem Fall halten wir uns
alle Optionen offen und lehnen erst einmal lhren
Antrag ab beziehungsweise nehmen das Petitum
des Ausschusses an. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat jetzt Herr Kreuzmann von
der CDU-Fraktion.
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Thomas Kreuzmann CDU: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Ich muss in Erinnerung rufen,
dass die CDU-Fraktion schon im Juli 2016 einen
Antrag, die Kreditermachtigung der hsh portfolio-
management zu reduzieren, in die Bulrgerschaft
eingebracht hatte. Von den eingangs 6,2 Milliarden
Kreditermachtigung war durch die Ubernahme der
faulen Kredite bei der Transaktion im Juli schon
nur ein Kaufpreis von 2,4 Milliarden Euro zu erzie-
len. Die Wertverluste von rund 550 Millionen Euro,
die sich seit dem 1. Juli 2016 bis Ende letzten Jah-
res dann ergeben haben, hatte Herr Kruse bereits
erwahnt. FUr uns geht es darum, festzustellen,
dass der Kaufpreis von 2,4 Milliarden Euro schon
damals viel zu hoch war und dass nach unserem
Ermessen der Senat sich doch unter Zugzwang
gegenuber der EU-Kommission sah.

(Jan Quast SPD: Warum war das wohl so?)

Letztendlich hatte auch die Bank unter Eigenkapi-
talmangel gelitten, und im Zuge dessen wurde der
Kaufpreis von PwC nach unserem Daflrhalten
schdngerechnet.

Wir gehen — wie viele hier — davon aus, dass sehr
viel Geld des Steuerzahlers inzwischen verbrannt
worden ist. Flr umso wichtiger halten wir es, dass
nicht mehr bendtigte Kreditermachtigungen sogar
auf den Kaufpreis von 2,4 Milliarden Euro bezie-
hungsweise knapp dariber gesenkt werden. Und
wenn Herr Schreiber gerade ausflhrte, dass im
Ausschuss gesagt wurde, die 1,2 Milliarden wur-
den gar nicht mehr bendtigt, dann kann man letzt-
endlich auch die Ermachtigung zuriickschrauben
und damit verhindern, dass die Burger durch den
weiteren Ankauf von Krediten weiter belastet wer-
den. Wir gehen davon aus, dass diese Situation
gar nicht mehr eintreten darf. Das muss verhindert
werden und diese Geldvernichtung muss endlich
ein Ende haben.

(Beifall bei der CDU und bei Michael Kruse
FDP)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Dr. Tjarks von der
GRUNEN Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Lieber Herr Kruse, Sie be-
schweren sich ja haufiger Gber die Frage der Infor-
mation hinsichtlich der HSH Nordbank und auch
Uber die Frage des Ankaufs weiterer Kredite Uber
die hsh portfoliomanagement. Sie selbst sprechen
in dieser Frage von einer ...

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment bitte. — Meine Damen
und Herren! Wenn Sie sich unterhalten wollen, ma-
chen Sie das bitte draulen. Das Wort hat nur Herr

Dr. Tjarks. Frau Dr. Timm zum Beispiel, ich habe
gerade darum gebeten, dass Sie sich hier nicht un-
tereinander unterhalten, sondern das draullen ma-
chen. Ich nenne da nur ein Beispiel, das sind noch
mehr, das sind nicht nur Sie. — Herr Dr. Tjarks, bit-
te schon.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE (fortfahrend):* Sie be-
schweren sich haufiger Uber verschiedene Themen
und haben jetzt den Kauf der hsh portfoliomanage-
ment angeprangert mit den Worten — ich zitiere
das aus lhrem Antrag —, wir seien eine milliarden-
schwere Wette eingegangen. Ich muss einmal sa-
gen, das Spannende an der ganzen Geschichte
und auch in der Debatte, die man jetzt hier nicht
Uber funf Minuten auswalzen darf, ist, dass gestern
der Haushaltsausschuss Uber genau dieses betref-
fende Dokument, das Sie hier immer anprangern,
zur Umsetzung der Entscheidung der Europai-
schen Kommission im Beihilfeverfahren zur HSH
Nordbank AG abgestimmt hat. Und der Haushalts-
ausschuss der Hamburgischen Burgerschaft hat
mit den Stimmen der SPD, der GRUNEN und der
FDP, also lhrer Fraktionsvorsitzenden, genau die-
ser Drucksache ausweislich des Protokolls zuge-
stimmt. Insofern bitte ich Sie, in dieser Frage ein-
mal lhre eigene Linie zu klaren, weil Ihre Fraktions-
vorsitzende namlich diesem Kram zugestimmt hat.
Sie selbst sehen da immer grofle Schwierigkeiten
und Sie reden in dem einen Ausschuss so und im
anderen Ausschuss so. Vielleicht ist es einfach so,
dass Frau Suding jetzt doch ein bisschen starker in
der Regierungsrealitdt angekommen ist im Hinblick
darauf, dass Herr Kubicki in Schleswig-Holstein
wahrscheinlich die nachsten finf Jahre das Ge-
genteil von dem erzahlt, was er die letzten finf
Jahre erzahlt hat. Es ware sehr praktisch, wenn
Sie auch einfach daran denken, dass es eine Re-
gierungsrealitat in der Stadt Hamburg gibt.

(Zurufe von der CDU: Ahl!)

Und wenn Sie sich derer dann auch annehmen,
wie Frau Suding es im Haushaltsausschuss ge-
macht hat,

(Katja Suding FDP: Sie sind so was von auf
dem Holzweg!)

dann kommen wir, glaube ich, in eine Situation,
dass wir es hier auch mit lhnen gut schaffen kén-
nen, diese Bank zu verkaufen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Oelschlager von der
AfD-Fraktion.

Andrea Oelschldager AfD: Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren, sehr ge-
ehrter Herr Kruse! Seit Januar 2017 sind viele
Schiffe die Elbe hinauf- und hinuntergefahren. Es
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haben sich viele neue Erkenntnisse ergeben. So
sagte Herr Senator Tschentscher mittlerweile, dass
er gar nicht mehr beabsichtige, weitere notleidende
Kredite aus der HSH Nordbank herauszukaufen.
Wir nehmen Sie beim Wort, Herr Senator, und
modchten dies durch entsprechende Beschlussla-
gen und Anderungen im Staatsvertrag mit Schles-
wig-Holstein untermauert wissen. Uns ist dabei be-
wusst, dass dies kein einfaches Unterfangen ist
und dem Senat naturlich auch ein Stick Flexibilitat
genommen wirde. Wenn der Handlungsspielraum
des Senats an dieser Stelle eingeschrankt wird,
starkt das die Verhandlungsposition des Senats.
Jeder Kaufer, der weil}, dass noch 1,2 Milliarden
Euro Preisnachlass genehmigt sind, wird versu-
chen, diesen Nachlass auch zu erhalten.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Einen Moment, Frau Abgeordnete. —
Nun wollen wir einmal das Geburtstagskind und
Herrn Thering bitten, ihr Gesprach auRerhalb des
Plenarsaals zu fuhren. — Fahren Sie bitte fort.

Andrea Oelschlager AfD (fortfahrend): Mittlerwei-
le ist vor allem klar, dass ein weiterer Ankauf not-
leidender Kredite nicht mehr mit den Garantien
verrechnet werden koénnte. Es sollten nicht noch
1,2 Milliarden Euro Hamburger Steuergeld zur Ver-
handlungsmasse gemacht werden. Wir haben im
Ausschuss daher dem Antrag der FDP zuge-
stimmt. — Danke.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Hackbusch von der
Fraktion DIE LINKE.

Norbert Hackbusch DIE LINKE: Das ist jetzt et-
was durcheinander. Noch einmal deutlich gesagt,
wir hatten eben die Debatte Uber unseren Antrag,
in dem sehr klar und prazise dargestellt wurde,
was der Wunsch war. Das hangt nicht mit dem
Verkaufsprozess zusammen.

(Thomas Kreuzmann CDU: Prazise sieht an-
ders aus!)

— Nein, prazise in einfachen Worten noch einmal.

2003 ist genau der Zeitpunkt, wo die HSH Nord-
bank entstanden ist, und deswegen ist es der rea-
listische Punkt, dort anzusetzen. Das ist eine Sa-
che, die unabhangig von dem Verkaufsprozess,
den wir jetzt diskutieren, zu besprechen und auch
abzustimmen ist, und es gibt immer noch keine Be-
grindung der Regierungsfraktionen uns gegen-
Uber, warum das nicht unterstitzt werden kann.

Zu diesem Punkt einfach Folgendes: Der Ver-
kaufsprozess selbst ist natlrlich eine sehr komple-

xe Angelegenheit, und der Antrag der FDP dazu ist
meiner Meinung nach ein richtiger Antrag, um in
der Lage zu sein, den Spielraum, den der Senat
hat, einzuengen, weil es droht, dass eine Milliarde
Euro zusatzlich in diesen Verkaufsprozess hinein-
gegeben wird. Eine Milliarde, das wissen Sie alle,
ist eine dramatische Zahl.

Das zweite Problem, das wir hier feststellen, ist die
Situation, dass sich bestimmte Unternehmensbera-
tungen eine goldene Nase daran verdienen. PwC
hat ein Gutachten geschrieben, einen hohen Millio-
nenbetrag daflir bekommen, wie wir aus einer
Schriftlichen Kleinen Anfrage mitbekommen ha-
ben, und wir haben das Geflihl, dass das, was dort
gemacht worden ist, diesen Betrag nicht wert ist.
Also noch einmal der Hinweis an den Senator, bitte
sehr kritisch damit umzugehen, was dort gesche-
hen ist, denn wir haben den Eindruck, dass das
nicht der Fall ist.

Und wir haben gegenwartig naturlich eine weitere
Befurchtung: Wir sehen mit grofer Sorge, dass
Herr Ermisch auftritt und sagt, er wolle im Wesent-
lichen nur noch die Kernbank verkaufen, und den
Rest bekommt die Stadt aufgeladen. Es wird im-
mer wieder gesagt, dass dies nicht mdglich ist, und
ich hoffe, dass es so ist. Ich will aber davor war-
nen, dass es eine Gefahrdung ist und Herr Er-
misch so werbend durch die Gegend zieht. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Meine
Damen und Herren! Mir liegen jetzt keine weiteren
Wortmeldungen vor, das bleibt auch so und wir
kommen damit zur Abstimmung. Der Abgeordnete
Dr. Jens Wolf von der CDU hat angezeigt, dass er
an der Abstimmung nicht teilnimmt, was im Mo-
ment auch schwierig ware.

Wer moéchte dem Antrag der LINKEN aus der
Drucksache 21/8900 seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das ist mehrheit-
lich abgelehnt worden.

Dann rufe ich auf den Tagesordnungspunkt 58,
Drucksache 21/8898, Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE: Informationsveranstaltungen fir die Hambur-
ger Bevdlkerung im Vorfeld des G20-Gipfels durch-
fihren.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Informationsveranstaltungen fiir die Hambur-
ger Bevolkerung im Vorfeld des G20-Gipfels
durchfiihren

— Drs 21/8898 -]

Es handelt sich auch hierbei um eine Kurzdebatte
mit je zwei Minuten Redezeit pro Debattenbeitrag.
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Wird hierzu das Wort gewiinscht? — Frau Ozdemir
von der Fraktion DIE LINKE, bitte schon.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine sehr geehrten Damen und Her-
renl Am Anfang horte es sich ja an wie ein
schlechter Scherz, der G20-Gipfel am 7. und 8. Juli
solle mitten in der Stadt stattfinden, aber es hat
sich bewahrheitet. Und wir stellen fest, dass aul3er
Blrgermeister Olaf Scholz und Bundeskanzlerin
Frau Merkel sich niemand anderes auf den Aus-
nahmezustand, auf die Sicherheitszonen, auf
Trump, Erdogan, Putin und Co. freut. Viele Ham-
burgerinnen und Hamburger sind verunsichert und
stellen berechtigte Fragen, die der Senat offen und
ehrlich beantworten muss. Wird man wahrend der
Gipfeltage noch zur Arbeit kommen kénnen? Wel-
che Ausmalie werden die geplanten Sicherheitszo-
nen haben und was waren die Auswirkungen auf
die Anwohnerinnen und Anwohner? Was ist mit
den Kitas und Schulen im Umfeld der Sicherheits-
zonen? Worauf muissen sich Gewerbetreibende
wahrend der Gipfeltage einstellen?

(Dirk Nockemann AfD: Welcome to Hell!)

Im Innenausschuss sagte Innensenator Grote — ich
zitiere —,

"dass im Prinzip die Sicherheitszone und al-
les, was dort an MalRnahmen rundherum ge-
troffen wird im Bereich Messe, dem ent-
spricht, was wir bei OSZE auch hatten."

— Zitatende.

Herr Grote, Sie wissen und auch wir wissen, dass
das nicht stimmt. Die Sicherheitsvorkehrungen und
Einschrankungen beim OSZE-Treffen sind nicht
vergleichbar mit den Sicherheitsvorkehrungen und
den Einschrankungen, die die Hamburgerinnen
und Hamburger beim G20-Gipfel erwarten. Bis
jetzt gibt der Senat wenig Informationen, und des-
halb fordern wir in unserem Antrag, dass zentrale
und dezentrale Veranstaltungen Uber den G20-
Gipfel und seine Auswirkungen durchgefiihrt wer-
den, genau wie vor OSZE, dass eben auch spezifi-
sche Infoveranstaltungen fiir besonders betroffene
Bevolkerungsgruppen durchgefihrt werden, unter
anderem fur Eltern aus der Umgebung der Sicher-
heitszonen, aber gerade auch fir die Anwohnerin-
nen und Anwohner. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Nockemann
AfD: Damit sie wissen, wo sie stéren kon-
nen!)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Herr Minster von der SPD-
Fraktion.

Arno Munster SPD: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren, liebe Frau Ozdemir!

Ich fange einmal so an: Wer Gber G20 nicht infor-
miert ist, hat selbst Schuld.

(Zuruf: Haha!)

— Ich komme gleich dazu, da werden Sie wahr-
scheinlich mit lhrem Schmunzeln ein bisschen zu-
rickhaltender werden.

Ich habe mein Blro einmal beauftragt zu prifen:
Was ist eigentlich mit all den Veranstaltungen, was
wird informiert Uber Internet, wo ist die Polizei per-
sonlich vor Ort und, und, und? Was von den Zusa-
gen, die damals bei der Messeveranstaltung von
den Staatsraten Schmidt und Krésser gegeben
worden sind, ist jetzt eigentlich am Markt? Und
man muss feststellen, es sind noch neue Veran-
staltungen hinzugekommen, und zwar die in der
HafenCity. Sie findet am 16. Mai 2017 statt, weil ja
die Elbphilharmonie auch von den ganzen Umstan-
den betroffen ist. Die interaktive Karte im Internet,
wovon wir berichtet hatten, ist auch aktiv geschal-
tet.

Dann habe ich mein Bliro einmal gebeten heraus-
zufinden, was denn eigentlich gemacht worden ist,
also wie eigentlich informiert wurde. Da kann ich
Ihnen Folgendes berichten: Am 1. Februar wurde
die Bucerius Law School informiert, am 14. Marz
wurde der Bucerius-Law-School-Kindergarten in-
formiert, der Kinderladen Murmel in der Jungius-
stralle am 2. Februar, das Studienkolleg Abend-
schule Holstentor am 27. April, Universitat Ham-
burg, Fachbereich Physik, am 2. Februar, die Un-
tersuchungshaftanstalt Hamburg am Holstenglacis
am 8. Marz, Bezirksamt Hamburg-Mitte am
15. Marz, Fleischgrollhandel Lagerstrale am
25. Januar, Transthermos am 25. Januar, DELTA
Fleisch am 27. Marz, Veranstaltungshaus Stern-
Café am 1. Februar, Vattenfall in Bezug auf Bau-
stelle Karolinenviertel und, und, und. Ersparen Sie
mir bitte die weitere Auflistung, das hier ist all das,
was schon gelaufen ist.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Waren
das Informationsveranstaltungen fiir Bir-
ger?)

— Das geht ja noch weiter.

Sie beklagen doch, dass Sie nicht informiert wer-
den, und Sie fordern uns beziehungsweise den
Hamburger Senat auf, dass wir Informationen dar-
Uber geben, was zu G20 passiert. Ich will Ihnen
nur aufzeigen, dass all das schon gelaufen ist. Da
kommen Sie ein bisschen zu spat, denn hier hat
der Senat schon sehr lange gehandelt.

(Glocke)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg (unter-
brechend): Herr Abgeordneter, lhre Redezeit ist
abgelaufen.
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Arno Miinster SPD (fortfahrend): Meine Redezeit
ist abgelaufen? Ich habe hier noch anderthalb Sei-
ten Informationsveranstaltungen, also muissen wir
eine zweite Runde machen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasident Dr. Wieland Schinnenburg: Das
Wort hat Herr Gladiator von der CDU-Fraktion.

Dennis Gladiator CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Es stimmt, viele Hamburgerinnen
und Hamburger haben Fragen zum G20-Gipfel.
Sie wollen wissen, welche Auswirkungen der Gip-
fel auf ihren Alltag hat, aber sie wollen auch wis-
sen, welche Auswirkungen die Proteste und De-
monstrationen auf ihren Alltag haben,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Lieber
erst gar nicht demonstrieren!)

denn die sind viel entscheidender und dadurch
werden viel mehr Einschrankungen in der Stadt zu
sehen sein. Darum ist es wichtig, die Burger um-
fassend zu informieren und, liebe Kollegen der
LINKEN, zu demonstrieren, ja, aber friedlich. Ich
glaube, Sie kénnen eine Menge daran mitwirken,
dass das passiert.

(Beifall bei der CDU und bei Ekkehard Wy-
socki SPD)

Es soll umfassend informiert werden, damit haben
wir uns vor 15 Tagen im Innenausschuss beschaf-
tigt. Ich nehme den Senat selten in Schutz, weil
der Senat arg viele Fehler macht, die der Stadt
schaden, gerade in der Innenpolitik, aber hier zu
sagen, es werde nicht informiert, ist schlichtweg
falsch. Es wird sogar mehr informiert, als Sie mit
Ihrem Antrag wollen. Es ist gesagt worden, es wird
viele kleine Veranstaltungen geben. Es gibt direkte
Gesprache mit den Betroffenen, also mit den An-
wohnern und den Gewerbetreibenden. Es gibt
Postwurfsendungen fir die Anwohner, es gibt
Flyer, es gibt die Homepage, das Burgertelefon,
die Medienberichterstattung. Und wenn man sich
informiert, erfahrt man, dass ab Juni 200 Kommu-
nikationsexperten der Polizei in die Stadtteile ge-
hen, um vor Ort die Fragen der Blirger konkret zu
beantworten. Und darum geht es, nicht um irgend-
wie eine Show daraus zu machen, sondern um
das, was die Burger bewegt, auch zu beantworten
und ihnen konkrete Antworten zu geben. All das
wissen Sie auch, denn Sie waren im Innenaus-
schuss als Fraktion vertreten. Insofern scheint sehr
klar zu sein, dass Sie hier einen anderen Eindruck
erwecken wollen. Sie wollen Stimmung gegen den
Gipfel machen. Damit ist aber keinem Menschen in
unserer Stadt geholfen.

(Beifall bei der CDU, vereinzelt bei der SPD
und bei Dr. J6érn Kruse AfD)

Gerade diejenigen, die Sie ansprechen, die Fragen
haben, die wiirden Sie zuriicklassen. Gerade dieje-
nigen, die verunsichert sind, wirden Sie mehr ver-
unsichern. Insofern ist es richtig, umfassend zu in-
formieren, auf die direkte Kommunikation zu set-
zen und eben nicht nur auf Informationsveranstal-
tungen. Da kann nicht jeder hingehen. Die direkte
Kommunikation mit den Bulrgern ist der richtige
Weg, und genau das passiert. Das halten wir fir
richtig. Ausnahmsweise einmal gut gemacht.

(Beifall bei der CDU und vereinzelt bei der
SPD)

Vizepréasident Dr. Wieland Schinnenburg: Vielen
Dank. — Das Wort hat Frau Moller von der GRU-
NEN Fraktion.

Antje Méller GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Man kann tatsachlich immer wie-
der trefflich Uber den Sinn oder Unsinn des G20-
Gipfels streiten. Man kann auch darlber streiten,
warum er hier sein sollte und ob er hier sein sollte.
Ich finde, wir bleiben einmal bei der Tatsache: Er
wird jetzt hier stattfinden und er wird tatsachlich
Einfluss iber mehrere Tage, wahrscheinlich Gber
eine ganze Woche, auf viele von uns in dieser
Stadt haben, auf die Wege im offentlichen Stra-
Renraum, auf die Schule, auf die Kita, auf das Ar-
beitsleben und so weiter.

Ich sehe das ahnlich wie Herr Munster. Die Serie
der Veranstaltungen, die die Behdrde zusammen
mit verschiedenen Institutionen bisher durchgefihrt
hat, ist schon ziemlich lang. Ich glaube aber auch,
dass sie noch langer werden wird. Wenn es kon-
krete Vorschlage gibt, mit denen man tatsachlich
noch einmal auf ein bestimmtes Quartier oder auf
eine bestimmte Gruppe von Menschen zugehen
sollte, dann, denke ich, ist der Senat dazu bereit,
sich das anzuhdéren und auch umzusetzen. Das
Ziel muss natlrlich sein — anders, als man es beim
OSZE-Gipfel feststellen konnte bei dieser einen
groRen Infoveranstaltung —, dass die Leute nicht
nur zuhéren, sondern dass sie auch ihre Fragen
loswerden kdnnen. Das ist da leider nicht gelun-
gen, das hatte auch viele Griinde. Deshalb finde
ich es richtig, auf solch eine grof3e zentrale Veran-
staltung zu verzichten.

Ich finde es aber mindestens genauso wichtig,
auch immer wieder darauf hinzuweisen, dass on-
line eine Menge an Informationen bereitgestellt
wird und auch abgefordert werden kann und dass
es ein Birgertelefon gibt. Aber wenn all das nicht
ausreicht, dann bitte ein bisschen konkreter, was
wir aus lhrer Sicht noch brauchen an Information.

(Vizeprasident Detlef Ehlebracht Gbernimmt
den Vorsitz.)

Die drei Punkte, die Sie benennen — das ist auch
meine Einschatzung -, werden umgesetzt, und
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deshalb muss man Ihren Antrag hier nicht noch be-
schlieffen. Die Fragen, die sich dazu stellen wur-
den, sind im Innenausschuss schon gestellt wor-
den und im Wortprotokoll nachzulesen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Moller. — Als Nachstes erhalt das Wort Herr
Jarchow von der FDP-Fraktion.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Herr Prasident, meine
Damen und Herren! Das meiste ist gesagt worden.
Wir werden lhrem Antrag zustimmen, Frau Ozde-
mir, weil wir von vornherein der Meinung waren,
dass es wichtig ist, bei einem solchen Ereignis
— bei dem wir durchaus begrii3en, dass es in Ham-
burg stattfindet, das hat sich nicht geandert — der
Bevolkerung rechtzeitig zu sagen, welche Belas-
tungen sie haben wird, wo diese Belastungen sein
werden und wie lange sie dauern werden. Insofern
haben Sie vollkommen recht mit lhren Forderun-
gen. Allerdings geht es mir genauso wie meinen
Vorrednern: Ich habe den Eindruck, dass dies sei-
tens des Senats bereits geschehen ist und weiter-
hin geschehen wird. Insofern sind das wohlfeile
Forderungen, die erflllt worden sind.

(Wolfgang Rose SPD: Und warum stimmen
Sie dann zu?)

— Weil wir grundsatzlich die gleichen Forderungen
haben. Auch wenn sie erflllt sind, konnen wir trotz-
dem zustimmen, lieber Herr Rose.

Einen Punkt mochte ich gern ansprechen, der
scheint mir noch offen zu sein. Das ist die Frage,
wo eigentlich die Obdachlosen wahrend dieser Zeit
untergebracht sind. Das wird nachher in der Se-
natsbefragung eine Rolle spielen. Mein Eindruck
ist, dass die Sozialbehorde hier mit der Auskunft,
dass in den Bereichen, die es betrifft, weitestge-
hend keine Obdachlosen leben, etwas neben der
Realitédt zu sein scheint, zumal der Innensenator
uns im Innenausschuss schon gesagt hat, dass
durchaus fast die gesamte Stadt von irgendwel-
chen MalRnahmen im Rahmen des G20-Treffens
betroffen sein wird.

(Farid Miiller GRUNE: Warten wir es doch
ab!)

Insofern sollten wir hier auch fir die Obdachlosen
eine angemessene Ldsung finden wahrend dieser
Tage. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Jarchow. — Als Nachstes hat das Wort Herr
Nockemann von der AfD-Fraktion.

Dirk Nockemann AfD:* Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Im Antrag der LIN-

KEN heif3t es, die Biirger seien verunsichert wegen
des G20-Gipfels, sie wiissten nicht, inwieweit sie
noch zur Arbeit kdmen, sie wissten nicht, inwie-
weit die Kitas geotffnet hatten. Ja, die Blrger dieser
Stadt sind in der Tat verunsichert angesichts der
geplanten Krawallméarsche linksextremistischer
Gruppierungen

(Zurufe von den GRUNEN und der LINKEN:
Oh!)

unter dem Motto "Welcome to Hell". Die Burger
dieser Stadt sind verunsichert wegen der Blockade
des Hafens, die geplant ist. Die Birger dieser
Stadt sind verunsichert, weil sich nach Aussage
des Staatsschutzes zu dieser Zeit in Hamburg das
gesamte Krawallpotenzial Hamburgs, Deutsch-
lands und Westeuropas versammelt. Ich kann nur
sagen, angesichts der Erfahrungen beim OSZE-
Gipfel und angesichts der Informationspolitik des
Senats besteht fiir Ihren Antrag Uberhaupt keine
Grundlage. Vielmehr ware dieser Stadt damit ge-
holfen, wenn Sie an die Teilnehmer der Van-Aken-
Demonstration appellieren wirden, dass sie ihren
Koffer mit Gewalt zu Hause lassen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Nockemann. — Gibt es noch weitere Wortmel-
dungen? — Herr Minster von der SPD-Fraktion hat
das Wort.

(Farid Miiller GRUNE: Der Senat hat sich
auch gemeldet! — Zuruf: Arno, Arno!)

Arno Miinster SPD: Ich bin ein bisschen irritiert.
Frau Ozdemir wére eigentlich vor mir dran gewe-
sen und der Senat hatte sich auch gemeldet, Herr
Ehlebracht. — Gut. Ich will mich relativ kurz fassen,
bevor wir uns gegenseitig die Redezeit streitig ma-
chen.

Frau Ozdemir, ich hatte hier eine sehr lange Liste,
die kann ich fortsetzen, aber das ist ein bisschen
langweilig, finde ich. Ilch mdchte nur noch auf eines
hinweisen: Es gibt ein Schreiben an alle Fraktio-
nen, dass die Informationsbeitrage, die der Senat
gern fihren moéchte, auch in den Ausschiissen der
Hamburgischen Birgerschaft dementsprechend
dargestellt werden. Wir begriiRen es aulierordent-
lich, dass wir endlich einmal von all diesen Sicher-
heitsfragen wegkommen und zu den Inhalten der
Veranstaltungen kommen, denn ich glaube, die
sind nicht ganz unwichtig. Deswegen begrifien wir
dieses Schreiben an die Fraktionen und dann auch
die Berichterstattung des Senats in den Ausschiis-
sen. Das war es. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD — Zuruf: Das musstest
du jetzt sagen?)
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Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Munster. — Weitere Wortmeldungen? — Frau
Ozdemir von der Fraktion DIE LINKE.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Ich hatte eigentlich
gesehen, dass der Innensenator sich gemeldet
hatte. Na ja.

Herr Minster, Sie haben hier einmal aufgefihrt,
welche MafRnahmen folgen sollen. Diese Mal3nah-
men beziehungsweise Veranstaltungen, die Sie
hier erwahnt haben, habe ich in dem Wortprotokoll
nicht finden kénnen. Sie verweisen auf die interak-
tive Karte — schon und richtig — und Sie verweisen
auf diese Veranstaltung in der HafenCity — das war
die einzige Veranstaltung, die im Innenausschuss
angekiindigt wurde.

(Dennis Gladiator CDU: Nein! Mehrere klei-
ne Veranstaltungen!)

Ich kann lhnen sagen, dass im Protokoll stand,

(Ekkehard Wysocki SPD: Na ja, wir waren
da, Sie nicht!)

erst einmal mehrere kleine Veranstaltungen, aber
dann hiel® es, eine Veranstaltung in der HafenCity,
und das wurde heute eben nicht geklart. Ich habe
das Wortprotokoll gelesen und auch mit meiner
Kollegin noch einmal dartber gesprochen.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Dann stimmt
also das Protokoll nicht?)

Nur weil Sie da waren, heif3t es nicht, dass Sie es
besser verstanden haben.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich mochte es einfach noch einmal deutlich ma-
chen: Sie sagen, die Menschen seien nicht verun-
sichert.

(Dirk Nockemann AfD: Habe ich doch gera-
de gesagt, die sind alle verunsichert von |h-
rer Gewaltdemonstration!)

— Mit Ihnen spreche ich doch tberhaupt nicht.

Naturlich sind die Menschen verunsichert. Uns er-
reichen auch Anfragen, weil zum Beispiel Men-
schen im Karoviertel darauf angesprochen werden,
ihre Wohnungen verlassen zu missen und in Ho-
tels untergebracht zu werden. Dann gab es die
Aufforderung eines Arbeitgebers an eine Frau, die
sich an uns gewendet hat, dass flir sie nun eine
BKA-Akkreditierung notwendig sei. Sie fragt dann
berechtigterweise, ob das rechtlich zulassig sei.
Das sind Fragen, die einfach geklart werden mus-
sen. Wiinschenswert ware doch auch eine gewisse
Transparenz,

(Arno Miinster SPD: Sie sind nicht up to
date!)

Herr Munster, zum Beispiel eine Auflistung an die
Birgerschaft mit den Veranstaltungen, die geplant

sind. Das ware doch einmal etwas. Die direkte
Kommunikation, die Herr Gladiator hier erwahnt
hat, ist auch wichtig, aber das schlief3t doch nicht
aus, dass Veranstaltungen — dezentrale, zentrale —
fur besondere Gruppen gemacht werden, wo Men-
schen auch den Dialog fuhren und ihre Verunsi-
cherung teilen kénnen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Ozdemir. — Dann hat sich Herr Senator Grote
gemeldet und er hat das Wort.

Senator Andy Grote: Meine sehr geehrten Damen
und Herren! Weil es ausdricklich gewunscht war,
werde ich auch noch einmal etwas dazu sagen.

(Zuruf: Wer hat das denn gewtnscht?)

Ich glaube, von den Menschen, die sich bei lhnen
melden oder die verunsichert sind, sind es manche
vielleicht nur deswegen, weil sie von Einschran-
kungen ausgehen, die es gar nicht gibt. Insofern
mdchte ich gern das wiederholen, womit Sie mich
auch schon zitiert haben: Dieser Gipfel wird sich
hinsichtlich seiner Einschrankungen aufgrund der
SicherheitsmaRnahmen durch den Gipfel selbst
nicht wesentlich vom OSZE-Gipfel unterscheiden.
Es ist eine etwas andere Dimension, es wird ande-
re Verkehrsbeeintrachtigungen geben, aber die Si-
cherheitsmalRnahmen mit Ausnahme des Bereichs
HafenCity sind sehr stark vergleichbar mit dem,
was wir beim OSZE-Gipfel hatten. Wir haben da-
mals sehr ausfihrlich informiert und wir haben hin-
terher keine einzige Beschwerde gehabt. DIE LIN-
KE kann sich noch erinnern an ihre angemeldeten
Demonstrationen mit witenden Anwohnern aus
dem Karoviertel — die mussten ausfallen mangels
Teilnehmern, denn es gab keine witenden Anwoh-
ner aus dem Karoviertel. Das heildt, die Verunsi-
cherung besteht nicht in dem MaRe, wie Sie es
hier vorgetragen.

Nichtsdestotrotz werden wir auch dieses Mal, ob-
wohl sich wenig andert, noch einmal sehr ausfiihr-
lich und sehr umfassend informieren. Wir machen
das bereits seit Januar, es gibt das Birgertelefon,
die E-Mail-Adresse, die Website und eine grofie
Zahl kleinteiligster Veranstaltungen. Wir haben
noch Veranstaltungen vor uns mit Schulen, mit Ki-
tas, mit Gewerbetreibenden, die mit der Handels-
kammer ist gelaufen und nachste Woche gibt es
die in der HafenCity. Wir werden eine groRe Zahl
von blrgernahen Beamten und Kommunikations-
teams in den Stadtteilen haben, Infomobile, Post-
wurfsendungen, und jeder Anwohner wird so infor-
miert, dass er sich, glaube ich, fast schon eher ein
bisschen bedrangt fihlt durch zu viel Information.
Wir werden niemanden uninformiert lassen und es
hat uns auch beim OSZE-Gipfel niemand vorwer-
fen kdnnen, dass es da so gewesen ist. In dem
Umfang wird es auch dieses Mal wieder sein. Sie
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kénnen davon ausgehen, dass jedes Informations-
bediirfnis gedeckt wird, und wenn Sie einen Hin-
weis haben, wo wir noch hingehen sollen, dann
machen wir das auch. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD, der CDU und der FDP)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Grote. — Gibt es weitere Wortmeldungen? —
Das ist nicht der Fall und dann kommen wir zur Ab-
stimmung uber den Antrag der Fraktion DIE LINKE
aus Drucksache 21/8898.

Wer mochte diesem Antrag zustimmen? — Wer
nicht? — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 29, Druck-
sache 21/8815, Bericht des Ausschusses Offentli-
che Unternehmen: Stopp des Ankaufs fauler Kredi-
te der HSH Nordbank durch die Steuerzahler.

[Bericht des Ausschusses Offentliche Unter-
nehmen liber die Drucksache 21/7588:

Stopp des Ankaufs fauler Kredite der HSH
Nordbank durch die Steuerzahler (Antrag der
FDP-Fraktion)

— Drs 21/8815 -]

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass die
Debatte entfallt und gleich dariber abgestimmt
wird, wobei ich lThnen noch mitteilen méchte, dass
Herr Dr. Jens Wolf an dieser Abstimmung nicht
teilnimmt.

Wer sich dieser Empfehlung des Ausschusses Of-
fentliche Unternehmen aus Drucksache 21/8815
anschlieRen mochte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. — Wer nicht? — Enthaltungen? — Das war
die Mehrheit.

(Zuruf: Das wird angezweifelt!)

— Wollen wir alle einmal aufpassen, und dann wie-
derhole ich noch einmal die Abstimmung?

(André Trepoll CDU: Es reicht, wenn Sie
aufpassen!)

Wir stimmen so lange ab, bis das Ergebnis stimmt.
Also noch einmal:

Wer mochte sich hier der Empfehlung des Aus-
schusses Offentliche Unternehmen aus Drucksa-
che 21/8815 anschlieBen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Jetzt, wo alle mitgemacht haben, war
das Ergebnis eindeutig, damit ist der Antrag ange-
nommen.

Wir kommen damit zum Tagesordnungspunkt 55,
Drucksache 21/8895, Antrag der AfD-Fraktion:

Neues Wahlverfahren zur Hamburgischen Birger-
schaft.

[Antrag der AfD-Fraktion:

Neues Wahlverfahren zur Hamburgischen Biir-
gerschaft

— Drs 21/8895 -]

Die AfD-Fraktion mdchte diese Drucksache an den
Verfassungs- und Bezirksausschuss Uberweisen.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Herr Professor
Kruse von der AfD-Fraktion, Sie haben das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Herr Prasident, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Das bisherige Ham-
burger Wahlverfahren wird seit Langem als zu
kompliziert und intransparent kritisiert. Die Wahler
haben Stimmen fir Wahlkreiskandidaten in unter-
schiedlich groBen Wahlkreisen, Stimmen fiir die
Landesliste oder Stimmen fiir einzelne Kandidaten,
also Personlichkeitsstimmen. Aber die meisten
wissen aufler ihrer eigenen Parteipraferenz nicht
so genau, was ihre Stimmen Uberhaupt bewirken
und dass es bezlglich der Persdnlichkeitsstimmen
anders als ihre Intuition ist und auch anders, als
die Wahlreformer sich das wohl gedacht haben.
Das heif3t aber nicht, dass man die Personlich-
keitsstimmen etwa abschaffen oder zuriickdrangen
sollte, das wollen wir keineswegs. Da habe ich lei-
der neulich im "Hamburger Abendblatt" etwas
ganzlich Falsches lesen mussen. Im Frihjahr 2015
hat die CDU einen neuerlichen Reformanstofl} ge-
geben — leider nur verbal.

(André Trepoll CDU: Nix, das haben wir ein-
gereicht!)

Wir haben dann im Verfassungsausschuss disku-
tiert und eine Anhérung durchgefiihrt, und wir ha-
ben in kleiner Runde bei der Prasidentin mit dem
Landeswahlleiter diskutiert. Wir, die AfD-Fraktion,
haben erwartet, dass dann entweder die CDU oder
die Senatskoalition einen konkreten Vorschlag fur
ein reformiertes Wahlrecht machen wuirde. Aber
nichts passierte, seit zwei Jahren gibt es keinen
handfesten Fortschritt. Dann hat die AfD-Fraktion
die Initiative ergriffen und einen eigenen konstrukti-
ven Reformvorschlag eingebracht. Er ist transpa-
rent und stringent, das heif3t, er geht von drei nor-
mativen Pramissen aus, denen jeweils konsekutive
Auswertungsschritte zur Bestimmung der Zusam-
mensetzung des Parlaments entsprechen. Ich ge-
he alle drei der Reihe nach durch.

Erste normative Pramisse: Die Zusammensetzung
der Burgerschaft soll im Ergebnis etwa proportional
zu den Stimmen fur die einzelnen Parteien sein.
Zugehoriger Auswertungsschritt: Hare-Niemeyer-
Verfahren zur Losung des Ganzzahligkeitspro-
blems, genau wie bisher und wie meistens in
Deutschland, also nichts Neues.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8815
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8895
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Zweite normative Pramisse: Die regionale Vertre-
tung in der Birgerschaft soll der regionalen Struk-
tur des Elektorats Uber ganz Hamburg entspre-
chen. Das regelt man Ublicherweise durch Definiti-
on von Wahlkreisen. Aber wie grof3 sollen diese
sein? Eine Aufgliederung in viele kleine Wahlkreise
kann dazu flihren, dass in einigen Wahlkreisen
eventuell von vier geeigneten Kandidaten einer
Partei nur einer ins Parlament kommen kann, wah-
rend in anderen Wahlkreisen unter Umstanden
kein einziger willig und geeignet ist. AuRerdem: Je
kleiner ein Wahlkreis ist, desto weniger effektive
Auswahl haben die einzelnen Blrger bei der Wahl.
Wenige grofle Wahlkreise fluhren dazu, dass
durchschnittlich der Informationsstand der Wahler
Uber die Kandidaten gering sein wird — Ubrigens
ein wichtiger Punkt bei Wahlen generell.

Wir sind der Auffassung, dass fir Hamburg sieben
Wahlkreise, die den Bezirken entsprechen, ein gu-
ter Kompromiss waren. Bezirke sind eine regionale
Kategorie, die die Burger kennen.

Wie wird nun die Zuordnung der in Schritt eins er-
mittelten Mandate einer Partei auf die Wahlkreise
konkret realisiert? Wir schlagen vor, dass wir das
in Anlehnung an das Hare-Niemeyer-Verfahren
machen. Der einzige Unterschied zum klassischen
Hare-Niemeyer-Verfahren besteht darin, dass jetzt
die Wahlkreise die Zuordnungsziele sind. Konkret
heil3t das: Angenommen, eine Partei hat 20 Bir-
gerschaftssitze errungen, dann sagt das Verfah-
ren, dass davon — in Abhangigkeit von den jeweili-
gen Stimmenzahlen natlrlich — zum Beispiel vier
auf Wandsbek, drei auf Altona und so weiter ent-
fallen.

Damit kommen wir zu den Personen, die die Sitze
erhalten, zum eigentlichen Kernproblem des Re-
formvorschlags. Die dritte normative Pramisse lau-
tet: Welche Personen Sitze im Parlament erlangen,
kann sowohl von den Parteien als auch von den
Wahlern beeinflusst werden. Die Frage ist nur, mit
welchem relativen Gewicht.

Es gibt die Kritik, wenn auch nicht mehr unbedingt
in Hamburg nach der letzten Reform, dass die Par-
teien quasi alles vorentscheiden und die Wahler
beim Personal praktisch keine Auswahl mehr ha-
ben. Einige behaupten sogar, dass ein Wahlrecht
umso demokratischer ist, je starker die Wahler die
einzelnen Abgeordneten bestimmen kénnen und je
weniger die Parteien darauf Einfluss haben. Auf
der anderen Seite leisten die Parteien aber auch
eine sehr wichtige Kandidatenvorselektion, die ei-
ne bedeutsame Informationsfunktion flr die Blirger
hat. Die Parteien kennen ihre potenziellen Kandi-
daten und konnen sie fachlich und charakterlich
beurteilen,

(Hansjérg Schmidt SPD: Einer sitzt dahin-
ten!)

was fir die Uberwiegende Mehrheit aller Wahler
bezuglich der meisten Kandidaten sicher nicht der
Fall ist. Wenn es gar keine fachliche und person-
lichkeitsgestutzte Vorselektion durch Gremien mit
einem hoéheren Informationsstand gébe, misste
man damit rechnen, dass eine gréere Zahl un-
kundiger oder unseridser Personen ins Parlament
gelangen wirde.

(Zurufe)

— Horen Sie mir gern zu, Sie kdnnen mir gleich ant-
worten.

Auf die abstruse Vorstellung, man solle die Parla-
mentsmandate auslosen, will ich an dieser Stelle
gar nicht erst eingehen.

(J6rg Hamann CDU: Das konnte etwas Bes-
seres geben als das, was Sie in letzter Zeit
machen!)

— Herr Hamann, Sie haben gleich Gelegenheit,
darauf zu antworten, wenn Sie konnen.

(J6rg Hamann CDU: Das brauche ich nicht!)

Die adaquate Losung durfte zwischen den vorge-
nannten Extremen liegen. Wir schlagen eine Kom-
bination vor, wobei die Rangzahl eines einzelnen
Kandidaten im Wabhlkreis, genannt modifizierte
Kandidatenstimmenzahl — MKS -, abhangt von ei-
ner Punktzahl, die durch den Platz eines Kandida-
ten auf der Wahlkreisliste bestimmt wird, und von
einer Punkizahl, die von den Personlichkeitsstim-
men eines Kandidaten bestimmt wird. Die Modifi-
zierte Kandidatenstimmenzahl wird folgenderma-
Ren berechnet — leider habe ich keinen Beamer
hier und kann lhnen das nicht zeigen, deshalb lese
ich lhnen das vor —:

(Farid Miiller GRUNE: Wir sind hier im Par-
lament, nicht in der Vorlesung! — Glocke)

Die MKS ist die Summe aus LZ, also der Listen-
nummer, das erlautere ich lhnen gleich, und einer
Zahl PS, der Personlichkeitsstimmen, mal einem
Parameter c.

(J6rg Hamann CDU: Was ist mit der Qua-
dratwurzel?)

— Wissen Sie Uberhaupt, was das ist, Herr Ha-
mann? Ich gebe Ihnen ein Beispiel.

(Zuruf: Nee, nee, nee!)

Damit auch Herr Hamann das versteht, nenne ich
jetzt ein Beispiel.

(Glocke)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht (unterbrechend):
Herr Professor Kruse, die Redezeit ist leider abge-
laufen.

Dr. Joérn Kruse AfD (fortfahrend):* Okay.
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(André Trepoll CDU: Das sollten Sie einmal
berechnen! Jetzt wurde es gerade interes-
sant!)

Herr Prasident, ich danke lhnen.
(Beifall bei der AfD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Professor Kruse. — Als Nachstes spricht Herr
Steinbil von der SPD-Fraktion.

(Zuruf: Der ist Jurist, der kann doch gar nicht
rechnen! — Zuruf: Mach doch einmal ein Bei-
spiel!)

Olaf SteinbiB SPD: Herr Prasident, sehr geehrte
Damen und Herren! Als ich zuerst von dem Antrag
hérte, habe ich mich schon gewundert, was da auf
uns zukommen wird. Ich muss ehrlich sagen, auch
nachdem ich ihn gelesen habe und jetzt Ihre Erkla-
rungen oder vermeintliche Begriindung gehort ha-
be, habe ich es immer noch nicht verstanden. Ich
kann nur mit dem Kopf schitteln. Wir haben das
als Selbstbefassung im Verfassungsausschuss, wir
hatten eine Expertenanhérung, zumindest meine
Fraktion hat sich auch schon einmal intern beraten,
und ich denke, andere Fraktionen tun das ebenso.

(Zuruf von Karin Prien CDU)

— Genau, einige sind schon richtig weit, hore ich
von Frau Prien gerade.

(Dirk Nockemann AfD: Wir sind schon wei-
ter!)

Wir sind da auf dem Weg, so wie es vorgesehen
ist. Weshalb es also dort plétzlich diesen Vorstol3
von lhnen gibt ... Das Ganze gipfelt darin, der Se-
nat solle etwas vorlegen und uns als Parlament sa-
gen, wir sollen unsere origindre Aufgabe, namlich
das Wahlrecht, unsere eigene Kompetenz, an den
Senat abgeben. Birgerbeteiligung ist Uberhaupt
nicht vorgesehen bei dem Verfahren.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch die Re-
gel hier!)

Wir haben aktuell ein Wahlrecht, das auf dem Bir-
gerwillen fufdt. Das kommt in lhrem Antrag Uber-
haupt nicht vor, vielleicht habe ich es auch uberle-
sen.

(Dr. J6rn Kruse AfD: Ja, das stimmt nicht!)

Sie haben dann da abgelesen und sprachen im-
mer von "Herr" Niemeyer und ich frage mich, was
Frau Niemeyer macht.

(Beifall bei der SPD und bei Karin Prien
CDU)

Sie meinten dann Hare/Niemeyer. Hare/Niemeyer,
behaupten Sie, sei das bisherige Sitzverteilungs-
verfahren. Tatsachlich machen wir das nach
Sainte-Lagué. Ich finde es abstrus, was Sie hier

machen, und wir sollten nicht so viel Zeit darauf
verschwenden.

(Dirk Nockemann AfD: Na, dann gehen Sie
doch!)

Vielen Dank.
(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Steinbil3. — Es erhélt das Wort Frau Prien von
der CDU-Fraktion.

Karin Prien CDU:* Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Ich glaube, es gibt viele Kolle-
gen hier im Hause, die die Auffassung teilen, dass
das aktuelle Wahlrecht reformbedurftig ist. Ich
weil}, dass nicht alle die gleichen Reformansatze
teilen, aber wir sind uns darin einig, dass wir da et-
was miteinander zu beraten und zu diskutieren ha-
ben. Das ist, glaube ich, allen klar, aul3er offen-
sichtlich lhnen, Herr Kruse, denn wir sind ja seit
dem 11. September 2015 in einer intensiven
Selbstbefassung. Wir haben eine Sachverstandi-
genanhdérung gemacht, dann haben wir eine Se-
natsanhdrung gemacht ...

(Dr. J6rn Kruse AfD: Ich war dabei, Frau
Prien!)

— Wenn Sie dabei waren, dann haben Sie aber of-
fensichtlich nicht aufgepasst.

(Beifall bei Farid Miiller GRUNE)

Wir haben uns nun wirklich intensivst darum be-
muht, die verschiedenen wirklichen Probleme an-
zugehen, die das Wahlrecht hat, ndmlich dass es
zu sozialer Selektivitat fihrt, dass es fur viele Men-
schen zu komplex ist oder dass es ein Personen-
stimmenparadoxon gibt. Wir haben hier wirklich
ernsthafte, auch verfassungsrechtliche Fragen zu
klaren.

In dem Zusammenhang, Herr Kruse, Sie wissen,
dass es 2004 einen Volksentscheid gegeben hat,
und Sie wissen auch, dass es dann schon einmal
den Versuch gab, von meiner Fraktion vorangetrie-
ben, es wieder zu vereinfachen. Sie wissen, was
dann passiert ist. Sie wissen auch, welche verfas-
sungsandernde Mehrheit wir brauchen,

(Dirk Nockemann AfD: Aber wir durfen es
auch einmal versuchen!)

wenn wir das Wahlrecht miteinander hoffentlich
sehr bald auf einen besseren Weg bringen wollen.
Und Sie wissen, dass es dann die Mdglichkeit gibt,
dagegen im Rahmen der Volksgesetzgebung auch
wieder vorzugehen. Also man muss da schon mit
Fingerspitzengefiihl und im Dialog miteinander vor-
gehen.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Genau das haben wir
gemacht, Frau Prien!)
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Allerdings, Herr Steinbi3, missen wir jetzt auch
einmal vorankommen. Die Biirgerinnen und Birger
erwarten von uns zu Recht, dass wir dieses Thema
in grolRer Ernsthaftigkeit und mit dem Ziel, es zu ei-
ner Lésung zu bringen, vorantreiben. Deshalb bin
ich dankbar, dass wir uns im Verfassungsaus-
schuss in der vergangenen Woche auf einen Zeit-
plan verstandigt haben — so jedenfalls habe ich un-
sere letzten Gesprache verstanden — und dass wir
uns jetzt vor der Sommerpause ernsthaft in die Be-
ratungen hineinbegeben.

Es liegen Vorschlage von der CDU auf dem Tisch,
es liegen auch Ideen aus anderen Fraktionen vor
und nun haben wir noch eine von lhnen, Herr Kru-
se, vielen Dank. Ich finde auch, man kann das,
was Sie dort aufgeschrieben haben, obwohl ich es
noch nicht verstanden habe, aber ich bin ja auch
nur Juristin ...

(Dr. J6érn Kruse AfD: Ich erklare es Ihnen
gern, Frau Prien!)

— Genau, das machen wir dann einmal im Privatis-
simum.

Naturlich kann man das auch gern in die Beratun-
gen aufnehmen, nur den Prozess, Herr Kruse, ha-
be ich wirklich nicht verstanden. Wieso soll denn
der Senat jetzt einen Entwurf vorlegen, wo wir alle
als Parlamentarier gemeinsam daran sind, das
Ganze auf einen besseren Weg zu bringen? Also,
es gehort in den Verfassungsausschuss. Danke,
dass wir hier heute noch einmal kurz dariber ge-
sprochen haben, aber ich glaube, wir sollten jetzt
diesen gemeinsamen demokratischen Prozess al-
ler Fraktionen, den wir angefangen haben, zu ei-
nem vernunftigen Ende fuhren. Wir wollen das im
Juli ernsthaft, Herr Steinbil3, gemeinsam weiter
voranbringen, und dann hoffe ich, dass wir nach
der Sommerpause mit einem verniinftigen Ergeb-
nis hier in die Blurgerschaft gehen kénnen, welches
auch die Akzeptanz in der Bevdlkerung findet,
denn auch das ist ein wichtiger Punkt.

In diesem Sinne, vielen Dank fiir lhren Beitrag,
aber wir machen einmal weiter im Verfassungsaus-
schuss.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Frau Prien. — Das Wort hat jetzt Herr Muller von
der GRUNEN Fraktion.

Farid Miiller GRUNE:* Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Es kommt nicht so oft vor, aber in
diesem Fall ist es so, dass ich Frau Prien im We-
sentlichen beistimmen mochte.

(Beifall bei der CDU — Zurufe)

— Na ja, es ist ja bekannt, dass wir beim Wahlrecht
keine Liebesheirat feiern.

Herr Kruse, Sie sind eine neue Fraktion, das ist
okay, aber wir haben uns im Verfassungsaus-
schuss zum Thema Wahlrecht eigentlich sehr aus-
fuhrlich unterhalten. Dabei ist klar geworden, dass
das Thema in dieser Stadt eine etwas langere Ge-
schichte hat, woran sich viele Beteiligte versucht
haben und es hin- und hergegangen ist. Nun ha-
ben wir momentan das, was wir haben. Wir hatten
eine Anhoérung, wo einige Punkte genannt wurden,
bei denen ich mir vorstellen kann, dass wir hier
nicht so weit auseinander sind, bei denen auch
Handlungsbedarf besteht, um es technisch-verfas-
sungsrechtlich wieder auf einen guten Weg zu
bringen, und es gibt ein paar Punkte, die sind noch
in der Diskussion — wollen wir es einmal so freund-
lich formulieren. Ich habe aber zumindest bei den
anderen Fraktionen nicht ausmachen koénnen,
dass es eine Totalrevision des Hamburger Wahl-
rechts geben soll; das habe ich nirgendwo gehort.

Das ist es aber, was Sie uns hier vorlegen, eine
Totalrevision des Hamburger Wahlrechts. Ich fin-
de, das kann man wollen, aber es ist auch ein
bisschen geschichtsvergessen in dieser Stadt. Wir
alle haben auch gelernt, dass eine standige Total-
veranderung des Hamburger Wahlrechts nicht da-
zu fOhrt, dass die Leute mehr Lust auf Politik ha-
ben.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Es wird aber einfacher
dann!)

Deswegen ist es so, dass alle Parteien einmal sa-
gen, an diesem oder jenem Punkt hatten wir es ei-
gentlich lieber anders und hier hatten wir das gern
so und so. Und die Volksinitiative hatte auch noch
etwas dazu zu sagen. In dieser Situation sind wir
gerade und ich hatte das Geflihl, dass alle Fraktio-
nen miteinander ernsthaft schauen, wie wir aus
dieser Gemengelage zu einer Novellierung des
Wahlrechts kommen kdnnen, die all diesen Punk-
ten in irgendeiner Weise gerecht wird. Alle werden
wir damit nicht gliicklich machen, auch nicht uns
selbst. Selbst wenn wir untereinander glicklicher
werden, mussen wir auch noch versuchen, mit
Mehr Demokratie ein Gesprach zu fuhren, denn wir
wollen deswegen jetzt nicht noch in ein neues Re-
ferendum laufen, sondern zusehen, dass wir alle
eben sehr sorgsam miteinander umgehen.

Ich kann das aus lhrem Antrag tUberhaupt nicht er-
kennen. Ich weil} nicht, wie Sie auf die Idee kom-
men, die Wahlkreise auf Bezirksebene hochzubea-
men. Wie soll das ein Teilzeitabgeordneter schaf-
fen, der jetzt schon knapp mit seiner Zeit ist, hier
im Parlament die Aufgaben zu erfiillen und vor Ort
im Wahlkreis zuzuhéren, wenn all das noch auf
Bezirksgréfle hochgebeamt wird? Ich halte das fur
vollig absurd fir ein Teilzeitparlament. Ich wisste
auch nicht, ob ich das selbst in einem Vollzeitparla-
ment irgendwo in dieser Republik schon einmal ge-
sehen habe. Irgendwie geht das auch an der Rea-
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(Farid Muller)

litat vorbei; also mit der Biirgerndhe ware es dann
vorbei.

Dann haben Sie sehr abstruse Vorstellungen, wie
man Landeslisten und Personlichkeitsstimmen mit-
einander in Einklang bringen will. Das habe ich al-
les Uberhaupt nicht verstanden, und ich wiirde sa-
gen, selbst das Verfassungsgericht wirde es im
Zweifel nicht verstehen, und dies wirde am Ende
dartber entscheiden missen. Wir nehmen das ein-
mal als nette Anregung aus der AfD-Fraktion mit in
den Ausschuss und werden da untereinander wei-
ter beraten. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Miller. — Es erhalt das Wort Herr Dolzer von
der Fraktion DIE LINKE.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Der Verfassungsexper-
te im Trainingsanzug!)

Martin Dolzer DIE LINKE:* Liebe Hamburgerinnen
und Hamburger, liebe Kolleginnen und Kollegen,
Herr Prasident! Frau Schneider sitzt fur uns im
Verfassungsausschuss, aber sie ist gerade auf ei-
ner Veranstaltung, deshalb werde ich unsere Posi-
tion zum Antrag der AfD benennen, Herr Kruse.
Der Verfassungsausschuss hat in mehreren Sit-
zungen méglichen Anderungsbedarf beim Wahl-
recht beraten und unter anderem dazu eine Sach-
verstandigenanhdérung durchgefiihrt. Das war sehr
gut und richtig. Es ist schon dargestellt worden von
meinen Kolleginnen und Kollegen, dass diese Be-
ratungen sehr wichtig sind, und ich denke, die soll-
ten Sie auch wahrnehmen. Diese Beratungen sind
noch nicht abgeschlossen, in den Fraktionen wird
daruber diskutiert und in unserer Fraktion zum Bei-
spiel sind wir noch in der Diskussion dartiber. An
der AfD scheint das irgendwie ein Stick weit vor-
beigegangen zu sein.

(Dr. J6rn Kruse AfD: Nein, keineswegs, Herr
Dolzer!)

Alle Fraktionen aufler Ihnen sind sich, glaube ich,
auch der Problematik bewusst, dass momentan,
wie es eben schon benannt worden ist, eine durch
einen Volksentscheid initiierte und auf den Weg
gebrachte Wahlrechtsreform besteht, die wir wie-
der andern. Die Debatte daruber, in welchem Um-
fang das nétig und winschenswert ist, findet im
Verfassungsausschuss statt. Deshalb verstehe ich
es nicht so ganz, warum Sie diese Debatte jetzt
wieder in die Blrgerschaft verlagern, denn die De-
batte im Verfassungsausschuss ist ausreichend. In
diesem Ausschuss sind Sie bisher nicht weiter auf-
gefallen mit bedenkenswerten Vorschlagen.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Ich habe mich haufig zu
Wort gemeldet!)

Dieser Antrag ist sehr umfangreich und vollkom-
men unverstandlich. Inhaltlich ist er zum Teil ju-
ristisch nicht richtig und zum Teil nicht nachvoll-
ziehbar.

(Dirk Nockemann AfD: Werden Sie einmal
konkret!)

Im Petitum verweisen Sie darauf, dass doch jetzt
bitte der Senat dariber entscheiden méchte, wie
wir weiter verfahren. Was ist das denn bitte fiir ein
Demokratieverstandnis? Wir sind im Verfassungs-
ausschuss dabei, das zu debattieren, und Sie wol-
len das an den Senat abgeben. Und dann deklarie-
ren Sie sich als birgernahe Partei. Das finde ich
ziemlich unertraglich, ehrlich gesagt.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich fasse es noch einmal zusammen: Angesichts
des bisherigen Beratungsstands kann man nur
feststellen, dass lhr Antrag vollkommen unnétig ist
und inhaltlich auch nicht weiter der Rede wert. —
Danke.

(Beifall bei der LINKEN und bei den GRU-
NEN)

Vizeprasident Detlef Ehlebracht: Vielen Dank,
Herr Dolzer. — Das Wort erhalt Herr Dr. Duwe von
der FDP-Fraktion.

(Vizeprasidentin Antje Méller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Dr. Kurt Duwe FDP:* Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wie bereits gesagt,
sind wir im Verfassungsausschuss schon eine gan-
ze Weile bei der Arbeit und wir haben eine Anho-
rung gehabt; da war auch die AfD-Fraktion vertre-
ten, ebenso bei den Sitzungen. Ich will jetzt nichts
zum Inhalt dieses Antrags sagen, denn auch ich
habe nicht verstanden, was da drinsteht und wie
es vor allen Dingen funktionieren soll. Ein Aspekt,
der mir noch sehr wichtig erscheint, ist, dass man
diese Wahlkreise nicht auch noch derart unter-
schiedlich macht, nach dem Motto Wandsbek ge-
gen Bergedorf. Ich kann nur sagen, dieser Vor-
schlag ist einfach gaga.

(Beifall bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Er ist auch keine Antwort auf die Frage, die uns an
Informationsstanden des Ofteren gestellt wird nach
dem Motto: Erklaren Sie mir einmal, wie ich Herrn
oder Frau X wahlen kann, dass er oder sie am
besten ins Parlament kommt. Wenn ich mir vorstel-
le, dass ich jetzt, falls dieses Wabhlrecht real wer-
den wiirde, sagen misste: Das ist ganz einfach.
MKS = LZ + PS x ¢, haben Sie es begriffen?
Nicht? Genauso ist auch lhr Antrag zu verstehen.
Wir werden ihn natirlich ablehnen.

(Beifall bei der FDP, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Urs Tabbert SPD)



Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 58. Sitzung am 10. Mai 2017 4223

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Professor Kru-
se von der AfD-Fraktion, Sie bekommen das Wort.

Dr. Jorn Kruse AfD:* Ich wurde an dieser Stelle
gern darauf hinweisen, dass wir den Antrag an den
Verfassungs- und Bezirksausschuss Uberweisen
moéchten. Das ist unser Kernpetitum. Was meine
Vorredner, angefangen bei Frau Prien oder Herrn
Steinbil3, gesagt haben, heif3t doch im Wesentli-
chen: Die AfD darf keinen Vorschlag machen.

(Zurufe von allen Fraktionen)

Die gesamte Diskussion im Verfassungsausschuss
habe ich verfolgt, und zwar nicht nur passiv, son-
dern aktiv. Ich glaube, ich gehoérte mit zu den ak-
tivsten Diskussionsrednern. Ich habe auch die De-
batte bei der Anhdrung verfolgt und bin also, was
das betrifft, vollig auf der Héhe der Diskussion. Ich
habe aber das Geflihl, dass da keine Linie drin
war. Daraufhin haben wir von der Fraktion einen
Vorschlag gemacht, einen Gedankenanstol3 gege-
ben, und da ich das Gefiihl habe, dass gewisse
Dinge schwer zu kommunizieren waren, mochte
ich es gern im Ausschuss genau erlautern. Bei ei-
nigen dauert es ein wenig langer, das mache ich
aber gern ausfihrlich. Dann werden Sie sehen,
dass das alles eine Logik hat und die Argumente,
ich wirde gegen die Birgerbeteiligung sein, véllig
daneben sind. Das erklare ich gern im Einzelnen.
Ich wirde mich einfach freuen, wenn Sie akzeptie-
ren, dass auch die AfD einen konstruktiven Vor-
schlag macht. Uberweisen Sie ihn bitte an den
Verfassungsausschuss, dann kdnnen wir dartber
im Detail diskutieren. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Méller: Eine weitere Wort-
meldung der SPD-Fraktion, Herr Steinbi3, Sie ha-
ben das Wort.

Olaf SteinbiB SPD: Frau Prasidentin, liebe Damen
und Herren! Diese Martyrerrolle méchte ich doch
nicht durchgehen lassen. In der letzten Sitzung ha-
ben wir einmal einen Antrag von lhnen gefunden,
wo ein Funkchen dabei war, das man an den Aus-
schuss Uberweisen konnte. Das haben wir ge-
macht. Wenn es aber standardmafig so bleibt, wie
es auch heute bei diesem Antrag der Fall ist, dann
lehnen wir es naturlich ab, und so machen wir das
jetzt auch. — Danke.

(Dr. Jérn Kruse AfD: Toll, Herr Steinbil! Das
war ja ganz generdés von lhnen!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Steinbil3, vie-
len Dank. — Gibt es jetzt noch weitere Wortmeldun-
gen? Ich sehe keine weiteren Wortmeldungen und
wir kommen zur Abstimmung.

Wer also moéchte nun zunachst die Drucksache
21/8895 an den Verfassungs- und Bezirksaus-

schuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache Uber den Antrag der
AfD-Fraktion aus Drucksache 21/8895 ab.

Wer dem Antrag folgen mdchte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Antrag abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 40, Druck-
sache 21/8719. Hierbei handelt es sich um den in-
terfraktionellen Antrag der Fraktionen der SPD,
GRUNEN, CDU und FDP: Fraunhofer-Strategie
vertiefen — Den Forschungs- und Innovations-
standort Hamburg starken.

[Antrag der Fraktionen der SPD, GRUNEN, CDU
und FDP:

Fraunhofer-Strategie vertiefen - Den For-
schungs- und Innovationsstandort Hamburg
starken

— Drs 21/8719 -]

Die antragstellenden Fraktionen haben um die Ver-
tagung der Drucksache 21/8719 gebeten. Dariiber
haben wir nun abzustimmen.

Wer also méchte einer Vertagung des Antrags zu-
stimmen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist dieser Antrag vertagt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 23, Druck-
sache 21/8732, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Burgerschaftliche Ersuchen vom 14. Dezember
2016: "Ausbau der Barrierefreiheit, Forderung des
FuRverkehrs, Kennzahlen fir den Neubau und die
Erneuerung von Radverkehrsanlagen in der mittel-
fristigen Finanzplanung anpassen" und "Verbesse-
rung der Pflege des Griins an Strallen und der
Strallengrédben sowie schnellere Vergabe von
MaRnahmen der Stral3enunterhaltung".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliche Ersuchen vom 14. Dezember
2016: "Ausbau der Barrierefreiheit"” — Drs. 21/
7016 —, "Forderung des FuBverkehrs" — Drs.
21/7017 —, "Kennzahlen fiir den Neubau und die
Erneuerung von Radverkehrsanlagen in der
mittelfristigen Finanzplanung anpassen” — Drs.
21/7018 - und "Verbesserung der Pflege des
Griins an StraBen und der StraBRengridben so-
wie schnellere Vergabe von MaBnahmen der
StraBenunterhaltung” — Drs. 21/7021

— Drs 21/8732 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8719
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8732
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(Vizeprasidentin Antje Moller)

Hierzu haben sich die Fraktionen verstandigt, auf
die Debatte zu verzichten.

Ich stelle fest, dass wir von der Drucksache 21/
8732 Kenntnis genommen haben.

Nun kommen wir zum Tagesordnungspunkt
Senatsbefragung

Dazu liegt uns vonseiten der Fraktionen der GRU-
NEN und der LINKEN jeweils eine Fragestellung
vor. Fir jede dieser Fragen und weitere Nachfra-
gen sowie deren Beantwortung stehen jeweils
20 Minuten zur Verfligung.

Meine Damen und Herren, das Instrument ist neu,
wir werden das jedes Mal noch explizit erklaren
und da bitte ich um Aufmerksamkeit.

Vorab mdchte ich darauf hinweisen, dass Antwor-
ten auf Fragen, die hier und heute nicht beantwor-
tet werden kdnnen, zu Protokoll nachgereicht wer-
den.

[Die Bauarbeiten zur Vitalisierung des CCH
sind derart aufwendig, dass die Tiergartenstra-
Re komplett gesperrt wurde und nur noch fiir
den Baustellenverkehr geoéffnet bleiben kann,
woraufhin der sehr lebhafte Radverkehr in der
TiergartenstraBe nun umgeleitet werden muss.
Bezogen auf den Unmut unter den Radfahrerin-
nen und Radfahrern zur Sperrung der Tiergar-
tenstraBe und uber die Umleitungsstrecken er-
gibt sich die Frage, ob der Senat gepriift hat,
die TiergartenstraBe auch wahrend der Bauzeit
fiir den Radverkehr geéffnet zu lassen und die
Umleitungsstrecken zu verbessern? (Fragethe-
ma der GRUNEN Fraktion)]

Wir beginnen nun zunachst mit der Fragestellung
der GRUNEN Fraktion. Wer méchte diese vortra-
gen? — Herr Bill, Sie haben das Wort flir maximal
eine Minute.

Martin Bill GRUNE:* Frau Prasidentin! Die Bauar-
beiten zur Vitalisierung des Congress Centers
Hamburg sind derart aufwendig, dass die Tiergar-
tenstralte zurzeit komplett gesperrt wurde und nur
noch fir den Baustellenverkehr gedffnet bleiben
kann, woraufhin sich eine sehr lebhafte Debatte
unter den Radfahrenden entwickelt hat, denn der
Radverkehr in der Tiergartenstralle war sehr gut
frequentiert und muss zurzeit umgeleitet werden.
Daher meine Frage, Herr Senator, bezogen auf
den Unmut unter den Radfahrerinnen und Radfah-
rern hinsichtlich der Sperrung der Tiergartenstrale
und der Umleitungsstrecken: Hat der Senat ge-
pruft, die Tiergartenstrale auch wahrend der Bau-
zeit fir den Radverkehr gedffnet zu lassen und die
Umleitungsstrecken zu verbessern?

Vizeprasidentin Antje Moller: Vielen Dank. — Wer
mo&chte flr den Senat antworten? — Herr Senator
Horch, ich bitte Sie um eine mdglichst kurze Ant-
wort.

Senator Frank Horch: Herr Bill, die Baustelle
CCH ist eine GroRRbaustelle. Sie wissen, das Pro-
jekt hat einen Umfang von 200 Millionen Euro, und
um eine solche Baustelle herzurichten, bedarf es
wahrend der Baustellenzeit entsprechender Vorbe-
reitungen, entsprechender Baustellenverkehre, La-
gerung und eben tatsachlich auch der Sicherheit
des gesamten Ablaufs. Die Antwort heif3t, dass wir
die Tiergartenstrale sperren missen; wir kdnnen
sie in dieser Bauphase aufgrund der dort ablaufen-
den Vorgange nicht fir Fahrradwege offenhalten.
Deshalb haben wir zwei Umleitungen gewahlt, ein-
mal in die City Uber die Recknitzstrale und Rich-
tung Edmund-Siemers-Allee Uber die Grindelallee
und eine weitere Abbiegung im sudlichen Bereich
eben Uber die St. Petersburger Stralle, weiter Jun-
giusstrale zur Caffamacherreihe. Also von der
Seite her ist der Verkehr nicht aufrechtzuerhalten,
und mit diesen beiden Ausweichstrecken, auch
was Infotafeln und Umlenkbereiche angeht, ist es
nicht bequem und eine gewisse Behinderung, aber
aufgrund der Bedeutung der Baustelle lasst sich
das nicht umgehen.

Vizeprasidentin Antje Moéller: Vielen Dank. — Gibt
es eine Zusatzfrage der Frage stellenden GRU-
NEN Fraktion? — Herr Bill, Sie haben erneut flr ei-
ne Minute das Wort.

Martin Bill GRUNE:* Vielen Dank, Frau Prasiden-
tin. — Wir reden ja zurzeit viel uber die Umleitungs-
strecken. Mich wirde noch interessieren, wie ei-
gentlich der Radverkehr in der Tiergartenstralie
nach dem Umbau gefiihrt werden soll.

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Senator

Horch.

Senator Frank Horch: Es wird nach dem Umbau
eine DurchgangsstralRe fir den Radverkehr geben.
Fir den Autoverkehr wird die Erreichbarkeit des
CCH von beiden Seiten ermdglicht, das heif’t, vom
Dag-Hammarskjold-Platz fihrt eine Zufahrt in die
Tiefgarage des CCH und die andere verlauft eben
tatsachlich vom Messegelande Uber die Tiergar-
tenstralle bis zum CCH. Die Fahrradfahrerinnen
und Fahrradfahrer haben aber in dieser Gesamt-
heit eine freie Durchfahrt. Wir werden in der Kom-
bination aus Auto- und Fahrradverkehr die Park-
platze halten, um auch bei bestimmten Messever-
anstaltungen zu beiden Seiten in der Tiergarten-
stralde Auto- und Fahrradverkehr und Parkplatze
entsprechend zu gewahren.
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Vizeprasidentin Antje Moller: Vielen Dank. — Gibt
es Nachfragen aus anderen Fraktionen? — Das ist
der Fall. Ich weise darauf hin, dass jede Fraktion
nur eine Nachfrage stellen kann; das gilt auch fir
die fraktionslosen Abgeordneten. Wir beginnen
nun mit der SPD-Fraktion, Herr Pochnicht.

Lars Pochnicht SPD: Herr Senator, Sie haben die
eine Alternativroute fiir die Tiergartenstral’e schon
angesprochen, die Radverkehrsverbindung An der
Verbindungsbahn und an der Edmund-Siemers-Al-
lee. Vielleicht kdnnen Sie noch etwas genauer dar-
stellen, welche Verbesserungen dort fir den Rad-
verkehr geplant sind.

Senator Frank Horch: Wie Sie vielleicht wissen,
sind wir dabei, im Rahmen unseres Erhaltungssys-
tems die Edmund-Siemers-Allee entsprechend neu
zu gestalten — ein Projekt mit knapp 3,5 Millionen
Euro. Im Zuge dieses Umbaus werden wir eben
auch entsprechende Radverkehrsmalinahmen
durchfiihren und einmal im nérdlichen Bereich der
Edmund-Siemers-Allee eine Ausfahrt stadtaus-
warts fur Fahrradwege gestalten und stadteinwéarts
im sudlichen Bereich der Edmund-Siemers-Allee.
Diese Sanierungsmaflinahmen haben jetzt unmit-
telbar nichts mit dem CCH zu tun, aber im Zuge
der ErhaltungsmaBRnahmen werden hier die Rad-
verkehre neu geregelt und sie werden dann auch
eine optimale Gestaltung erfahren.

Vizeprasidentin Antje Méller: Vielen Dank. — Von
der CDU-Fraktion bekommt nun Herr Thering fir
eine Minute das Wort.

Dennis Thering CDU:* Herr Senator, wir mochten
gern wissen, wie sich die Zahl der Radfahrer und
die Zahl der Radverkehrsunfalle in der Tiergarten-
stralle und auf den aktuellen Umleitungsstrecken
seit 2011 jahrlich entwickelt haben. Inwieweit kam
es infolge der Sperrung der Tiergartenstralle seit
Jahresbeginn zu einer negativen Entwicklung, die
sich anhand aktueller Daten konkret nachweisen
|&sst?

Senator Frank Horch: Nach meinem Stand der
Dinge und nach Gesprachen auch gerade in den
letzten Tagen mit den Verantwortlichen im Bereich
CCH und Tiergartenstralle — es gibt eine schon
langer wahrende Diskussion, was die verkehrliche
Situation dort betrifft — hatten wir anfangs gerade
in der Zufahrt zur Tiefgarage des CCH bestimmte
Kollisionen oder Missverstandnisse, wo man
durchfahren darf und nicht. Weil dort die Verstandi-
gung schwierig war, haben wir gesagt, dass der
Fahrradverkehr nicht weiter Uiber diese gemeinsa-
me Zufahrt gefuhrt wird. Aktuelle Zahlen liegen mir
nicht vor, man hatte mir aber sicherlich gesagt,
wenn es dort Probleme mit Fahrradfahrern gege-
ben hatte. Das ist mir nicht bekannt.

Vizeprasidentin Antje Moller: Als Nachstes be-
kommt die Fraktion DIE LINKE das Wort. Frau
Sudmann, Sie haben es flir eine Minute.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Mich interessiert,
welche Alternativrouten fur die Bauzeit geplant
sind. Ist zum Beispiel Uberlegt worden, ob man
frihmorgens Planten un Blomen fiir den Radver-
kehr 6ffnet? Und ist Gberlegt worden, was Sie An
der Verbindungsbahn machen wollen? Jetzt ist
dort gesperrt, man kann An der Verbindungsbahn
nicht Richtung Edmund-Siemers-Allee weiterfah-
ren. Welche Alternativrouten haben Sie dort ge-
plant?

Senator Frank Horch: Durch den Park, das ist
auch schon vorher meine Antwort gewesen, geht
es nicht. Wir kénnen also nur die beiden ausge-
schilderten und mit Infotafeln versehenen Wege in
die Stadt und aus der Stadt heraus vorschlagen.
An der Verbindungsbahn ist im Moment auch die
Schwierigkeit der Baustelle, aber wir sind intensiv
dabei. Im November 2017 ist die Stralle An der
Verbindungsbahn wieder offen und dann besteht
auch dort die Mdglichkeit, den Fahrradverkehr
stattfinden zu lassen.

Vizeprasidentin Antje Moller: Vielen Dank. —
Jetzt eine Frage von Herrn Schinnenburg von der
FDP-Fraktion.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Ich finde es be-
merkenswert, dass sich die GRUNEN nur um eine
einzige Gruppe der Verkehrsteilnehmer, die Rad-
fahrerinnen und Radfahrer, kimmern.

(Dennis Thering CDU: Typisch! — Zurufe von
den GRUNEN)

Deswegen meine Frage an den Senat: Wie ist es
mit den Autofahrern und den Ful3gangern?

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Dr. Schinnen-
burg, ich glaube, die Frage ist akustisch nicht an-
gekommen, auch beim Prasidium nicht. Wiederho-
len Sie sie bitte noch einmal.

Dr. Wieland Schinnenburg FDP: Wie ist die Si-
tuation fur Autofahrer und Fuliganger? Inwieweit
wird die Stralle gesperrt und wie lange? Und wel-
che Verbesserungen wird es danach fur Autofahrer
und FuRgéanger an dieser Stralte geben?

Senator Frank Horch: Ich hatte es schon ange-
deutet, dass die Situation durch den Umbau des
CCH und die weiteren entscheidenden Malinah-
men, die dort im 6stlichen und westlichen Bereich
durchgefiihrt werden missen, im Moment etwas
beschwerlich ist. Aber beziglich der Erreichbarkeit
des CCH wird Uber die Tiergartenstralle von
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Westen, ganz entscheidend auch vom Messege-
lande, und vom siiddstlichen Bereich Uber den
Dag-Hammarskjold-Platz die Zufahrt gegeben
sein. Fahrrader konnen durchfahren, aber auch
Autoverkehre sind eben Uber diese Achsen er-
reichbar. Ein entscheidender Punkt flr die Auto-
fahrer ist auch die Neugestaltung im Vorfeld des
Dag-Hammarskjold-Platzes, wo wir eine vdllig
neue Situation fur Autofahrer, fur Fahrradfahrer
und fir Fullganger schaffen, und das mit dem we-
sentlichen Ziel der barrierefreien Erreichbarkeit
Uber eine Rampe zum CCH und von dort Gber eine
schrag aufzufahrende Seite unter Wegfall der Mau-
er hin zu Planten un Blomen, sodass auch das Ge-
lande Planten un Blomen von der Seite, wenn Sie
sich das in der Simulation anschauen, wunderbar
erreichbar ist. Ich glaube, wir haben an diesem
Knotenpunkt in der Gesamtheit eine Synthese fur
Autofahrer, fir Ein- und Ausstieg und fir Lieferver-
kehr auch im Bereich des sudlichen Dammtor-
bahnhofs gefunden. Alle sind sehr zufrieden. Auch
unter Einbeziehung der Bezirke glaube ich, dass
wir fir den sidlichen Teil, Dag-Hammarskjold-
Platz und Dammtorbahnhof, aber auf das CCH
ausgerichtet, in allen verkehrlichen Belangen eine
gute Losung vorschlagen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht fiir eine Minute
das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Herr Senator Horch, jede
Baustelle fihrt zu Unmut, insbesondere bei den
Betroffenen. Ein Grund kénnte vielleicht sein, dass
eine Baustelle von jetzt auf gleich auftaucht und
dann zu Schwierigkeiten bei den Betroffenen fihrt.
Frage: Vielleicht gibt es auch ein Problem mit der
Kommunikation? Wie war das in diesem Fall? Die
Pressemitteilungen des Senats kommen ja in der
Regel beim Birger nicht an, und die Frage ist, ob
es in diesem Fall Kommunikation gegeben hat und
in welchem Umfang. Wir haben gerade in diesem
Bereich nahe der Uni eine hohe Frequenz an Fahr-
radfahrern und Fu3gangern. Von daher die Frage:
Wie war das mit der Kommunikation an dieser
Stelle?

Senator Frank Horch: Ich bin iberzeugt, dass wir
gerade in letzter Zeit — ohne dass wir damit alles
entschuldigen wollen, Sie sagten auch, jede Bau-
stelle sei eine Behinderung und eine Beeintrachti-
gung — im unmittelbaren Bereich mit allen Beteilig-
ten, was die Messe und das CCH betrifft und was
die Zuganglichkeit zum Dammtorbahnhof angeht,
sehr stark kommuniziert haben. Wenn Sie beob-
achten, wie der Kommunikationshintergrund insge-
samt fur jede Beeintrachtigung aussieht, auch in
den nachsten Tagen, dann sind wir da sehr aktiv
und das auch zu den Umleitungen — es wird mir

gerade an die Hand gereicht —, die wir umfassend
kommuniziert haben, um aufzuzeigen, welche
Méglichkeiten in die Stadt hinein oder stadtaus-
warts angeboten werden.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miiller
GRUNE)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das war die Frage-
runde fur die Fraktionen. Gibt es Nachfragen von
den fraktionslosen Abgeordneten? — Nein. Damit
ist die Senatsfragestunde zur ersten Frage been-
det.

[In der aktuellen Ausgabe der "Hinz&Kunzt"
sagt Bezirksamtsleiter Falko DroBmann, dass
es wihrend des G20-Gipfels viele Kontrollen
geben werde und dabei keine Unterscheidung
zwischen Obdachlosen und Nichtobdachlosen
gemacht werde.

Gilt beim Umgang mit obdachlosen Menschen
wahrend des G20-Gipfels in der Innenstadt die
Ansage von Herrn DroBmann: "Geht fiir ein
paar Wochen in eine andere Stadt oder meidet
zumindest die Messe, die City — liberhaupt das
Kerngebiet" oder wird es ein — der Polizei bis
jetzt unbekanntes — besonderes Konzept fiir
die Obdachlosen geben? (Fragethema der
Fraktion DIE LINKE)]

Wir kommen zur zweiten Frage, die von der Frakti-
on DIE LINKE eingereicht wurde. Wer tragt sie
vor? — Frau Ozdemir stellt die Frage.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* In der aktuellen Aus-
gabe der "Hinz&Kunzt" &ufert sich Herr Drof-
mann, der Bezirksamtsleiter von Hamburg-Mitte,
dass es wahrend des G20-Gipfels viele Kontrollen
geben werde und dabei keine Unterscheidung zwi-
schen Obdachlosen und Nichtobdachlosen ge-
macht wird. Meine Frage: Gilt beim Umgang mit
obdachlosen Menschen wahrend des G20-Gipfels
in der Innenstadt die Ansage von Herrn Droldmann
— ich zitiere —:

"Geht flir ein paar Wochen in eine andere
Stadt oder meidet zumindest die Messe, die
City — Uberhaupt das Kerngebiet"

oder wird es ein der Polizei bis jetzt unbekanntes
besonderes Konzept fir die obdachlosen Men-
schen geben?

Vizeprasidentin Antje Moéller: Wer antwortet fur
den Senat? — Herr Senator Grote.

Senator Andy Grote: Vielen Dank. — Im Kontext
des G20-Gipfels werden jede Menge spannender
Szenarien entworfen. Da wundert man sich
manchmal, wo die so herkommen,
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(Zuruf von der LINKEN: Ja, von Herrn Drof}-
mann!)

und dieses ist eines davon. Wir haben hier eine
klare Haltung, dass es wahrend des Gipfels so we-
nig Einschrankungen wie maoglich fir jeden Ham-
burger und jede Hamburgerin geben soll. Jeder
soll sein gewohntes Leben im Grundsatz so weiter-
leben wie sonst auch, und das gilt selbstverstand-
lich auch fir Obdachlose. Es gibt aus Sicht der In-
nenbehoérde und der Polizei keinen Grund, dass ir-
gendjemand wahrend des G20-Gipfels die Stadt
verlassen muss, und auch nicht dafir, dass irgend-
ein Obdachloser die Innenstadt oder andere Berei-
che der Stadt verlassen sollte oder musste.

Eine konkrete Betroffenheit von Obdachlosen ist
allenfalls denkbar, wenn ein Schlafplatz unmittel-
bar in einer Sicherheitszone liegt oder vielleicht di-
rekt an der AuRenfassade eines Hotels, das eben
besonders geschiitzt ist, weil dort Gipfelteilnehmer
untergebracht sind. Ob das der Fall ist und es eine
konkrete Betroffenheit gibt, kénnen wir im Moment
noch gar nicht sagen. Nun kdnnte man sagen, das
sei in diesen Fallen auch nicht ungewdhnlich, es
kénne immer sein, dass Schlafplatze einmal nicht
zur Verfuigung stehen, weil es Bauarbeiten gibt,
Veranstaltungen oder irgendwelche anderen Arbei-
ten stattfinden, sodass man einmal ausweichen
muss. Wir werden es aber trotzdem in Absprache
mit der Sozialbehdrde hier so machen, dass es in
jedem einzelnen Fall, wo ein Obdachloser seinen
angestammten Schlafplatz nicht nutzen kann, ein
Alternativangebot in einer entsprechenden Einrich-
tung geben wird. Da sind ausreichende Kapazita-
ten vorhanden, sodass auf jeden Fall immer ein
Schlafplatz zur Verfligung steht. Es gibt insofern
keine echten Beeintrachtigungen fir obdachlose
Menschen wahrend des G20-Gipfels.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprésidentin Antje Moaller: Gibt es eine Zu-
satzfrage der fragestellenden Fraktion? — Frau Oz-
demir, Sie haben das Wort.

Cansu Ozdemir DIE LINKE:* Weil Sie sich auf die
Aussagen von Herrn Drolmann bezogen haben
und nicht auf meine: Widersprechen Sie also den
Aussagen von Herrn Dro3mann?

Senator Andy Grote: Sie haben gehort, was ich
gerade gesagt habe.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Das ist aber
keine Antwort!)

Vizeprasidentin Antje Méller: Keinen Dialog, mei-
ne Damen und Herren. Frau Ozdemir, Sie haben
Ihre Frage gestellt und wir haben eine Antwort be-
kommen. Gibt es Nachfragen aus den anderen
Fraktionen? — Das ist der Fall. Wir beginnen mit

der starksten Fraktion. Frau Blandow-Schlegel, Sie
haben das Wort.

Hendrikje Blandow-Schlegel SPD:* Vielen
Dank. — Herr Senator, wir haben eventuell Erfah-
rungen aus dem OSZE-Gipfel, das haben Sie vor-
hin selbst erwdhnt. Kénnen Sie daraus berichten?
Gab es Einschrankungen fiir Obdachlose und
kann man daraus etwas fir den G20-Gipfel ablei-
ten?

Senator Andy Grote: Ich denke, den Vergleich
kann man tatsachlich ziehen, denn die Sicherheits-
zone Messe ist weitestgehend identisch, die Situa-
tion in den Hotels ist identisch und zusatzlich ha-
ben wir nur den Bereich um die Elbphilharmonie.
Die Erfahrung vom OSZE-Gipfel ist, dass uns je-
denfalls da keinerlei Beeintrachtigungen, Probleme
oder Einschrankungen fir Obdachlose bekannt
sind.

Vizeprasidentin Antje Moéller: Von der CDU-Frak-
tion bekommt Frau Grunwaldt das Wort, um ihre
Frage zu stellen.

Franziska Grunwaldt CDU:* Fir die obdachlosen
Menschen geht es ja nicht nur um die Schlafplatze,
sondern auch um ihre Grundversorgung, das heif3t
um die Versorgung mit Lebensmitteln und die arzt-
liche Versorgung, die auch erreicht werden muss.
Von wie vielen obdachlosen Menschen geht der
Senat momentan in der Innenstadt aus, wie wird
ihre Grundversorgung wahrend des Gipfels gesi-
chert und besteht die Moglichkeit einer Alterna-
tivunterbringung in einer der Erstaufnahmen, in de-
nen im Moment ziemlich viele freie Platze sind und
es im Juli wahrscheinlich noch mehr freie Platze
sein werden?

Vizeprasidentin Antje Moller: Frau Grunwaldt,
Entschuldigung, vielleicht liegt es am Mikrofon,

(André Trepoll CDU: Nein, es liegt an dem
Gequatsche hier!)

aber lhre Frage war sehr schwer zu verstehen. Ich
hatte die Bitte — und es ist sehr laut im Raum, Herr
Trepoll hat recht —, dass Sie die Frage einfach
noch einmal wiederholen.

(Glocke)

Meine Damen und Herren! Es ist zu laut. — Frau
Grunwaldt, bitte wiederholen Sie die Frage noch
einmal.

Franziska Grunwaldt CDU:* Die letzte oder alle? —
Jetzt ist es zu laut, oder?

Vizeprasidentin Antje Moller: Also — wenn die
Kolleginnen und Kollegen etwas ruhiger sind — ich
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glaube, der erste Teil ist verstanden worden, dass
es auch um die Versorgung der Obdachlosen geht,
und dann haben Sie konkrete Fragen gestellt, die
hier akustisch nicht mehr ankamen.

Franziska Grunwaldt CDU:* Von wie vielen ob-
dachlosen Menschen geht der Senat im Innen-
stadtbereich aus, wie wird ihre Grundversorgung
wahrend des Gipfels sichergestellt und kommt als
Alternativunterbringung eine Unterbringung in den
Erstaufnahmen in Betracht?

Vizeprasidentin Antje Moéller: Vielen Dank.

(Dirk Kienscherf SPD: Eine Frage darf sie
stellen! — Gegenruf von André Trepoll CDU:
Das wird er ja wohl schaffen!)

Senator Andy Grote: Hinsichtlich der genauen
Zahl der Obdachlosen oder der Einschatzung, bei
welcher GrolRenordnung wir da im Sommer in der
Innenstadt liegen, gibt es natidrlich gewisse
Schwankungen, aber dazu hat, glaube ich, der Se-
nat schon eine Reihe Auskinfte erteilt. Auf jeden
Fall haben wir eine Hilfeinfrastruktur, in der all die
Leistungen eingeschlossen sind, die Sie eben an-
gesprochen haben. Ob es Tagesaufenthaltsstatten
sind, medizinische Versorgung, Essensversor-
gung, das ist alles gewahrleistet. All diese Angebo-
te werden selbstverstandlich auch wahrend des
G20-Gipfels uneingeschrankt zur Verfigung ste-
hen, sodass es insofern nicht zu Beeintrachtigun-
gen kommen wird. In gréRBerem Umfang jetzt neue
Einrichtungen zur Verfligung zu stellen ist wie ge-
sagt nicht notwendig, deswegen findet das auch
nicht statt. Aber die Ubernachtungsstatten, die es
ohnehin gibt, insbesondere das Pik As, werden mit
ausreichender Platzkapazitat zur Verfigung ste-
hen, sollte es in Einzelfdllen Bedarf an alternativen
Schlafplatzen geben.

(Beifall bei der SPD und bei Anna-Elisabeth
von Treuenfels-Frowein FDP)

Vizepriasidentin Antje Méller: Von der GRUNEN
Fraktion bekommt Herr Miller das Wort.

Farid Miiller GRUNE:* Herr Senator, Sie hatten
vorhin gesagt, dass zurzeit noch keine wirklichen
Einschrankungen fiir mogliche Schlafplatze in der
City bekannt sind. Ist es denn vorgesehen, dass
man im Vorfeld zumindest den Sozialarbeiterinnen
und Sozialarbeitern, die sich um die Menschen
kimmern, vielleicht schon einmal Hinweise gibt,
wie man mit solchen Situationen umgeht, oder
auch die Einrichtungen ein bisschen darauf vorbe-
reitet, was da auf sie zukommen konnte? Gibt es
Informationen fir die beteiligten ehrenamtlichen
Helferinnen und Helfer? Das ware noch einmal in-
teressant zu wissen.

Senator Andy Grote: Die Sozialbehdrde informiert
nattrlich alle Beteiligten aufgrund der aktuellen
Diskussion — sonst ware das wahrscheinlich gar
nicht erforderlich gewesen — darliber, dass eben
alles so zur Verfigung steht wie sonst auch. Im
Einzelfall ist verabredet, sollte es wider Erwarten
zu Beeintrachtigungen kommen oder sollte jemand
in seiner personlichen Situation betroffen sein,
dass es einen direkten Draht von der Polizei zur
BASFI geben wird. Man wird diese Person dann
ansprechen und wird sie quasi betreut in das je-
weilige Hilfe-, Betreuungs- oder Ubernachtungsan-
gebot begleiten und Uberleiten, sodass hier jeder
jederzeit betreut ist, wenn es denn erforderlich sein
sollte.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Von der FPD be-
kommt Frau Dutschke das Wort.

Jennyfer Dutschke FDP:* Vielen Dank. — Herr Se
nator, mich wirde noch einmal interessieren, wie
Obdachlose in den Sicherheitskonzepten der Poli-
zei bertcksichtigt werden.

Senator Andy Grote: Ich muss es vielleicht noch
einmal deutlich sagen: Es gibt keine besonderen
Einschrankungen fir obdachlose Menschen, die
sich von denen unterscheiden, die alle anderen
Menschen in der Stadt auch vielleicht splren — wo-
bei sie von der einen oder anderen Einschrankung
im Pkw-Verkehr vielleicht nicht so betroffen sind.
Wie gesagt, der OPNV ist nicht beeintrachtigt. Die
Méglichkeit, sich in der Innenstadt aufzuhalten, ist
auch nicht beeintrachtigt. Insofern spielen obdach-
lose Menschen im Sicherheitskonzept oder auch in
den gesamten Konzepten der Polizei keine beson-
ders herausgehobene Rolle, aul3er in dem Fall, wo
sie mit ihren Bedirfnissen, insbesondere mit ihren
Schlafplatzen, betroffen sind. Und dann findet ein
sofortiger unmittelbarer Kontakt in einem abge-
sprochenen Verfahren mit der Sozialbehoérde statt,
sodass eben von dort aus die Betreuung Gibernom-
men werden kann. Wir sehen da jedenfalls aus po-
lizeilicher Sicht kein besonderes Problem und auch
kein besonderes Risiko. Obdachlose Menschen
sind in der Stadt kein Problem und sie sind es
auch wahrend des G20-Gipfels nicht.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Mdller: Von der AfD-Frakti-
on bekommt nun Herr Ehlebracht das Wort.

Detlef Ehlebracht AfD:* Herr Senator Grote, ich
md&chte einen Punkt von eben noch einmal aufgrei-
fen. Es ist ja nicht so — das ist sicherlich Konsens
hier im Haus —, dass wir uns an die geschatzten
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circa 2 000 Obdachlosen in Hamburg gewdhnen
wollen.

(Ksenija Bekeris SPD: Herr Ehlebracht, das
ist aber sehr schlank formuliert!)

Daher die Frage noch einmal: Warum gibt es an-
gesichts der freien Platze in der Erstaufnahme und
vielleicht auch in Nachfolgeunterkinften keine Be-
strebungen, diese freien Kapazitdten dort zu nut-
zen? Dann brauchten wir uns jetzt zum Beispiel
nicht Gber diesen expliziten Fall unterhalten.

Vizeprasidentin Antje Moller: Herr Senator.

Senator Andy Grote: Ich wiederhole es gern noch
einmal: Wir brauchen uns auch jetzt nicht dariiber
zu unterhalten, denn es gibt ein ausreichendes Be-
treuungsangebot. Es ist nicht zu erkennen, warum
das wahrend des G20-Gipfels héher ausfallen soll-
te, aulRer in expliziten Einzelfallen. Und ansonsten
ist Ihnen sicher bekannt, dass es in Hamburg ein
sehr umfangreiches, in den letzten Jahren noch
einmal stark ausgebautes Angebot an Ubernach-
tungsplatzen und Wohnméglichkeiten, auch im Be-
reich einer gemeinsamen Unterbringung mit ande-
ren Unterbringungsfallen, auch von Flichtlingen,
bereits gibt. Insofern besteht aktuell keinerlei Be-
darf, sich hier neue Einrichtungen auszudenken,
jedenfalls nicht in dem Kontext G20. Wir haben
keinen erhohten Unterbringungsbedarf wahrend
dieser Zeit. Der Gipfel findet bekanntlich im Hoch-
sommer statt, es ergibt sich also keine besondere
Lage fur Obdachlose wahrend des G20-Gipfels.

Vizeprasidentin Antje Moéller: Das waren die Fra-
gen der Fraktionen. Jetzt bekommt die fraktionslo-
se Abgeordnete Frau Heyenn fir 30 Sekunden das
Wort, um eine Frage zu stellen.

Dora Heyenn fraktionslos:* Herr Senator Grote, teilt
der Senat die Aussage, die hinter dem Zitat von
Bezirksamtsleiter Drofimann steht, und zwar nicht
nur fir die Obdachlosen, sondern fiir die gesamte
Bevdlkerung? Und wenn nein, welche Botschaft
hat der Senat fir die Hamburgerinnen und Ham-
burger wahrend des G20-Gipfels?

Senator Andy Grote: Da laufe ich jetzt Gefahr,
dass die Antwort wesentlich langer ausfallt als die
Frage. Die Botschaft ist, alle sollen mit groRer Ru-
he und Gelassenheit mit diesem Gipfel umgehen,
ihr Leben weiterleben und ein bisschen aufmerk-
sam sein, wenn es um das Thema Verkehr geht.
Man wird nicht alle Bereiche der Stadt, insbeson-
dere mit dem eigenen Fahrzeug, so erreichen kon-
nen wie sonst. Ansonsten braucht sich eigentlich
niemand auf eine besondere Situation einzustel-
len. In vielen Teilen der Stadt wird man den Gipfel
gar nicht merken, an bestimmten Stellen natirlich
schon. Innenstadt ist ein Thema und die Wege

zum Flughafen sind ein Thema. Aber wir rechnen
nicht mit weitergehenden Einschrankungen, weder
fir Obdachlose noch flir die Hamburgerinnen und
Hamburger, die wahrend des Gipfels auch in den
zentralen Bereichen der Stadt unterwegs sind.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das war noch eine
Antwort in der zur Verfigung stehenden Zeit und
wir sind jetzt am Ende der Senatsbefragung.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 7, Drucksa-
chen 21/8788 und 21/8789, den Berichten des Ein-
gabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/8788 —]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/8789 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/8788.

Wer mdochte hier der Empfehlung zur Eingabe
733/16 folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist dieser Empfehlung zugestimmt
worden.

Wer dartiber hinaus den Empfehlungen zu den (b-
rigen Eingaben folgen moéchte, den bitte ich nun
um das Handzeichen. — Auch hier die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir kommen dann zum Bericht 21/8789, hier zu-
nachst zu Ziffer 1. Diese enthalt nur einstimmige
Empfehlungen.

Wer méchte sich diesen anschlielen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das ist immer noch
einstimmig.

Sodann stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von
Ziffer 2 Kenntnis genommen hat.

Die in der Geschéaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle zunachst fest, dass die Burgerschaft die
unter A aufgeflhrten Drucksachen zur Kenntnis
genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

***Sammellbersicht siehe Seite 4234


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8788
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8789
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 4234
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Wer schlieBt sich den Ausschussempfehlungen
unter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dies haben wir einstimmig entschieden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 8, Druck-
sache 21/8372, GroRe Anfrage der AfD-Fraktion:
Umfang an offentlichen Zuschissen fir die Stif-
tung Burgerhaus Wilhelmsburg.

[GroBe Anfrage der AfD-Fraktion:

Umfang an offentlichen Zuschiissen fir die
Stiftung Biirgerhaus Wilhelmsburg

— Drs 21/8372 -]

Wird hierzu Besprechung beantragt? — Das ist der
Fall. Dann brauchen wir mindestens ein Drittel der
anwesenden Abgeordneten, die diese Bespre-
chung verlangen. Sind ausreichend Abgeordnete
daflir? — Jetzt ist die grofe Frage, ob wir das aus-
zahlen méchten?

(Dr. Andreas Dressel SPD: Hammelsprung!)

— Hammelsprung ist erst die nachste Variante,
Herr Dressel, und das sieht unsere Geschéaftsord-
nung gar nicht vor, sagt die Prasidentin. Das ist
richtig.

Dann bitte ich noch einmal um das Handheben fiir
die Unterstitzung des Wunsches auf Besprechung
und wir zahlen von hier aus einmal durch.

(Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Es
sind nicht alle da, Frau Kollegin!)

Wir brauchen ein Drittel der Anwesenden und ich
bitte einmal darum, die Zahl der anwesenden Ab-
geordneten festzustellen. Wir machen erst einmal
weiter und rufen gleich den Tagesordnungspunkt 8
noch einmal auf. Ich vergesse den Tagesord-
nungspunkt 8 nicht und bleiben auch Sie bei lhrer
Konzentration.

Wir machen weiter mit Punkt 9, Drucksache 21/
8446, GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE: Ver-
kehrsbeschrankende MalRnahmen zum Schutz vor
Larm und Abgasen — Antrage von Birgerinnen und
Birgern nach Paragraf 45 Absatz 1 StVO.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Verkehrsbeschrinkende  MaBnahmen zum
Schutz vor Larm und Abgasen — Antrdge von
Biirgerinnen und Biirgern nach § 45 Absatz 1
Stvo

— Drs 21/8446 —]

Wird hierzu Besprechung beantragt? — Ja. Wird
dieses unterstitzt? — Jetzt haben wir wieder die Si-
tuation, dass wir zahlen muissen. DIE LINKE unter-
stutzt, die AfD hat sich zumindest partiell gemeldet.

Ich brauchte einmal die Zahl der anwesenden Ab-
geordneten. Meine Damen und Herren, jetzt ma-
chen wir das einmal ordentlich. Bitte nehmen Sie
lhre Platze ein, und ich warte weiterhin auf die Zahl
der anwesenden Abgeordneten. Bitte folgen Sie
doch eher meinen Worten, als dass Sie unterein-
ander diskutieren, welche Situation wir hier haben.
Das dauert sonst etwas langer, denn wir haben
noch mehrere GrolRe Anfragen.

Alle anwesenden Abgeordneten sitzen, wir sind bei
Punkt 9, der GroRen Anfrage der Fraktion DIE LIN-
KE.

Die Besprechung ist beantragt. — Wer unterstutzt
diese? — Wir haben inzwischen die Zahl der anwe-
senden Abgeordneten, das sind 106, damit
brauchten wir, wenn wir gemeinsam richtig gerech-
net haben, 35 Abgeordnete als das notwendige
Ein-Drittel-Quorum. Das ist in diesem Fall nicht er-
reicht worden.

Damit stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von der
Grolen Anfrage aus Drucksache 21/8446 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Und weil wir jetzt gerade so schén im Fluss sind,
komme ich zuriick auf den Tagesordnungspunkt 8,
Drucksache 21/8372, die Grof3e Anfrage der AfD-
Fraktion.

Auch hier stelle ich noch einmal die Frage, ob Be-
sprechung beantragt wird. Ich nehme an, das ist
weiterhin der Fall. — Wird das unterstitzt? — Auch
das ist der Fall. Dann bitte ich noch einmal um die
unterstitzenden Meldungen. Auch das, meine Da-
men und Herren, ist nicht das eine Drittel, das wir
fur die Unterstiitzung bendtigen.

Damit stelle ich fest, dass die Blrgerschaft von der
Grolen Anfrage aus Drucksache 21/8372 ohne
Besprechung Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 16, Druck-
sache 21/8738, Senatsmitteilung: Stellungnahme
des Senats zum Ersuchen der Blrgerschaft vom
15./16./17. April 2002 "RegelmaRige Unterrichtung
der Birgerschaft Gber die Polizeiliche Kriminalsta-
tistik".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Biirgerschaft vom 15./16./17. April 2002 "Regel-
maBige Unterrichtung der Biirgerschaft iliber
die Polizeiliche Kriminalstatistik" — Drucksache
17/654 (Ursprungsantrag Drucksache 17/317)
und Plenarprotokoll 17/14

— Drs 21/8738 -]

Die AfD-Fraktion mochte diese Drucksache an den
Innenausschuss Uberweisen.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8372
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8446
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8738
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Wer stimmt diesem Uberweisungsbegehren zu? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die
Uberweisung abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der Se-
natsmitteilung aus der Drucksache 21/8738 Kennt-
nis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 19, Druck-
sache 21/8713, Unterrichtung durch die Prasiden-
tin: Beantwortung des Birgerschaftlichen Ersu-
chens: Mehr Kulturgenuss auch fur blinde und seh-
behinderte Menschen.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Beantwortung des Biirgerschaftlichen Ersu-
chens: "Bericht des Kulturausschusses iiber
die Drucksache 21/3683: Mehr Kulturgenuss
auch fir blinde und sehbehinderte Men-
schen" — Drs. 21/4256

— Drs 21/8713 -]

Vonseiten der CDU-Fraktion liegt hierzu ein Antrag
auf Uberweisung an den Kulturausschuss vor.

Wer mdchte sich diesem Uberweisungsbegehren
anschlieRen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren ab-
gelehnt.

Ich stelle fest, dass die Bulrgerschaft von der
Drucksache 21/8713 Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 21, Druck-
sache 21/8723, Unterrichtung durch die Présiden-
tin: Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Oktober
2016: "Zusatzqualifikationsangebot flir Lehrkrafte
in Integrationskursen ausbauen".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Oktober
2016: "Zusatzqualifikationsangebot fiir Lehr-
krafte in Integrationskursen ausbauen™ — Drs.
21/6157

— Drs 21/8723 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Spracherwerb von Fliichtlingen darf nicht an
biirokratischen Hiirden scheitern

— Drs 21/9024 —]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9024 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor, Uber den wir sogleich
abstimmen.

Die FDP-Fraktion moéchte hierzu die Ziffer 1 des
Antrags separat abstimmen lassen.

Wer mochte also zunachst der Ziffer 1 des CDU-
Antrags aus Drucksache 21/9024 folgen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist die Zif-
fer 1 abgelehnt.

Wer mochte dann noch die Ziffern 2 und 3 be-
schlieBen? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch die Ziffern 2 und 3 sind abgelehnt.

Abschliel3end stelle ich fest, dass die Burgerschaft
von der Unterrichtung aus Drucksache 21/8723
Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 24, Druck-
sache 8769, Bericht des Verkehrsausschusses:
Die Anwendung kontrastreicher Stufenmarkierun-
gen in Hamburg prifen und die gegebenenfalls
weiterentwickelten Planungshinweise zu barriere-
freien Verkehrsanlagen PLAST 10 gesetzlich fest-
schreiben.

[Bericht des Verkehrsausschusses iiber die
Drucksache 21/4895:

Die Anwendung kontrastreicher Stufenmarkie-
rungen in Hamburg prifen und die gegebenen-
falls weiterentwickelten Planungshinweise zu
barrierefreien Verkehrsanlagen PLAST 10 ge-
setzlich festschreiben (Antrag der Fraktion DIE
LINKE)

— Drs 21/8769 —]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren moéchte, den bitte ich nun um das Handzei-
chen. — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist diese Ausschussempfehlung mit
grofRer Mehrheit angenommen worden.

Tagesordnungspunkt 33, Drucksache 21/8838, Be-
richt des Ausschusses flir Justiz und Datenschutz:
Sechstes Gesetz zur Anderung des Hamburgi-
schen Juristenausbildungsgesetzes.

[Bericht des Ausschusses fiir Justiz und Da-
tenschutz iiber die Drucksache 21/8395:
Sechstes Gesetz zur Anderung des Hamburgi-
schen Juristenausbildungsgesetzes (HmbJAG)
(Senatsantrag)

— Drs 21/8838 -]

Wer méchte der Ausschussempfehlung folgen und
das Sechste Gesetz zur Anderung des Hamburgi-
schen Juristenausbildungsgesetzes aus Drucksa-
che 21/8395 beschlieRen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das einstimmig mit einigen
Enthaltungen erfolgt.

Hierzu bedarf es einer zweiten Lesung. Stimmt der
Senat einer sofortigen zweiten Lesung zu?


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8713
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8723
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9024
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8769
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8838
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(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Hause? — Das ist nicht der Fall.

Wer méchte das soeben in erster Lesung be-
schlossene Gesetz auch in zweiter Lesung be-
schlielen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig der Fall. Das Gesetz ist damit auch
in zweiter Lesung und somit endgultig beschlossen
worden.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 37, Druck-
sache 21/8874, Bericht des Haushaltsausschus-
ses: Berichtswesen Bau-Monitoring 2016.

[Bericht des Haushaltsausschusses iiber die
Drucksache 21/7484:

Berichtswesen Bau-Monitoring 2016 (Senats-
mitteilung)

— Drs 21/8874 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Bau-Monitoring besser machen - RegelmaRBig
und transparent liber HPA-Bauprojekte infor-
mieren

— Drs 21/9026 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/9026 ein An-
trag der CDU-Fraktion vor. Diesen mochten die
Fraktionen der SPD und der GRUNEN an den
Haushaltsausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Zum Bericht aus der Drucksache 21/8874 stelle ich
fest, dass die vom Haushaltsausschuss empfohle-
ne Kenntnisnahme erfolgt ist.

Aufruf Punkt 39, Drucksache 21/8901, Bericht des
Innenausschusses: Hamburg — Frauen haben das
Recht auf eine sichere Stadt zusammen mit Ge-
walt gegen Frauen im offentlichen Raum und auf
Groldveranstaltungen wirksam bekampfen.

[Bericht des Innenausschusses iiber die Druck-
sache 21/7982 und 21/8154:

Hamburg — Frauen haben das Recht auf eine si-
chere Stadt (Antrag der CDU-Fraktion)
zusammen mit

Gewalt gegen Frauen im 6ffentlichen Raum und
auf GroBveranstaltungen wirksam bekampfen
(Antrag der Fraktion DIE LINKE)

— Drs 21/8901 -]

Wer mochte hier Ziffer 1 der Ausschussempfeh-
lung folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Damit ist Ziffer 1 beschlossen.

Wer schliel3t sich Ziffer 2 der Ausschussempfeh-
lungen an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? -
Auch die Ziffer 2 wurde damit beschlossen.

Tagesordnungspunkt 42, Drucksache 21/8877, An-
trag der CDU-Fraktion: Stiftung Elbefonds — Aus-
schittung und Ausbaggerung jetzt.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Stiftung Elbefonds — Ausschiittung und Aus-
baggerung jetzt

— Drs 21/8877 -]

Die Fraktion DIE LINKE mochte diese Drucksache
an den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und
Medien Uberweisen.

Wer mochte dem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt worden.

Ich lasse Uber den Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/8877 in der Sache abstimmen.

Wer mdchte diesen Antrag beschlieRen? — Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag ab-
gelehnt.

Tagesordnungspunkt 45, Drucksache 21/8880, An-
trag der CDU-Fraktion: Preisbremse fur Taxitarife —
Taxifahren muss bezahlbar bleiben.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Preisbremse fiir Taxitarife — Taxifahren muss
bezahlbar bleiben

— Drs 21/8880 -]

Diese Drucksache mochten die Fraktion DIE LIN-
KE und die AfD-Fraktion an den Verkehrsaus-
schuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Uberweisung abgelehnt.

Wir kommen zur Abstimmung in der Sache Uber
den Antrag der CDU-Fraktion aus Drucksache
21/8880.

Wer mdchte hier seine Zustimmung geben? —
Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Da-
mit ist der Antrag abgelehnt.

Tagesordnungspunkt 49, Drucksache 21/8889, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Neues Leben


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8874
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/9026
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8901
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8877
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/8880
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am Bergedorfer Hafen: Mit der Umsetzung der
Ideen der Stadtwerkstatt Serrahn 2030 beginnen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Neues Leben
am Bergedorfer Hafen: Mit der Umsetzung der
Ideen der Stadtwerkstatt Serrahn 2030 begin-
nen

— Drs 21/8889 -]

Wer mdchte diesen Antrag beschlieRen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war einstimmig
der Fall.

Tagesordnungspunkt 50, Drucksache 21/8890, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Sanierungsfonds Hamburg 2020 — Planungsmittel
fur die Sanierung der alten Druckerei in der JVA
Fuhlsbuttel.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020 - Planungs-
mittel fiir die Sanierung der alten Druckerei in
der JVA Fuhlsbiittel

— Drs 21/8890 —]

Wer mochte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen.

Tagesordnungspunkt 52, Drucksache 21/8892, An-
trag der Fraktionen der SPD und der GRUNEN:
Hamburger Integrationsfonds — Voraussetzung fr
erfolgreiche Integration schaffen: Psychosoziale
Beratung von Geflichteten starken und ausbauen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Hamburger Integrationsfonds (XXXVI) - Vor-
aussetzung fiir erfolgreiche Integration schaf-
fen: Psychosoziale Beratung von Gefliichteten
stdrken und ausbauen

— Drs 21/8892 -]

Wer diesen Antrag annehmen modchte, den bitte
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das ist mit einigen Gegenstim-
men beschlossen.

Tagesordnungspunkt 53, Drucksache 21/8893, An-
trag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD:
Hamburger Integrationsfonds — Gefllichtete mit Be-
hinderung und ihre Angehérigen mit den Projekten
"We Are Family" und "Flucht und Behinderung" so-
wie der Einrichtung eines Dolmetscherpools unter-
stutzen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburger Integrationsfonds (XXXVII) - Ge-
flichtete mit Behinderung und ihre Angehori-
gen mit den Projekten "We Are Family" und
"Flucht und Behinderung" sowie der Einrich-
tung eines Dolmetscherpools unterstiitzen

— Drs 21/8893 -]

Wer méchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Auch hier die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist mit grofer Mehrheit so beschlos-
sen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 54, Druck-
sache 21/8894, dem Antrag der AfD-Fraktion:
Flagge zeigen flr Tibet — Hamburg sagt ja!

[Antrag der AfD-Fraktion:
Flagge zeigen fiir Tibet — Hamburg sagt ja!
— Drs 21/8894 -]

Wer moéchte diesem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist dieser Antrag mit grof3er Mehrheit abgelehnt.

Meine Damen und Herren! Wir sind am Ende der
Sitzung.

Ende: 19.45 Uhr

In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Jérg Hamann, Dr. Isabella Vértes-Schiitter,

Michael Weinreich und Michael Westenberger
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Anlage

Sammeliibersicht gemal § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 10. Mai 2017

A. Kenntnisnahmen

TOP | Drs- Gegenstand
Nr.

17 8841 |Bericht Uber die Tatigkeit der Kreditkommission fur das Jahr 2016

22 8731 |Burgerschaftliches Ersuchen vom 28. Mai 2015: "Gesamtkonzept Elbe — Binnenschifffahrt
starken" — Drs. 21/598

25 8770 [Bericht des Gesundheitsausschusses

26 8786 |[Bericht des Ausschusses flir die Zusammenarbeit der Lander Hamburg und Schleswig-
Holstein

27 8787 [Bericht des Ausschusses flir die Zusammenarbeit der Lander Hamburg und Schleswig-
Holstein

28 8814 |[Bericht des Ausschusses flir Wirtschaft, Innovation und Medien

30 8820 |Bericht des Ausschusses fir Justiz und Datenschutz

31 8821 [Bericht des Ausschusses fir Justiz und Datenschutz

34 8848 [Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

38 8875 [Bericht des Kulturausschusses




Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 58. Sitzung am 10. Mai 2017

B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

4235

TOP | Drs-Nr. Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
13 8739 Haushaltsplan 2017/2018, Einzelplan 3.2 der Behorde fiir | SPD, Haushaltsaus-
Wissenschaft, Forschung und Gleichstellung, Nachbewil- |CDU, schuss (f.) und
ligung nach § 35 Landeshaushaltsordnung (LHO), Neu- |GRUNEN |Ausschuss fiir
bau fiir das Hamburg Advanced Research Centre for Bio- Wissenschaft und
organic Chemistry (HARBOR) der Universitadt Hamburg Gleichstellung
(UHH) am Forschungscampus Hamburg in Bahrenfeld
14 8736 Unterrichtung der Blrgerschaft Uber eine SPD, Ausschuss fir
Bund-Lander-Verwaltungsvereinbarung zur Férderung CDhu, Wissenschaft und
des wissenschaftlichen Nachwuchses GRUNEN | Gleichstellung
15 8737 Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der Burger- SPD, Innenausschuss
schaft vom 22. Januar 2015 "Entwurf des Sechsten CDU,
Gesetzes zur Anderung des Gesetzes iiber die Daten- GRUNEN
verarbeitung der Polizei" (Drucksache 20/14401)
43 8878 Zuruck zur Haushaltsklarheit — SPD, Haushalts-
Fliichtlingskosten 2017 klar, transparent und rechtzeitig |GRUNEN |ausschuss
im Haushaltsplan abbilden
44 8879 Baugenehmigungs-Schummel-Zahlen beenden — Uber- | SPD, Stadtentwick-
nahme der statistischen Methodik bei der Erfassung der |CDU, lungsausschuss
Wohnungsbaugenehmigungen des Statistikamts Nord GRUNEN,
durch die Bezirke LINKEN,
AfD
46 8886 Innovative Modellprojekte im Hamburger Justizvollzug SPD, Ausschuss fir
endlich voranbringen GRUNEN, [Justiz und
FDP, Datenschutz
AfD
56 8896 Taubblinde Menschen haben einen erhdhten Hilfebedarf |SPD, Ausschuss fir
— Hamburg muss endlich ein Taubblindengeld einfiihren! |CDU, Soziales, Arbeit
GRUNEN, |[und Integration
LINKEN
57 8897 OPNV-Angebot am Hauptbahnhof in der Woche verlan- | SPD, Verkehrs-
gern — Spatverbindungen im OPNV verbessern — An- GRUNEN, |ausschuss
schliisse sichern LINKEN,
AfD
59 8899 Das muss drin sein: Gute Resozialisierung SPD, Ausschuss fur
Neuf. GRUNEN, [Justiz und
LINKEN Datenschutz
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C. Einvernehmliche Ausschussempfehlungen

TOP | Drs-Nr. Ausschuss Gegenstand
32 8822 Ausschuss fir Justiz und | Elektronischen Rechtsverkehr an allen Hamburger Gerichten
Datenschutz sicherstellen
35 8849 Stadtentwicklungsaus- 155. Anderung des Flachennutzungsplans fiir die Freie
schuss und Hansestadt Hamburg (Mischnutzung an der Bergedorfer

Stral3e in Bergedorf),

141. Anderung des Landschaftsprogramms fir die Freie

und Hansestadt Hamburg (Mischnutzung an der Bergedorfer
Straf3e in Bergedorf)

36 8850 Stadtentwicklungsaus- Rot-Grin darf den Hamburger Konsens zum langen Altonaer
schuss Deckel nicht aufkiindigen






